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Einführung

Der vorliegende Band versammelt, erstmals in deutscher Sprache, Untersuchun-
gen portugiesischer Historiker, Wirtschaftswissenschaftler und Politologen zu

verschiedenen Aspekten des Salazarismus und des Ubergangs zur Demokratie in
Portugal nach dem Staatsstreich der Militärs vom 25. April 1974. Für die portu-
giesischen Zeithistoriker ist diese Möglichkeit, sich an die Kollegen und das Publi-
kum in Deutschland wenden zu können, von besonderer Bedeutung, wurden
doch während der Diktatur von 1926 bis 1974 Studien über Portugals Geschichte
im 20. Jahrhundert systematisch blockiert.
Im Gegensatz zu anderen faschistischen oder autoritären Systemen hat der

Estado Novo, so wurde der portugiesische Staat seit dem Inkrafttreten der neuen
Verfassung von 1933 genannt, keine Hochschule für zeitgenössische portugiesi-
sche Geschichte gegründet, und auch alle eigenständigen Initiativen der Historiker
innerhalb und außerhalb der Universitäten wurden unterdrückt. Der Estado Novo
zog es vor, die Erforschung der Zeitgeschichte zu verhindern. Einige wissen-
schaftliche Studien zum 20. Jahrhundert in Portugal entstanden zwar schon in den
fünfziger Jahren, konnten aber oft erst nach 1974 veröffentlicht werden. In den
sechziger und siebziger Jahren setzten an ausländischen Universitäten, vor allem
in England, Frankreich und Italien, Untersuchungen zum 19. und 20. Jahrhundert
in Portugal ein. Ihre Verfasser waren portugiesische Studenten, die im Exil lebten
oder im Ausland arbeiteten. Auch die meisten dieser Arbeiten konnten in Portu-
gal erst nach dem 25. April 1974 publiziert werden. Davor erschienen lediglich im
Widerstand einige Schriften, die als Vorläufer der Studien über die portugiesische
Arbeiterbewegung bezeichnet werden können; sie wurden jedoch fast alle sofort
von der politischen Polizei beschlagnahmt.
Erst mit dem Beginn der Demokratie konnte die Geschichte des 19. und

20. Jahrhunderts in die Lehrpläne der Universitäten aufgenommen werden, und
die akademische Forschung setzte ein. Dennoch hatten es Studien über den Esta-
do Novo schwer: Die ideologischen Vorurteile, die auf allen Gebieten fortbestan-
den, die anhaltende Politik der Abschottung oder des erschwerten Zugangs zu ei-
nigen der wichtigsten Archive (insbesondere zu den Archiven Salazars und der
politischen Polizei)

-

all das behinderte einige Jahre lang die Geschichtsforschung
und ihre Anerkennung als Wissenschaft. Den Wendepunkt brachte erst 1986 ein
mit Unterstützung des damaligen Staatspräsidenten Mario Soares abgehaltenes in-
ternationales Kolloquium über den „Estado Novo

-

von den Anfängen bis zum

Ende der Autarkie, 1926-1959". Im folgenden Jahrzehnt fand eine beachtliche
Ausweitung der Forschung zu nahezu allen Aspekten des alten Regimes statt.
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Die Auseinandersetzungen über den politischen Ursprung des Salazarismus,
welche unter den emigrierten Intellektuellen bereits kurz vor dem Militärputsch
von 1974 geführt wurden, ermöglichten die ersten komparativen Studien. Mochte
ihnen mitunter die empirische Fundierung fehlen, so waren sie doch von unbe-
streitbarem theoretischen Wert; dies gilt insbesondere für die Arbeiten von Her-
mmio Martins1 und Manuel Lucena2.
Nach dem 25. April 1974 wandte sich die akademische Forschung der Frage

nach den Anfängen des Regimes zu. Auch auf die Gefahr hin, zu stark zu verein-
fachen, können hinsichtlich der vergleichenden Faschismusstudien der portugiesi-
schen Historiker und Politologen prinzipiell zwei theoretische und analytisch-
methodische „Familien" unterschieden werden.
Die sogenannte taxonomische Schule ist besonders in bestimmten Bereichen der

Soziologie und der Politikwissenschaft verbreitet, vor allem bei den in den USA
ausgebildeten Wissenschaftlern. Sie suchten nach einer Definition des faschisti-
schen Regimes auf der Basis einer bestimmten Taxonomie. Ihre Anhänger gehen
von einer „typologischen Beschreibung des Faschismus"3 aus: von einer Reihe po-
litischer und ideologischer Merkmale wie Stil und Organisation, um auf empiri-
scher Grundlage den portugiesischen Faschismus zu beschreiben und von anderen
Bewegungen abzugrenzen, die nicht der entwickelten typologischen Definition
entsprechen. Diese gehören für Stanley Payne zur Gruppe des „autoritären Natio-
nalismus" und werden als „radikal rechts", „rechtskonservativ", „autoritär, nicht-
totalitär" oder „autoritär, nicht-faschistisch" bezeichnet, um die Konfusion zu be-
enden, die gewöhnlich auf diesem Gebiet herrscht4.
An die Untersuchungen Paynes schließen die Arbeiten von Antonio Costa Pin-

to an5; er ist jener portugiesische Historiker, der die vergleichenden Studien über
den Estado Novo am stärksten vertieft hat. Für ihn charakterisiert das Fehlen einer
politischen Krise in Portugal und einer faschistischen „Bewegung" oder Partei die
Diktatur der dreißiger und vierziger Jahre, die deshalb auch nicht als faschistisch
zu bezeichnen sei. Für Costa Pinto reiht sich der Estado Novo eher in die Traditi-
on des autoritären Konservatismus ein. Zu einer ähnlichen Schlußfolgerung
kommt auch der politische Soziologe Manuel Braga da Cruz in seinem Werk über
die Geschichte des Estado Novo; seine Unterscheidung zwischen totalitären und
autoritären Regimen folgt Hannah Arendt6. Die Besonderheit des portugiesischen
Einparteiensystems liegt für Braga da Cruz in der Abwesenheit einer faschisti-
schen Ideologie und „Bewegung".
1 Hermmio Martins, Portugal, in: O Fascismo na Europa, Lissabon 1978, S. 421-467.
2 Manuel Lucena, A evoluçào do sistema corporativo Portugûes, Bd. 1: O Salazarismo, Lissabon 1976;
ders., Notas para uma teoria dos regimes fascistas, in: Anâlise Social, 3. Serie, Nr. 125/126 (1994).

3 Stanley G. Payne, Fascism Comparison and Definition, Madison/WI 1980, S. 17.
4 Vgl. auch Manuel Braga da Cruz, Notas para uma caracterizaçâo polftica do salazarismo, in: Anâlise
Social, Nr. 71ff. (1982), S. 777.

5 Antonio Costa Pinto, O Salazarismo e o Fascismo Europeu, Lissabon 1992; ders./Os Camisas Azuis,
Ideologia, elites e movimentos fascistas em Portugal, Lissabon 1994.

6 Manuel Braga da Cruz, O partido e o estado no salazarismo, Lissabon 1988.
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Dagegen plädieren der Soziologe Manuel Lucena und andere dafür, den Salaza-
rismus weiterhin als faschistisches Regime zu bezeichnen: Nicht die Ubereinstim-
mung mit theoretischen Konzepten, sondern die historischen Tatsachen sind ent-
scheidend. Wenngleich in Portugal keine faschistische Massenbewegung die Um-
gestaltung zu einem autoritären Regime herbeigeführt habe, lasse das Regime Sa-
lazars doch deutliche Ubereinstimmungen mit dem italienischen Faschismus er-

kennen. Wie der Faschismus sei auch der Salazarismus auf Kompromisse mit den
traditionellen Eliten in Wirtschaft, Militär und Kirche angewiesen gewesen.
Die Arbeiten von Historikern wie Fernando Rosas7 oder Arsénio Nunes8 gehen

zwar von unterschiedlichen theoretischen Ansätzen aus, sind aber dieser Richtung
zuzurechnen. Beide Autoren stimmen darin überein, daß der Estado Novo unge-
achtet seiner Besonderheiten als portugiesische Variante des Faschismus zu be-
trachten ist.
Das Wesen des Estado Novo wäre freilich kaum zu verstehen, ließe man die Per-

sönlichkeit und den Werdegang Salazars außer acht. Antonio de Oliveira Salazar
wurde am 28. April 1889 in Vimeiro geboren, einem kleinen Dorf in der Nähe von
Santa Comba Däo im Landesinneren Portugals. Der Sohn eines Verwalters reicher
Landgüter begann seine Studien in einem Priesterseminar

-

nicht unüblich für be-
gabtere Söhne aus der weniger begüterten ländlichen Schicht. Acht Jahre lang
(1900-1908) besuchte Salazar das Seminar von Viseu, wo er sich als Publizist in den
Reihen der konservativen Katholiken durchzusetzen begann. Anschließend war er
dort Lehrer am Colégio da Via Sacra. Parallel dazu vertiefte er seine intellektuelle
Bindung an die monarchistischen Denker und die französischen Konservativen,
und für lokale Zeitungen schrieb er gegen die antiklerikale Politik der Ersten Re-
publik. Im Sommer 1910 nahm der junge Lehrer ein Jurastudium an der Univer-
sität Coimbra auf; hier entfaltete sich der Politiker Salazar, der sich als Träger einer
„rettenden Mission" für das Vaterland fühlte. 1914 beendete Salazar sein Studium,
und schon 1916 wurde er Professor der Rechtswissenschaft; für seine Bewerbung
hatte er einige Arbeiten zu aktuellen Fragen des wirtschaftlichen und politischen
Lebens eingereicht. 1918 wurde er mit einer Arbeit im Bereich der Wirtschafts-
wissenschaften an der Universität Coimbra promoviert. Damit wuchs sein Anse-
hen innerhalb des Centro Catolico, der mit der Kirche verbundenen Partei, für die
er ab 1919 mehrmals kandidierte und 1921 für kurze Zeit ein Mandat wahrnahm,
das infolge der Schließung des Parlaments endete. 1929 profilierte sich Salazar auf
dem Kongreß des Centro Catolico als führender Ideologe der portugiesischen Ka-
tholiken. Außerdem genoß er zunehmend die Aufmerksamkeit der verschiedenen
konservativen Strömungen, die sich vom monarchistischen Restaurismus ab-
grenzten. In den folgenden Jahren entwickelte er seine Lehre vom Vorrang des

7 Fernando Rosas, Cinco pontos em torno do estudo comparado do Fascismo, in: Vertice, 2. Serie, Nr.
13 (1989), S. 21-29; ders., O Estado Novo (1926-1974). Bd. 7 der Histöria de Portugal, hrsg. von José
Mattoso, Lissabon 1994.

8 J. Arsénio Nunes, Fascismo e Estado Novo, in: Vertice, 2. Serie, Nr. 1 (1988), S. 61.
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Haushaltsgleichgewichts, die Rechtfertigung des Korporativismus und des „star-
ken Staats".
Nach dem Militärputsch vom 28. Mai 1926, durch den die liberale und parla-

mentarische Erste Republik stürzte, und inmitten der nach dem Umsturz herr-
schenden Konfusion, wurde er zum Finanzminister der Regierung des Komman-
danten Mendes Cabeçadas berufen, der wenige Tage später weichen mußte. Als
sich die Finanzkrise der Diktatur verschärfte, akzeptierte Salazar im April 1928 er-

neut das Amt des Finanzministers. Er setzte drakonische Maßnahmen durch, die
ihm die völlige Kontrolle über die Wirtschafts- und Finanzpolitik der Regierung
verschafften. In diesen Jahren entstand der Begriff „Finanzdiktatur"; auf diesem
Wege erreichte Salazar schnell eine überragende Stellung innerhalb der Regierung.
Der schon 1929 absehbare Erfolg seiner Politik des Finanzausgleichs und die

Unterstützung, die ihm bei konservativen Militärs und Politikern dadurch zuteil
wurde, brachten Salazar und seine Helfer ins Zentrum der postliberalen politi-
schen Umgestaltung. Salazar gelang ein Kompromiß zwischen den verschiedenen
Strömungen innerhalb der portugiesischen Rechten

-

Katholiken, Monarchisten,
liberalen Konservativen, Technokraten, Faschisten-, und am 5. Juli 1932 wurde er

zum Regierungschef ernannt. Im März 1933 fand ein Referendum über den „Ver-
fassungskompromiß" statt; die 1930 gegründete Uniäo Nacional wurde zur Ein-
heitspartei des Estado Novo.
Während der dreißiger Jahre und insbesondere während des spanischen Bürger-

kriegs wurde die endgültige Abkehr von der vorangegangenen Regierungsform
durchgesetzt. Eine deutliche faschistische Zuspitzung des Regimes wurde durch
die politische Polizei und paramilitärische Milizen ebenso vorangetrieben wie
durch „Nationale Propaganda", durch die Korporativierung der Gewerkschaften
und der wichtigsten Wirtschaftsaktivitäten, die Wiedergeburt des „Kolonial-
reichs" und das Bemühen um Autarkie. Letztere war nicht nur eine Wirtschafts-
strategie, sondern auch eine Maßnahme der Außen- und Innenpolitik, wie sie Sa-
lazar seit 1935 gefordert hatte: die Abwendung von Europa und die Hinwendung
zum Atlantik und zum „Kolonialreich" unter dem Schutz der Allianz mit Groß-
britannien.
Die sozioökonomischen und politischen Auswirkungen des Zweiten Welt-

kriegs führten zur ersten schweren Krise des Regimes. Streiks und die Offensive
der antifaschistischen Opposition in der Nachkriegszeit, das Aufkommen einer
kritischen Strömung und eines Bedürfnisses nach inneren Reformen kennzeichne-
ten die Lage. Salazar gelang es jedoch, das militärisch-politische Gleichgewicht in-
nerhalb des Estado Novo wiederherzustellen und zum Gegenangriff überzugehen;
Ende der vierziger Jahre war die Opposition zum Schweigen gebracht.
Die Neutralitätspolitik während des Zweiten Weltkriegs war der Versuch, das

Land aus dem Krieg herauszuhalten und das Überleben des Regimes zu sichern.
Salazars Strategie erwies sich insofern als erfolgreich. Angesichts der unbestreitba-
ren Tatsache, daß die Rolle der Weltmacht Großbritannien in der Nachkriegszeit
zu Ende ging, sah sich Salazar trotz starker ideologischer Vorbehalte nun gezwun-
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gen, die Integration Portugals in die nordamerikanische Einflußzone zu akzeptie-
ren: Der atlantisch-koloniale Bilateralismus der luso-britannischen Allianz wurde
abgelöst von Portugals Integration in den Marshallplan und die Nato.
Die Zeit relativer internationaler Legitimation und Akzeptanz durch den We-

sten während des Kalten Krieges, die Portugal nach seinem Beitritt zur Nato 1949
erfuhr, währte nur kurz. Die unnachgiebige Härte, mit der der Salazarismus in den
fünfziger und sechziger Jahren den Entkolonialisierungsbewegungen entgegen-
trat, führte schließlich zum Ausbruch der Kolonialkriege in den afrikanischen Ge-
bieten unter portugiesischer Verwaltung: zuerst in Angola (1961), danach in Gui-
nea (1963) und Mozambique (1964). „Orgulhosamente s6s!" (Allein und stolz!)

-

dies war das Lebensmotto, das Salazar den Portugiesen in diesen Jahren ver-

ordnete.
Im August 1968, schon 79 Jahre alt und seit 36 Jahren Regierungschef, erlitt Sa-

lazar bei einem Sturz aus einem Liegestuhl ein Schädeltrauma. Der Unfall führte
zu seiner Ersetzung als Präsident des Staatsrates durch Marcello Caetano am

17. September 1968.

Die Herausgabe dieses Sammelbandes geht auf eine Initiative des Goethe-Insti-
tuts Lissabon unter seinem seinerzeitigen Direktor Dr. Hans Winterberg zurück,
der in den Jahren 1993-1995 Historiker aus dem Institut für Zeitgeschichte in
München und dem Instituto de Histöria Contemporânea da Faculdade de Ciên-
cias Sociais e Humanas da Universidade de Lisboa wiederholt zusammenbrachte;
dafür sei an dieser Stelle herzlich gedankt.

Fernando Rosas



Antonio Costa Pinto

Der Zusammenbruch der portugiesischen Demokratie
in der Zwischenkriegszeit

Portugals Eintritt in das „Zeitalter der Massen" vollzog sich ohne die zahlreichen
Krisen, die für die demokratischen Regierungen in Europa zwischen den Welt-
kriegen typisch waren. Als ein altes Gemeinwesen, dessen politische Grenzen seit
dem späten Mittelalter im wesentlichen unverändert geblieben waren, stellte Por-
tugal zu Beginn des 20. Jahrhunderts den Idealtyp eines liberalen Nationalstaates
dar. In Portugal gab es kein Minderheitenproblem, und in den Nachbarländern
lebten keine portugiesischen Bevölkerungsgruppen; selbst Dialekte waren eine le-
diglich in einigen Gebieten nahe der spanischen Grenze vorkommende Ausnah-
me. Auffallend war allein diese außergewöhnliche konfliktfreie Ubereinstimmung
von Staat und Nation1.
Von besonderer Bedeutung war die Kolonialpolitik. Ab dem 17. Jahrhundert

verband sich mit Portugals imperialer Macht die politische und ökonomische Ab-
hängigkeit voit England. Am Ende des 19. Jahrhunderts wurde Portugal mit der
Bedrohung seiner „historischen Rechte" in Afrika

-

der Hochburg des portugiesi-
schen Kolonialismus seit der Unabhängigkeit Brasiliens 1822

-

durch die europäi-
schen Großmächte konfrontiert.
Das gespannte Verhältnis zu England verschlechterte sich in den 1880er Jahren

dramatisch und führte nach dem britischen Ultimatum von 1890 zu ersten stark
anti-britischen Äußerungen in der Öffentlichkeit2. England verhinderte Portugals
Zugriff auf die Gebiete des heutigen Zimbabwe und erzwang 1890 mit einer Inva-
sionsdrohung, Pläne zur Vereinigung von Angola und Mozambique aufzugeben.
Diese Episode verstärkte den modernen portugiesischen Nationalismus. Die Ver-
teidigung des kolonialen Erbes blieb bis in die siebziger Jahre des 20. Jahrhunderts
das wichtigste Merkmal der portugiesischen Außenpolitik3.
1 Für eine ausführlichere Darstellung des ersten Teils dieses Beitrags siehe Antonio Costa Pinto, Cri-
ses and Early Authoritarian Takeover: Portugal, in: Dirk Berg-Schlosser/Jermy Mitchell (Hrsg.),
Crises, Compromise, Collapse. Conditions for Democracy in Interwar Europe, London (erscheint in
Kürze), außerdem ders./ Nuno Monteiro, Probleme der nationalen Identität in Portugal, in: Werk-
statt Geschichte 8 (1994), S. 15-26.

2 Vgl. Nuno Teixeira, O Ultimatum Inglês, Politica externa e politica interna de Portugal de 1890, Lis-
sabon 1990.

3 Vgl. Hermi'nio Martins, Portugal, in: O Fascismo na Europa, Lissabon 1978, S. 421-467; Margret
Scotford Archer/Salvador Giner (Hrsg.), Contemporary Europe. Class, status, and power, London
1974, S. 63.
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Die Jahrhundertwende

Portugals Wirtschaft war zu Beginn dieses Jahrhunderts überwiegend agrarisch
geprägt: die Industrialisierung steckte noch in den Anfängen4. 1911 hatte Portugal
etwa 5,5 Millionen Einwohner, von denen 2,545 Millionen berufstätig waren:

58 Prozent waren in der Landwirtschaft, 25 Prozent in der Industrie und 17 Pro-
zent im tertiären Sektor beschäftigt. Bis 1930 war der Anteil der in der Landwirt-
schaft tätigen Bevölkerung um 3 Prozent gesunken, der tertiäre Sektor war um
3 Prozent gestiegen, der sekundäre jedoch unverändert geblieben.
Entsprechend niedrig war das Niveau der Urbanisierung: Zwischen 1900 und

1930 stieg die Zahl der Stadtbewohner in Großstädten oder Städten mit mehr als
20 000 Einwohnern von 10,5 auf 13,9 Prozent; mit 8 Prozent der Bevölkerung war
Lissabon die einzige Großstadt des Landes, mit großem Abstand gefolgt von Por-
to. Daneben existierten keine Zentren städtisch-politischer Kultur. Insgesamt
überwogen Kleinstädte oder größere Dörfer; dort lebten 1930 mehr als vier Fünf-
tel der Bevölkerung. Nach dem deutlichen Anstieg in den ersten Jahrzehnten des
20. Jahrhunderts wuchsen die Städte extrem langsam, erst in den sechziger Jahren
beschleunigte sich ihre Wachstumsrate wieder (1960: 23 Prozent Stadt-, 77 Pro-
zent Landbevölkerung).
Die Auswanderung der Landbevölkerung hatte seit Mitte des 19. Jahrhunderts

signifikante Auswirkungen auf die portugiesische Wirtschaft. Zwischen 1900 und
1930 wanderten nahezu eine Million Menschen aus, überwiegend nach Brasilien
und in die USA. Lediglich in den Jahren des ErstenWeltkriegs verringerte sich die-
se ständige Abwanderung. Trotz aller staatlichen Bemühungen entschieden sich
nur sehr wenige Portugiesen für Angola oder Mozambique. Afonso Costa, charis-
matischer Politiker in der Ersten Republik, betonte: „Was die Kolonien brauchen,
sind keine Arbeiter, sondern Menschen mit Initiative und Geld, viel Geld."5 Das
Geld, das die Emigranten aus der „Neuen Welt" nach Hause schickten, war für die
portugiesische Wirtschaft ausgesprochen wichtig.
Die Regierungsform in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts läßt sich als oli-

garchischer Parlamentarismus charakterisieren. Die Dynamik des sozialen und
wirtschaftlichenWandels war den Veränderungsprozessen anderer „semi-periphe-
rer" Länder vergleichbar, die Nicos Mouzelis als Länder mit „frühem Parlamenta-
rismus und später Industrialisierung"6 definierte. Durch die Konzentration auf die
Ausbeutung der afrikanischen Kolonien geriet dieser oligarchische und klienteli-
stische Liberalismus um die Jahrhundertwende allmählich ins Abseits. Das Auf-
treten der republikanischen Bewegung, die weite Kreise der bis dahin vom politi-

4 Vgl. Jaime Reis, O Atraso Econömico Português numa Perspectiva Historica, Lissabon 1993.
5 Oliveira Marques, Histöria da Primeira Repüblica. As Estruturas de Base, Lissabon 1978, S. 41.
6 Vgl. Nicos P. Mouzelis, Politics in the Semi-Periphery. Early Parliamentarism and Late Industrial-
ization in the Balkans and Latin America, London 1986.
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sehen Geschehen ausgeschlossenen städtischen Mittelschichten mobilisierte, war
ein Ausdruck dieser Krise7.
Seit Beginn des 20. Jahrhunderts bemühten sich die Republikaner erfolgreich,

Themen wie Nationalismus, Antiklerikalismus, die Ausweitung politischer Parti-
zipation, das Streikrecht und andere Forderungen der schwachen Arbeiterbewe-
gung zu besetzen. Am Vorabend der Revolution von 1910 bestand eine Koalition
unterschiedlicher Gruppierungen, die auch Geheimorganisationen wie die Carbo-
naria umfaßte, eine Vereinigung radikaler Republikaner und Anarchisten mit einer
starken Basis in der Bevölkerung Lissabons, deren Mitglieder in viele Parteikomi-
tees gelangten8.
Im Oktober 1910 wurde die konstitutionelle Monarchie in Lissabon gestürzt.

Diese schnelle Revolution war von republikanischen Mitgliedern der Streitkräfte
geplant und durch Aktionen von zivilen und militärischen Mitgliedern der Carbo-
naria, hauptsächlich Hauptleuten und Unteroffizieren, unterstützt worden. Die
meisten militärischen Einheiten hingegen verhielten sich neutral, und Portugal
wurde eine der ersten Republiken in Europa.
Die republikanischen Eliten vollzogen eine vorsichtige, aber radikale Massen-

mobilisierung durch die Schaffung nationaler Symbole und mit Hilfe schulischer
Sozialisierungsmaßnahmen. Sie blieben sich aber immer der sozialen und politi-
schen Bedrohung durch die ländlichen Gebiete bewußt, die weiterhin die portu-
giesische Gesellschaft prägten.
Die Republikaner erklärten das Kolonialreich für „heilig" und zum zentralen

Bestandteil der portugiesischen nationalen Identität. Eine neue Nationalflagge
und Nationalhymne, eine neue staatlich-bürgerliche Liturgie mit eigenen Feierta-
gen, das Modell einer „Bürger-Architektur" und eine populistische Art politischer
Mobilisierung charakterisierten den Umbruch von 1910.

Die erste Republik
Diese kurze Einführung läßt erkennen, daß die portugiesische Gesellschaft zu Be-
ginn der ersten Republikweit davon entfernt war, die ökonomischen, sozialen und
kulturellen Voraussetzungen zur „Formierung einer bürgerlichen politischen Kul-
tur"9 zu erfüllen. Gleichwohl begannen die Republikaner nach dem Sturz der
Monarchie ihr politisches Programm umzusetzen. Sie forderten ein allgemeines
Stimmrecht, propagierten Antiklerikalismus und Nationalismus, bekämpften die
Abhängigkeit von England und bemühten sich um die Verteidigung des kolonia-

7 Vgl. Pedro Tavares de Almeida, Eleiçôes e Caciquismo no Portugal Oitocentista (1868-1890), Lis-
sabon 1991.

8 Vgl. Douglas L. Wheeler, Republican Portugal. A Political History 1910-1926, Madison/WI 1978,
S. 32-47.

9 Hermmio Martins, The breakdown of the Portuguese Democratic republic. Seventh World Congress
of Sociology, Varna 1980, S. 6.
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len Erbes. Bereits 1910 wurde ein Gesetz über die Säkularisierung verabschiedet,
und eine starke städtisch-antiklerikale Bewegung entstand. Diese Entwicklungen
waren vor allem von den Ereignissen in Frankreich inspiriert und hatten große
Auswirkungen auf die katholische Hierarchie. Den Vorwand für die Einführung
des Stimmrechtes lieferte die monarchistische Revolte in Spanien. So wurde die
Demokratische Partei, indem sie teilweise das Wahlverfahren der Monarchie über-
nahm, zur dominierenden Regierungspartei.
Mattei Dogan hat das republikanische System zutreffend als „mimic de-

mocracy" bezeichnet10. Doch inzwischen beschränkte sich die Politik nicht mehr,
wie noch in der Zeit der konstitutionellen Monarchie, auf die Spitze der sozialen
Pyramide. Der Landadel verlor den direkten Zugang zum Staatsapparat und muß-
te sich neue politische und soziale Vermittlungspartner suchen; Staat und Kirche
unterstützten einander nicht, der Staat war ideologischem Druck stärker ausge-
setzt als zu der Zeit, da er lediglich für das Eintreiben der Steuergelder zuständig
war; schließlich gab es ein wichtiges und destabilisierendes Aufkommen städti-
scher Interessen in der Politik. Mit der Verfassung von 1911, die ein lediglich aus

Mitgliedern der Republikanischen Partei bestehendes Parlament verabschiedet
hatte, wurde ein parlamentarisches System etabliert. Der vom Parlament gewählte
Präsident der Republik verfügte über keinerlei Exekutivvollmachten, insbesonde-
re konnte er nicht das Parlament auflösen. Das allgemeine Stimmrecht wurde, mit
dem Hinweis auf das „Kazikentum" auf dem Lande, abgelehnt, und „Druck von
unten" war kaum vorhanden11.
Das Mehrheitswahlrecht wurde außer in den Wahlkreisen Lissabon und Porto

beibehalten. Das Zweiparteiensystem der konstitutionellen Monarchie wurde
durch ein Mehrparteiensystem ersetzt. Die Republikanische Partei entwickelte
sich zur ersten Massenpartei des liberalen Systems, und die Dominanz der aus ihr
hervorgegangenen Demokratischen Partei war von Beginn an offensichtlich. Ihr
Umgang mit den staatlichen Organisationen war geprägt von Patronage12. Das
eingeschränkte Stimmrecht erleichterte es der Demokratischen Partei, einen Kom-
promiß zwischen ihrer Wählerschaft im städtischen Kleinbürgertum und einem
Teil der Provinznotabein zu finden.

10 Dogans „Idealtyp" definiert nachgeahmte Demokratie als ein politisches System, das westliche, auf
Konkurrenz beruhende Demokratien imitiert, dessen Erscheinung in Gesellschaften mit einem ge-
ringen Grad der Urbanisierung und Industrialisierung wahrscheinlich ist, mit einem starken Land-
adel und wo der weitaus überwiegende Teil der Bevölkerung auf dem Land lebt. Der Mittelstand ist
schwach. Massenkommunikation ist stark begrenzt. Religiöses Gefühl bestimmt die politische Kul-
tur, Staat und Kirche unterstützen einander. Das Parlament geht nicht aus allgemeinem Stimmrecht
hervor, die machthabende Partei manipuliert die Wahlen und die Mehrheit der Bürger wird von ei-
nem Machtwechsel der Parteien nicht direkt betroffen. Vgl. Mattei Dogan, Romania 1919-1938, in:
Myron Weiner/Ergun Äzbudun (Hrsg.), Competitive Elections and Developing Studies, Durham
1987, S. 369-389.

11 Vgl. Fernando Farelo Lopes, Poder Politico e Caciquismo na la Republica, Lissabon 1994, S. 76.
12 Vgl. Martins, The breakdown, S. 8.
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Tabelle 1: Sitze der Parteien im Parlament (1910-1927)
1911 1913 1915

Anzahl in Anzahl in Anzahl in
Parteien der Sitze Prozent der Sitze Prozent der Sitze Prozent

Republikanische Partei 229 97,9
-Demokratische Partei

- -

82 52,6 106 65
Independentes 3 1,3 12 7,7 13 8
Sozialistische Partei 2 0,8 1 0,6 2 1,2
Evolutionspartei

- -

36 23,1 26 16
Unionspartei

- -

25 16 15 9,2
Katholische Partei

- - - -

1 0,6

Total 234 100 156 100 163 100

Quelle: Fernando Farelo Lopes, Poder Politico e Caciquismo na la Republica, Lissabon 1994.

Seit der Jahrhundertwende verfügte allein die Republikanische bzw. Demokra-
tische Partei bei den Wählern über eine stabile Basis: sie hatte als einzige Partei ei-
ne nationale Organisation. Ihre Verankerung im Kleinbürgertum sicherte ihr
Überleben und schützte sie auch gegen die Versuche des Präsidenten, sie aus der
Regierung zu entfernen. Zudem setzte sich die Partei mit harten Attacken gegen
Wahlgegner und „außerparlamentarische" Opponenten, insbesondere Monarchi-
sten, konservative Republikaner und das Militär, zur Wehr.
Die Unions- und die Evolutionspartei waren Gründungen von Parlamentariern,

die die Republikanische Partei 1912 verlassen hatten. Sie bemühten sich umWahl-
und Wahlkreis-Reformen, Mäßigung im Verhältnis von Kirche und Staat und
suchten ihre Klientel in den Provinzen. Bis zum Krieg gab es keine Linksabspal-
tungen von der Demokratischen Partei; die zwei Sitze der kleinen Sozialistischen
Partei waren ein „Geschenk" der Demokratischen Partei. Bis zur Sidönio-Dikta-
tur (1918) konnte man noch von einer halbloyalen Opposition der konservativen
republikanischen Parteien sprechen: in den zwanziger Jahren scheiterten alle Ver-
suche, das politische System zu reformieren und die konservativen Kräfte zu einer
Partei zu vereinigen. Dies führte schnell zu der unwiderruflichen Überzeugung,
daß auf verfassungskonforme Weise kein Regierungswechsel gelingen könne.

Regierungsinstabilität
Instabilität charakterisierte die gesamte republikanische Periode. Zwischen 1910
und 1926 sah Portugal 17 Einparteienkabinette, 3 Militär- und 21 Koalitionsregie-
rungen13.

13 Vgl. Kathleen Schwartzman, The Social Origins of the Democratic Collapse. The First Portuguese
Republic in the Global Economy, Lawrence/KS 1989.
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Von 1912 bis 1917 waren Einparteienkabinette der Demokratischen Partei die
Regel, die konservativ-republikanischen Parteien konnten jedoch einige unabhän-
gige Regierungen bilden. Die erste ernsthafte Herausforderung für die Republik
war 1915 ein Militärputsch, der vom Präsidenten und den konservativen Parteien
unterstützt wurde und zum Sturz der demokratischen Regierung führte. Unter
dem Druck des Militärs ernannte der Präsident im Januar 1915 General Pimenta
de Castro zum Premierminister. Einige Monate später brachte ein Aufstand, der
von einigen Militäreinheiten und bewaffneten Zivilisten unterstützt wurde, die
Demokratische Partei wieder an die Macht. Es gab 150 Tote und 300 Verletzte14.
Im Juni 1915 gewann die Demokratische Partei erneut die Wahlen und bildete bis
zum Staatsstreich von Sidönio Pais 1917 verschiedene Koalitionsregierungen mit
den konservativ-republikanischen Parteien. Die Kabinettswechsel häuften sich in
den Jahren unmittelbar nach dem Krieg.
Die Koalitionsregierungen waren im Vergleich mit durchschnittlich 91 Tagen

instabiler als die Einparteienregierungen mit einer durchschnittlichen Dauer von
156 Tagen15. Dennoch gibt es zwei prinzipielle Unterschiede zwischen der Vor-
und der Nachkriegszeit: Die Bedeutung sozio-ökonomischer Nischen und der
Einfluß von Interessengruppen wuchs. Eine quantitative Studie über Kabinetts-
wechsel undWirtschaftspolitik zeigt deutlich die wichtige Rolle, die ökonomische
Interessengruppen bei der Bildung und beim Sturz der Kabinette spielten. Sie un-
terstreicht ebenfalls die steigende Bedeutung der außerparlamentarischen Interes-
sengruppen für die Instabilität der Regierung. Ein weiterer neuer Faktor der
Nachkriegszeit war die wachsende Zersplitterung des Parteiensystems durch das
Auftreten von Linksabspaltungen der Demokratischen Partei sowie fehlgeschla-
gene Versuche der konservativen Parteien zu Wahlabsprachen und die Bildung des
„Sidonistischen Bündnisses".

Politische Gewalt

Politisch motivierte Gewalttaten gab es in den Städten während der letzten Jahre
der konstitutionellen Monarchie und in den Jahren der Ersten Republik ständig,
vor allem in den frühen zwanziger Jahren. Auch wenn es keine paramilitärischen
Formationen faschistischer Prägung, Milizen oder Veteranenvereine gab wie in an-

deren Ländern Europas nach dem Ersten Weltkrieg, existierten doch bewaffnete
Gruppen oder mit den Parteien assoziierte Geheimgesellschaften.
Nach 1910 beteiligten sich Teile der Streitkräfte mehrfach an Versuchen, die re-

publikanischen Regierungen zu stürzen. Die Monarchisten konnten sich dabei auf
Freiwillige mit militärischer Grundausbildung stützen und mit der Hilfe der spa-
nischen Monarchie rechnen. Daneben war das politische Klima geprägt von re-

pressiven Gewaltmaßnahmen gegen streikende Arbeiter, und es verschlechterte

14 Vgl. Wheeler, Republican Portugal, S. 123.
15 Vgl. Schwartzman, The Social Origins, S. 132.
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sich durch die Nichteinmischungsstrategie der Gewerkschaftsbewegung während
des Krieges und das Auftreten polizei- oder milizähnlicher Organisationen seit
1910 bis nach Kriegsende.
Der Sturz der konstitutionellen Monarchie 1910 wurde von Geheimorganisa-

tionen unterstützt, die über eine beträchtliche Anzahl bewaffneter Zivilisten ver-
fügten. Sie wurden oft verwechselt mit örtlichen Parteigruppen wie der Carbona-
ria, die beim erfolgreichen Sturz der Monarchie eine entscheidende Rolle gespielt
hatte. Zwischen 1910 und 1913 übten einige dieser Gruppen Repressionen und
Einschüchterungen gegen Monarchisten und katholische Organisationen aus und
beeinflußten dadurch die Gesetzgebungsmaßnahmen der provisorischen Regie-
rungen. Diese Gruppen erlangten bald eine gewisse Berühmtheit, insbesondere die
„Bataillone der Freiwilligen" und die „Sozialen Wachgruppen" oder die „Termi-
ten" der Demokratischen Partei. Später tauchten ähnliche rechte monarchistische
Organisationen unter dem Namen „Skorpione" auf.
Militär- und Polizeikräfte stützten oder stürzten Regierungen auf außerparla-

mentarischem Weg. Ein Beispiel dafür war die Republikanische Nationalgarde
(GNR). Diese Polizeieinheit wurde von der Republikanischen Regierung gegrün-
det, um sich vor der politisch unzuverlässigen Armee zu schützen. Nach einer Se-
rie von Angriffen auf die GNR und ihren Führer, einen Oberstleutnant, der selbst
bereits Regierungschef gewesen war, rebellierte die Truppe. Als der Premiermini-
ster sah, daß er sie nicht kontrollieren konnte, gab er auf. In derselben Nacht ent-
führte eine Gruppe aus Militärs, Mitgliedern der GNR und einigen bewaffneten
Zivilisten den Premierminister und andere Politiker und exekutierte sie. Unter den
Ermordeten befand sich Machado Santos, militärischer Führer der Revolution von
1910. Die „Blutnacht" blieb im öffentlichen Bewußtsein als eines der besonders
traumatischen Ereignisse in diesen Jahren in Erinnerung.
Eines der Hauptthemen republikanischer Propaganda war die Säkularisation. In

den ersten Tagen nach der Revolution überflutete eine antiklerikale Bewegung
Lissabon. Mehrere Konvente wurden geschlossen, religiöse Orden wie etwa die
Jesuiten wurden umgehend des Landes verwiesen. Am 3. November 1910 wurde
ein Scheidungsrecht und einen Monat später ein neues Eherecht eingeführt, wo-
durch die Ehe einen ausschließlich zivilen Status bekam. Religiöse Zeremonien
außerhalb von Kirchen wurden eingeschränkt, in staatlichen Institutionen wie Ge-
richten, Universitäten und Streitkräften abgeschafft. Anfang 1911 waren etwa 150
Priester inhaftiert und verschiedener Formen des Ungehorsams angeklagt16. Die
Regierung verbot das Verlesen eines Hirtenbriefs, der gegen diese Maßnahmen
protestierte. Das führte zum Bruch der Beziehungen Portugals mit dem Vatikan
und der Kontakte zwischen den Bischöfen und dem Staat; 1912 waren mit einer
einzigen Ausnahme alle Bischöfe aus ihrer Diözese entfernt.

16 Vgl. Vasco Pulido Valente, Revoluçôes. A Repüblica Velha (ensaio de interpretaçâo poh'tica), in:
Analise Social, Nr. 115 (1992), S. 7-63.
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Die Säkularisierung wurde ein zentraler Bestandteil des politischen Lebens und
dauerte trotz späterer Eindämmungsversuche bis 1926. Als Antwort auf diese Ver-
änderungen entstand eine neue katholische Bewegung, die eng mit der Hierarchie
verbunden war und autoritäre Tendenzen aufwies. Die Katholische Zentrumspar-
tei profilierte sich als korporativ-autoritäre Alternative und unterstützte 1917 die
Sidonio-Diktatur17.
Ein zweites Kennzeichen dieser Zeit war der Widerstand einiger Monarchisten

gegen die Republik. 1911 und 1912 wurden zwei Einfälle von Galizien aus unter

der Führung von Paiva Couceiro verübt, einem ehemaligen kaiserlichen Offizier
aus den Militärkampagnen zur Besetzung Afrikas um die Jahrhundertwende. Ei-
nige der jungen Männer, die Couceiro begleitet hatten, gründeten 1914 nach ihrer
Rückkehr aus dem Exil

-

die Regierung hatte sie bei Kriegsausbruch begnadigt
-

den Integralismo Lusitano (IL), eine auf den Ideen von Maurras' Action Française
basierende Bewegung, deren Einfluß sich ebenfalls in der jungen Katholischen
Partei geltend machte.
Die politischen Gegensätze zwischen den Interessen von Land- und Stadtbevöl-

kerung blieben bestehen. Die Unfähigkeit der Regierung, divergierende wirt-
schaftliche Interessen in Einklang zu bringen, war ein wichtiger Grund für ihr
Scheitern.

Die Sidonio-Diktatur

Der Erste Weltkrieg verursachte eine Destabilisierung der innenpolitischen Ver-
hältnisse. Die Republikaner befürworteten eine Kriegsbeteiligung Portugals in
Europa, gefährdete in ihren Augen die Neutralität doch das koloniale Erbe, wäh-
rend ein Sieg der Alliierten Portugals Position bei den Friedensverhandlungen
stärken würde. Die vermutete Bedrohung der afrikanischen Kolonien konnte aber
nicht als Rechtfertigung für ein aktives Eingreifen an der europäischen Front die-
nen, das von den Engländern nicht einmal im Rahmen der luso-britannischen Al-
lianz gefordert wurde. Eine begrenzte Intervention in Afrika schien dagegen so-

wohl innen- als auch außenpolitisch vertretbar. Darüber hinaus versuchte die De-
mokratische Partei die nationalpatriotischen Emotionen der Bevölkerung zu mo-

bilisieren und die Zusammenarbeit mit den anderen Parteien in einer Koalition der
„Heiligen Einheit" zu erzwingen, härtere Repressalien gegen politische Dissiden-
ten durchzusetzen und politische und soziale Widersprüche zu verdecken18. Die
Erwartungen der Demokratischen Partei wurden allerdings bald enttäuscht.
Die geplante militärische Intervention führte fast unmittelbar zur Spaltung der

Streitkräfte. Deshalb begann die Regierung spezielle Expeditionskorps aufzubau-
en und mobilisierte dafür vor allem Milizoffiziere. Im Oktober 1914 besetzte eine

17 Vgl. Manuel Braga da Cruz, As Origens da Democracia Cristä e o Salazarismo, Lissabon 1980.
18 Vgl. Nuno S. Teixeira, Portugal entre a Guerra e a Paz (1914-1916), Lissabon (erscheint in Kürze).
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Gruppe von Offizieren einige Kasernen und protestierte gegen die Kriegsbeteili-
gung. Dennoch gelang es der Regierung, Portugals militärisches Engagement zu
verstärken. 1916 und 1917 waren zwei Drittel der portugiesischen Armee im Aus-
land stationiert: 55 000 Soldaten in Flandern und 45 000 in den Kolonien; 35 000
Soldaten starben oder kehrten verwundet nach Hause zurück19.
Die Demokratische Partei hatte mit einer Unterstützung dieser Maßnahmen

durch die anderen Parteien im Rahmen der „Heiligen Einheit" gerechnet. Die
Evolutionspartei war dazu zunächst bereit, verließ die Koalition jedoch schon
bald wieder. Die Unionspartei war von Anfang an gegen eine Intervention in Eu-
ropa. Für die sozialen und politischen Auswirkungen der Kriegbeteiligung woll-
ten beide keine Verantwortung übernehmen: Aufstände in Lissabon, Überfälle auf
Lebensmittelgeschäfte wegen Nahrungsmittelkürzungen, die Verstärkung der
Streikbewegung durch die von revolutionären Syndikalisten dominierten Ge-
werkschaften, die eindeutig gegen den Krieg waren. Als Reaktion auf diese Ereig-
nisse verhängte die Regierung am 12. Juli 1917 den Belagerungszustand über Lis-
sabon und unterdrückte im September durch Massenverhaftungen revolutionärer
Syndikalisten brutal einen Generalstreik.
Sidönio Pais war trotz seiner glänzenden militärischen Laufbahn ein eher un-

auffälliger Abgeordneter der Unionspartei. Der Anführer des Staatsstreiches vom
Dezember 1917 war Universitätsprofessor in Coimbra und bekleidete zweimal ei-
nen Ministerposten. Als Deutschland 1916 Portugal den Krieg erklärte, war er
Botschafter in Berlin. Einwichtiger Grund für das Gelingen des Sidönio-Putsches,
der mit Unterstützung konservativer republikanischer Notabein geplant worden
war, lag in dem Scheitern der Interventionspolitik der Demokratischen Partei. Ei-
nige der für den Staatsstreich entscheidenden Militäreinheiten standen für den Ab-
marsch an der Front bereit, und eine Gewerkschaftsdelegation demonstrierte
mehr als Neutralität während einer Visite bei Sidönio, als er Militäroperationen im
Zentrum Lissabons leitete: Die Delegation versprach ihre Unterstützung, wenn im
Gegenzug die aus politischen Gründen inhaftierten Gewerkschaftler freigelassen
würden.
Die Sidönio-Diktatur zeigte bereits einige der charakteristischen Merkmale der

faschistischen Nachkriegsdiktaturen. Nach einigem Zögern trieb Sidönio einen
Teil der republikanischen Elite ins Exil und versuchte eine plebiszitäre Präsidial-
diktatur durchzusetzen. Im Anschluß an eine triumphale Reise durch die Provin-
zen, wo er von großen, hauptsächlich vom Klerus mobilisierten Mengen als „Ret-
ter Portugals" bejubelt wurde, führte Sidönio Pais das allgemeine Stimmrecht ein.
Er selbst wurde zum Präsidenten gewählt und kontrollierte das Parlament, das die
republikanischen Parteien verlassen hatten, um sich dem Widerstand anzuschlie-
ßen. Anschließend gründete er eine eigene Nationalrepublikanische Partei (NRP);
keine andere Partei beteiligte sich an den Wahlen, und bald darauf begann die Un-

19 Vgl. Nuno S. Teixeira, A Fome e a Saudade. Os prisioneiros Portugueses na Grande Guerra, Pene-
lope 1992, S. 91-114.
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terdrückung der Parteien und Arbeitergewerkschaften. Außer der NRP waren nur

noch die Monarchisten und die Katholiken im Parlament vertreten. Das Militär
unterstützte Sidönio, der die radikalsten antiklerikalen Gesetze rückgängig mach-
te und die Beziehungen zum Vatikan wieder aufnahm, bis zum Ende.
Eine weitere Neuerung war die korporative Repräsentation der Abgeordneten:

Sidönio behielt das Zweikammernsystem bei, aber der neue Senat hatte Mitglieder,
die von den Unternehmerverbänden, den Gewerkschaften, der Industrie und an-

deren Berufsgruppen ernannt wurden. Senat und Abgeordnetenhaus verfielen je-
doch zunehmend der Bedeutungslosigkeit; Sidönio beurlaubte die Abgeordneten
und regierte alleine, immer überzeugter von seinen charismatischen Eigenschaf-
ten.

In seinen Reden betonte Sidönio den Kampf gegen die Parteioligarchie und ver-
kündete einen messianischen Nationalismus, mit dem es ihm gelang, Monarchi-
sten und Konservative zusammenzubringen. Zwar war er stets von einer Gruppe
junger Offiziere umgeben, doch 1918 wurde Sidönio von einem ehemaligen Mit-
glied der Landarbeitergewerkschaft ermordet. Im Norden des Landes brach dar-
aufhin eine monarchistische Revolte aus, während die Republikaner in den Städ-
ten mobil machten. Indem sich mehrere Militäreinheiten neutral verhielten, er-
möglichten sie den Sieg der Demokraten und die Rückkehr zu einer konstitutio-
nellen Regierungsform.
Die Diktatur war nach der Ermordung Sidönios nicht überlebensfähig. Die po-

litisierte Armee und das Uberleben des alten republikanischen Systems erschütter-
ten die Einheit der konservativen Kräfte und stürzten das Land beinahe in den
Bürgerkrieg. Die Militär-Juntas, die nach der Ermordung des Diktators in einigen
Städten gebildet wurden, übten Druck auf die Regierung aus. Eine Reihe von „Mi-
litärbaronen", die von monarchistisch-sidonistischen und republikanischen Krei-
sen unterstützt wurden, traten erstmals an die Öffentlichkeit.
Als Porto aufgrund der Initiative der örtlichenMilitär-Junta die Monarchie aus-

rief und ein kleiner Aufstand in Lissabon losbrach, spalteten sich die militärischen
Einheiten. Viele Frontoffiziere waren unzufrieden mit der Strategie des Aufge-
bens, die Sidönio im Hinblick auf die Kriegsbeteiligung verfochten hatte, und mit
den monarchistischen Offizieren, die seiner Regierung beigetreten waren. Der De-
mokratischen Partei gelang zum vielleicht letzten Mal eine Volksmobilisierung ge-
gen die monarchistische Revolte; verschiedene Einheiten übergaben schließlich ih-
re Waffen der Partei, andere bereiteten sich auf den Marsch nach Norden vor. Der
Anti-Sidonismus der Gewerkschaften trug wesentlich zur Mobilisierung der Mas-
sen bei. Ende Januar 1918 wurde die provisorische monarchistische Regierung
Portos in einem bewaffneten Kampf geschlagen. In Lissabon führten Massenver-
sammlungen und Demonstrationen zur Auflösung des Parlaments und der von
Monarchisten dominierten politischen Polizei. Die Regierung mußte sich in eine
Kaserne flüchten. Einige Tage später gaben die Sidönisten auf. Versuche, eine kon-
servative Partei zu gründen, um bei den Wahlen als Alternative gegen die Demo-
kratische Partei antreten zu können, scheiterten. Die Wahlen von 1919 gewannen
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erneut die Demokraten, sie stellten 53 Prozent der Abgeordneten und setzten die
Verfassung von 1911 wieder in Kraft.

Rechtsradikalismus in Portugal
Zu den auffallendsten Merkmalen des aufkommenden Faschismus in der portu-
giesischen Gesellschaft der Nachkriegszeit gehören einerseits der frühe Zeitpunkt,
zu dem man bereits dem italienischen Faschismus nacheiferte, andererseits die
Schwäche und Zersplitterung der portugiesischen Rechten.
In der Nachkriegszeit orientierten sich faschistische Bewegungen in Portugal

zunächst am Sidönismus. Junge Offiziere, Intellektuelle und vor allem rechtsge-
richtete republikanische Studenten gründeten jedoch zahlreiche Parteien, die sich
schon bald auf das Vorbild Mussolinis beriefen. Viele dieser Gruppen lassen sich
nicht als faschistisch, sondern angemessener als radikal rechts definieren. Das Bei-
spiel des Sidönio-Pais-Zentrums von 1921 veranschaulicht die wachsende Beteili-
gung derMilitärs; 19 der 33 Führer waren Offiziere, hauptsächlich aus der Armee.
Viele Intellektuelle, wie Antonio Ferro, waren aktive Mitglieder in der portugiesi-
schen futuristischen Bewegung. Ferro mäßigte später seine faschistischen Ideen
und diente dem Salazar-Regime als Propagandaminister.
Diese Männer waren aktive Propagandisten der Ideen des italienischen Faschis-

mus und kaum vom Integralismo Lusitano (IL) beeinflußt. 1923 erschien die erste
Publikation mit dem Untertitel „Portugiesischer Faschismus"; die erste faschisti-
sche Partei, Nacionalismo Lusitano, wurde gegründet. Es handelte sich dabei um
eine milizähnliche Massenbewegung. Wenige Monate zuvor hatte Roläo Preto, der
Direktor der Sozial-Abteilung des IL, von der Gründung einer „syndikalisti-
schen" Abteilung berichtet. Er gründete eine nur kurz existierende Zeitung mit
dem Titel Revoluçâo20. Nach dem ersten ernsthaften Putschversuch des Militärs
gegen die liberale Regierung im April 1925 verschwanden diese Gruppen jedoch
schnell von der politischen Bühne. Zusammenfassend formulierte Hermmio Mar-
tins: „Als die Modelle des italienischen Faschismus und der Nazis welthistori-
sche' Bedeutung erlangten, waren alle, die am meisten prädisponiert schienen, sie
zu erlernen und ihnen nachzueifern, fest verankert in den Lehren und dem intel-
lektuellen Stil des IL."21 Tatsächlich gingen langfristig nahezu alle Versuche, fa-
schistische Parteien zu gründen, im Integralismo Lusitano auf.
Kurz vor Ausbruch des Ersten Weltkriegs hatte sich eine Gruppe junger Mon-

archisten zusammengefunden und eine Zeitung sowie eine Studentengruppe mit
dem Namen Integralismo Lusitano gegründet22. Sie alle waren am Vorabend der

20 Vgl. Antonio Costa Pinto/Os Camisas Azuis, Ideologia, elites e movimentos fascistas em Portugal
(1914-1945), Lissabon 1994.

21 Hermi'nio Martins, Portugal, in: Stuart J. Woolf (Hrsg.), European Fascism, New York 1969, S. 305.
22 Vgl. Manuel Braga da Cruz, Monärquicos e republicanos sob o Estado Novo, Lissabon 1987.
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republikanischen Revolution vom Oktober 1910 Studenten in Coimbra gewesen,
der einzigen portugiesischen Universität in dieser Zeit. Nach dem Sturz der kon-
stitutionellen Monarchie wurden sie politisch aktiv, einige von ihnen nahmen an

der ersten, von Spanien aus beginnenden monarchistischen Revolte teil. Während
eines kurzen Exils in Frankreich und Belgien hatten sie direkten Kontakt mit der
Action Française

-

ohne Zweifel ihre wichtigste ideologische Beeinflussung aus

dem Ausland.
Nachdem eine Amnestie erlassen worden war, kehrten die Exilanten nach Por-

tugal zurück. Ihr wichtigster Theoretiker, Antonio Sardinha, war selbst nie im Exil
gewesen, er trat erst nach der Revolution zum Katholizismus über und wurde
Monarchist. Das jüngste Mitglied der Gruppe, Roläo Preto, war im französischen
Exil gewesen23. Als die republikanische Regierung Portugal 1916 an der Seite der
Alliierten in den Krieg führte, organisierte der IL sich selbst als politische Bewe-
gung und gab eine Tageszeitung heraus. Ziel war die Restauration einer korporati-
ven, antiliberalen und traditionellen Monarchie.
Der Integralismo beeinflußte die politische Kultur Portugals im 20. Jahrhundert

nachhaltig. Er schuf die Grundlage für einen neuen reaktionären Nationalismus,
der auf zahlreichen Arbeiten zur nationalen Identität basierte und die Tradition ei-
ner organischen und korporativen Gesellschaft wiederbelebte, die am Vorbild des
mittelalterlichen Portugal orientiert war, welches vom Liberalismus im 19. Jahr-
hundert zerstört worden sei. Zur Abstützung dieser Ideen griff man auf vergesse-
ne Theorien von Dom Miguels legitimistischer, konterrevolutionärer Gruppe aus

dem 19. Jahrhundert zurück.
Der IL profilierte sich als politische Alternative zur liberalen Demokratie und

propagierte eine traditionell organisierte, hierarchisch geordnete Gesellschaft. An
die Stelle des allgemeinen Stimmrechts sollte eine korporative Repräsentation der
Familie, der Kammern und der Berufsstände treten, eine beratende Nationalver-
sammlung sollte das Parlament ersetzen. Als Antwort auf den liberalen Staat, der
für die Zerstörung des ländlichen Lebens und für das unkontrollierte Wachstum
der Städte verantwortlich gemacht wurde, plante der IL eine ländliche Dezentrali-
sierung, die einem „zutiefst agrarischen Land die Erfüllung seiner historischen
Mission erlauben" sollte. Die korporative Repräsentation der Gesellschaftsgrup-
pen sollte dem „zerstörerischen Treiben des Klassenkampfes" entgegenwirken.
Der Integralismo stellte eine typische Reaktion auf die Moderne dar. Es gelang

ihm, die verunsicherten und sich bedroht fühlenden Bevölkerungsgruppen erfolg-
reich zu durchdringen, zumal die Teilnahme am ErstenWeltkrieg das schwache re-
publikanische Regime destabilisiert hatte. Das führte unter anderem zur Reorga-
nisation alter monarchischer Zirkel in der Provinz. Obgleich die Ideologie der
Gründer des IL in der Nachkriegszeit vom Faschismus beeinflußt wurde, blieben
sie doch einem traditionellen Antiliberalismus verhaftet; Sozialismus und Kom-
munismus waren in ihren Augen nur dessen Varianten und bedurften keiner be-

23 Vgl. Eugen Weber, L'Action Française, Paris 1964, S. 556.
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sonderen ideologischen Auseinandersetzung. Freimaurer und antiklerikale, jako-
binische Republikaner waren ihre Hauptgegner.
Der Integralismo Lusitano erreichte nie eine Organisationsstruktur, die der

Action Française vergleichbar gewesen wäre. Jenseits subjektiver und ideologi-
scher Faktoren hätte dies die Natur des republikanischen Systems wohl kaum zu-

gelassen. Seit seiner Gründung war der IL in rechtsgerichtete Militärkonspiratio-
nen verwickelt. Bereits 1916 nahm er aufgrund seiner germanophilen Haltung an

einem Aufstand gegen eine Beteiligung an den Aktionen der Alliierten teil. Der
Sturz Sidönios und die Wiederherstellung des liberalen Regimes brachten eine be-
trächtliche Zahl junger sidonistischer Militäroffiziere in die Reihen der radikalen
Rechten. Eine monarchistische Revolte hätte das Ende der restaurativen Revolten
bedeutet, und die Integralisten begannen, alle die rechtsgerichteten Militärs zu un-
terstützen, die den Sturz der Republik planten. Die Solidarität, die der IL 1925
schließlich durch die „Hauptleute des 28. Mai" erfuhr, entstand während dieser
Putschversuche in der Nachkriegszeit. Ab diesem Zeitpunkt nahmen die monar-

chistischen Offiziere, die mit dem IL sympathisierten, an allen Konspirationen
teil.

Einige Integralisten unterstützten eine Reihe von Putschversuchen als „bürger-
liche Verbündete". Dies galt besonders für den Umsturzversuch vom 18. April
1925. Ihre im Vergleich zu den meisten Militärs durchwegs höhere politische Bil-
dung ermöglichte es den Integralisten, ihren Vorstellungen von Ruhe und Ord-
nung einen präziseren ideologischen Gehalt zu geben. Es gelang ihnen, ihre Kon-
takte mit den radikalen „Hauptleuten" und mit Gomes da Costa, einem unbestän-
digen General, der schließlich den Aufstand anführte, zu konsolidieren.
Obwohl die Integralisten während der ersten Militärdiktatur eine wichtige Rol-

le spielten, schuf die neue politische Situation Spannungen innerhalb ihrer ohnehin
verwässerten Einflußsphäre. Die faschistische Option wurde von weiten Teilen
der jüngeren Generation und von Militärsympathisanten übernommen. Wichtige
Hardliner innerhalb der Junta blieben der Monarchie treu und unterstützten alle
Projekte mit dem Ziel, eine neue und radikal antiliberale korporative Ordnung zu

errichten. Sie beobachteten den Aufstieg Salazars und die von ihm geschaffenen
politischen Institutionen mit Mißtrauen. Ein Großteil dieser Gruppen zog sich in
die verschiedenen faschistischen Organisationen zurück, die in der Zwischenzeit
aufkamen und im Nationalen Syndikalismus kulminierten. Eine Reihe der soge-
nannten zweiten Generation der Integralisten, wie beispielsweise Marcello Caeta-
no, wurden sofort Anhänger Salazars.
Roläo Preto war das jüngste Gründungsmitglied des Integralismo Lusitano. Er

wurde 1896 in der Region der Beira Baixa geboren und war schon mit 17 Jahren
der leitende Herausgeber von Alma Portuguesa, einem in Belgien 1913 von jungen
exilierten Monarchisten, von denen einige an den antirepublikanischen Aufstän-
den von 1911 und 1912 teilgenommen hatten, publiziertem Magazin, das unter
dem direkten Einfluß der Action Française stand.
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Auch wenn sie aus verschiedenen Generationen und unterschiedlichen politi-
schen Welten stammten, nannte Preto doch immer zwei Persönlichkeiten, von de-
nen er inspiriert worden sei: Sorel und Valois. Jahre später bestätigte er, Sorel sei
derjenige gewesen, „der vielleicht für alles verantwortlich war"24. In den zwanzi-
ger Jahren aber blieb Valois, der pro-faschistische Dissident, sein wichtigster Be-
zugspunkt. Pretos Weg zum Faschismus läßt sich in gewissem Maße mit dem des
Gründers von Le Faisceau vergleichen. Der Einfluß von Maurras und der Ideolo-
gie der Action Française dagegen verblaßte in der Nachkriegszeit allmählich.
Nach seiner Rückkehr am Vorabend des Sidönio-Putsches distanzierte sich Pre-

to von den anderen Gründern des IL wie beispielsweise Antonio Sardinha, denn er

bewertete die politische Aktion höher als die kulturellen und ideologischen Akti-
vitäten, die bislang das kurze Leben der Bewegung charakterisiert hatten. Die
präfaschistischen Bewegungen in Frankreich und Italien, die er im Exil und wäh-
rend des Krieges kennengelernt hatte, prägten seine politischen Ideen, die er frei-
lich nie durchzusetzen vermochte.
Roläo Pretos politisches Handeln zwischen 1918 und 1934, als der Nationale

Syndikalismus verboten war, war durch den Versuch bestimmt, die portugiesische
Arbeiterklasse für sein politisches Programm zu gewinnen. Auf dem Wege eines
„organischen Syndikalismus" hoffte er, die Arbeiterklasse zu „nationalisieren".
1918 bemühte er sich, den Syndikalismus mit der Monarchie zu versöhnen; in den
dreißiger Jahren propagierte er denselben „integralen Korporativismus" unter ei-
nem charismatischen faschistischen Führer. Mit der fortschreitenden Beteiligung
der Streitkräfte am politischen Leben wandte sich Preto, wie auch die integralisti-
sche Führung, der Bildung von Gruppen innerhalb der Streitkräfte zu; er beteilig-
te sich auch an einer Reihe der konservativen Konspirationen der Nachkriegszeit.
Der Verzicht auf die Bildung einer wirklichen politischen Organisation verhinder-
te jedoch eine Restaurierung derMonarchie; verstärkt wurde so der politische und
ideologische Einfluß des IL. Die Integralisten begannen, sich mit anderen Teilen
der radikalen Rechten innerhalb der Armee zu vereinigen, insbesondere mit den
Sidönisten, und beteiligten sich an der Reorganisation verschiedener Unterneh-
merverbände, vor allem im Bereich der Landwirtschaft.
Seit Ende 1923 waren Pretos politische Aktionen von der Parole „ Vamos a isto!"

(„Auf geht's") begleitet, die sich in erster Linie an das Militär richtete. Es existier-
ten jedoch auch zivile Gruppen, die bereit waren, einen Militärputsch zu unter-
stützen25. Preto begann mit der Suche nach militärischen Führern, die ihm geeig-
net schienen, die konservative Allianz zu führen. Am Staatsstreich vom 18. April
1925 nahm er zusammen mit Filomeno da Camära teil, und am 28. Mai 1926 be-

Interview mit Joäo Medina, 27. Juni 1975, in: Salazar e os fascistas. Salazarismo e Nacional-Sindica-
lismo. A histôria de um conflito (1932-1935), Lissabon 1977.
Roläo Preto, „Vamos a isto". Os triunfos do Fascismo e de Primo de Rivera aproximam a hora res-

gatadora do Luzismo, in: A Monarquia, 26.10.1923, S. 1.
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gleitete er Gomes da Costa nach Lissabon26. 1926, gleich nach dem Putsch, mit
dem der republikanische Parlamentarismus gestürzt wurde, schloß sich Roläo
Preto einer faschistischen Bewegung an

-

bereits in Verbindung mit den „Haupt-
leuten vom 28. Mai".
Der 1923 gegründete Nacionalismo Lusitano (NL) war der erste Versuch, eine

faschistische Bewegung im Rahmen des parlamentarischen Systems zu schaffen.
Der Untertitel von A Ditadura, des Sprachrohrs der Bewegung, lautete „Zeit-
schrift des portugiesischen Faschismus". Die Lebensdauer des NL allerdings war
gering: 1923 gegründet, hatte er schon zur Zeit des Putsches vom 18. April 1925,
unmittelbar vor dem Sturz der parlamentarischen Republik, nahezu alle Aktivitä-
ten eingestellt.
Die Initiative zur Gründung von Nacionalismo Lusitano war von Intellektuel-

len mit einer gewissen Distanz zum IL ausgegangen, deren „Faschisierung" viel
mit der Sidönio-Pais-Diktatur zu tun hatte. Sein Gründer, Joäo de Castro Osörio,
hatte sich von Beginn an um die Unterstützung der Führer des IL bemüht und so-

gar Roläo Preto eingeladen, an dem Unternehmen mitzuwirken.
Die ersten Manifeste der Bewegung von 1923 forderten eine Diktatur, die Wie-

dereinführung der Todesstrafe und die Abschaffung der Republikanischen Natio-
nalgarde. In allen Städten sollten „faschistische Milizen, bestehend aus Freiwilli-
gen ohne jegliche Entlohnung, gegründet werden" als Antwort auf die „Verbre-
chen von Syndikalisten und Kommunisten"27. Das Modell der faschistischen Mi-
lizen wurde übernommen.
Bis zu dem fehlgeschlagenen Putschversuch des Militärs vom 18. April 1925 ist

die Beteiligung der Bewegung an Militärkonspirationen leicht nachzuweisen. An
diesem Tag richtete A Ditadura einen Aufruf an die „Soldaten und Bauern" („ihr,
die ihr von den Salven der Feinde in Flandern gekreuzigt wurdet"), in dem sie zur
Volksbeteiligung an dem Putsch aufrief28. Raul de Carvalho wurde verhaftet, aber
nicht vor Gericht gestellt. Von diesem Zeitpunkt an löste sich die Organisation
auf.
Von allen in den frühen zwanziger Jahren gegründeten faschistischen Gruppie-

rungen repräsentierten die Organisationsform und das politische Programm des
NL vielleicht am ehesten die klassischen Kennzeichen faschistischer Bewegungen.
Der NL bestand aus einer jungen, am Rande des kulturellen und politischen Sy-
stems stehenden Elite; er übernahm einen paramilitärischen Stil und nationalisti-
sche Parolen, die auch für die Arbeiterklasse attraktiv waren. Seinem diffusen po-
litischen Programm begegneten jedoch vor allem Katholiken und Monarchisten
mit Mißtrauen

-

und beim Sturz der parlamentarischen Republik spielte die Be-
wegung nur eine unbedeutende Rolle.

26 Vgl. José Placido Machado Barbosa, Para além da Revoluçâo
...

a Revoluçâo. Entrevistas com Roläo
Preto, Porto 1940, S. 108.

27 O Imparcial, 26.7.1923, S. 1.
28 ADitatura, 19.4.1925, S. 1.
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Der „Nationale Kreuzzug"
Wesentlich wichtiger als der NL war am Vorabend des Putsches von 1926 der
„Nationale Kreuzzug". Als eine kleine nationalistische Liga auf dem Höhepunkt
des Sidönismus im Juli 1918 gegründet, war der „Kreuzzug" im Grunde apolitisch
und hatte eine heterogene Anhängerschaft. Organisatorische Kontinuität war
nicht gegeben, die Zusammensetzung seiner Führung änderte sich häufig. Sein
Gründer, Hauptmann Joäo Afonso de Miranda, lud Mitglieder aller konservativen
Parteien (Republikaner, Katholiken und Monarchisten) ein, an der Führung zu

partizipieren. Zusammengebracht wurden diese verschiedenen Persönlichkeiten
durch Parolen wie „Verteidigung des Vaterlandes" und „Schaffung eines patrioti-
schen Geistes"29. Obwohl der „Kreuzzug" im strengen Wortsinn wegen seines so-
zialen Hintergrunds und seiner organisatorischen Basis nicht als faschistische Par-
tei bezeichnet werden kann, entwickelte er in den letzten Jahren des liberalen Re-
gimes eine pro-autoritäre Propagandakampagne, für die der Faschismus ein wich-
tiger Bezugspunkt war.
Nach einem schnellen Aufstieg unter dem Sidönio-Regime verschwand der

„Kreuzzug" in den folgenden Jahren fast vollständig; erst 1921 trat er mit einem
„Manifest an das Land" wieder in Erscheinung und formulierte darin eine deutli-
che Kritik am Liberalismus. Gefordert wurde die Reformierung des Staates:
„Ordnung auf den Straßen, Ordnung im Geist. Schließlich, Ordnung zu Hause.
Ohne Ordnung kann der Staat nicht leben", verkündete der „Kreuzzug" bei der
Wiederaufnahme seiner Aktivitäten. Es ging darum, „die Energien der Portugie-
sen zu intensivieren, sie wachzurütteln und in ihnen die Liebe zu ihrem Land und
die Verehrung ihrer Helden zu begründen". Hinzu kam allerdings ein eindeutiges
politisches Programm mit dem Ziel, „die traditionelle Familie wiederherzustellen,
den wissenschaftlichen Geist zu nationalisieren, die moralische Einheit der Nation
zu unterstützen und konsequent bei der Suche nach einer Lösung für die Proble-
me der öffentlichen Ordnung mitzuhelfen sowie alle Konflikte zwischen Kapital
und Arbeit gerecht zu lösen"30.
Die politische Tätigkeit des „Kreuzzugs" bestand während des ersten Jahres sei-

ner Existenz im Organisieren von Konferenzen und in der Verbreitung von Auf-
rufen; gemeinsamer Bezugspunkt war ein nicht näher definierter Nationalismus,
der verschiedene Gruppen, von der konservativen Opposition bis zur Demokrati-
schen Partei, unter einem Dach vereinigen konnte.
Bis 1926, als die Orientierung hin zum Faschismus deutlich wurde und er seine

Propagandakampagne zusammen mit den Verschwörern des 28. Mai entfaltete,
tauchte der „Kreuzzug" in regelmäßigen Abständen auf der politischen Bühne

Joäo Afonso de Miranda, Para a histöria da Cruzada Nacional, in: Cruzada Nacional D. Nun'Alva-
res, Nr. 1, November 1922, S. 40.
Cruzada Nacional D. Nun'Alvares Pereira, in: A Naçâo, 20.9.1921.
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auf 31. Dabei wurde die zunehmende Abkehr seiner Führung vom Parlamentaris-
mus immer deutlicher.
Im Januar 1926 wurde die Führung erneut restrukturiert. Filomeno da Camära,

einer der Verschwörer des 18. April und später extrem rechter Putsch-Planer wäh-
rend der Militärdiktatur, gelangte in das Präsidium der Organisation. Ebenfalls in
die Führung gewählt wurden zu diesem Zeitpunkt Martinho Nobre de Melo, ein
ehemaliger Minister unter Sidönio und Chefideologe des „Kreuzzugs" in der letz-
ten Phase der Bewegung, sowie weitere bekannte Persönlichkeiten der extremen
Rechten32. In den ersten Monaten des Jahres 1926 hielt der „Kreuzzug" sich selbst
für die treibende Kraft einer „großen nationalen Bewegung mit dem Ziel, dem ste-

rilen Kampf zwischen den Parteien für die technische Organisierung der öffentli-
chen Regierung ein Ende zu setzen"33. Es wäre übertrieben, den „Kreuzzug" als
die wichtigste Quelle der Inspiration für die siegreichen Putschisten vom 28. Mai
1926 zu bezeichnen. Dennoch vereinte seine letzte Führung eine kleine, aber
mächtige Gruppe, die versuchte, die Militärdiktatur zu beherrschen.
Bezugspunkte zum Faschismus und zu der Diktatur von Primo de Rivera blie-

ben hauptsächlich auf die „Geographische Gesellschaft" beschränkt und gelangten
nicht in die Öffentlichkeit. Die einzigen, nach denen 1926 von allen Konservativen
gerufen wurden, waren die Militärs. Der „Kreuzzug" versuchte, wie andere vor

und nach ihm, auf den konspirativen Wagen aufzuspringen, der seit 1925 ins Rol-
len gekommen war.

Der Zusammenbruch der Republik

Portugals Teilnahme am ErstenWeltkrieg hatte keine gravierenden Auswirkungen
auf die Wirtschafts- und Sozialstruktur des Landes. Nach dem Truppenabbau
während der Sidönio-Diktatur zog sich Portugal aus dem Krieg zurück. Den Re-
publikanern gelang es zunächst, viele Veteranen, die sich von den Monarchisten
und den aufständischen Regimentern betrogen fühlten, gegen die Sidönio-Dikta-
tur zu mobilisieren. Die Heimkehrer wurden jedoch schnell wieder in die ländli-
che Gesellschaft integriert oder entschieden sich zu emigrieren. Die Vitoria man-

cata blieb moderat, da es Portugal gelang, seine Kolonien zu bewahren, und das
Land keine territorialen Ansprüche in Europa erhob.
Die Sidönio-Diktatur brachte das Land nach dem Ende des Regimes an den

Rand eines Bürgerkriegs. Die Parteien bemühten sich um eine Revision der Ver-
fassung von 1911, um das politische System zu stabilisieren. In der Krise der
Nachkriegszeit erfuhr das Parteiensystem einschneidende Veränderungen: die
Führergestalten aus der Zeit vor 1917 verließen die Politik. Afonso Costa von der

31 Vgl. José Machado Pais, As Forças Vivas e a Queda do Regime Liberal Republicano, Diss. Madrid
1983, S. 219.

32 Vgl. A Reconquista, Nr. 1, 15.1.1926.
33 Vgl. Manifest „As Academias do Pals" da Comissäo Académica de Propaganda, ebenda.
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Tabelle 2: Verteilung der Parteien im Parlament (1919-1926)

1919-1921 1921 1922-1925 1925-1926
Anzahl in Anzahl in Anzahl in Anzahl in

Parteien der Sitze Prozent der Sitze Prozent der Sitze Prozent der Sitze Prozent

Demokratische Partei 86 52,8 54 33,1 71 44,6 83 50,9
Evolutionspartei 38 23,3

______Unionspartei 17 10,4-
- - - -Independentes 13 8 5 3,1 5 3,1 19 11,7

Reconstituintes
- -

12 7,4 17 10,7
Sozialistische Partei 8 4,9

- - - -

2 1,2
Katholische Partei 1 0,6 3 1,8 5 3,1 4 2,4
Liberale Partei

- -

79 48,5 33 20,8
Monarchisten

- -

4 2,5 13 8,2 7 4,3
Dissidentes

- -

3 1,8
— -

— -

Regionalisten
- -

2 1,2 2 1,3
- -Populäres

- -

1 0,6
- — — -Govermentais

- - -

-13 8,2-
-Nationalisten

_____ _

36 22,1
Demokratische Linke
------

6 3,7
UIE
------

6 3,7

Total 163 100 163 100 159 100 163 100

Quelle: Fernando Farelo Lopes, Poder Politico e Caciquismo na l1 Republica, Lissabon 1994.

Demokratischen Partei kehrte nicht aus dem Exil zurück. Antonio José de Almei-
da verließ die Evolutions-, Brito Camacho die Unionspartei. Die wichtigsten Cha-
rakteristika der Republik der Vorkriegszeit allerdings blieben bestehen: Das allge-
meine Stimmrecht wurde nicht eingeführt, und das politische System blieb formal
weitgehend unverändert. Jedoch kam es zu einer steigenden Zersplitterung des
Parteiensystems.

1919 gelang es den Konservativen (Unions-, Evolutions- und Zentrumspartei),
sich unter Führung der neuen Liberalen Partei in einer Wahlgemeinschaft zu ver-
einigen. Zum erstenmal in der Geschichte der Republik wurde 1921 die Demokra-
tische Partei geschlagen, und ihre Vormachtstellung schien gefährdet. Die liberalen
Kabinette wurden aber durch einen Aufstand der Republikanischen Nationalgar-
de gestürzt, deren erklärtes Ziel die Auflösung des Parlaments von 1921 war. Die
Allianz der Konservativen zerbrach in verschiedene Fraktionen („Govermentais",
Nationalisten, „Populäres"), und der politische Druck wurde stärker.
Trotz einiger Abspaltungen, wie zum Beispiel die „Reconstituintes" im rechten

Spektrum und schließlich 1925 die Demokratische Linke, beherrschte die Demo-
kratische Partei weiterhin die politische Bühne, mußte jedoch ernsthafte Verluste
unter den städtischen Wählern hinnehmen. Manipulationen und Gewalt bei den
Wahlen stiegen dramatisch an, die parteipolitische Linie der Demokraten wurde
zunehmend diffuser. Nachdem die Demokratische Partei die wirtschaftlichen und
sozialen Folgelasten des Krieges abgetragen hatte, kam sie bei den Wahlen von

1925 wieder an die Regierung. Zu diesem Zeitpunkt verlagerte sich aber die Poli-
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tik schon zunehmend aus dem Parlament hinaus. Vor allem die Vereinigung der
Unternehmerverbände (UIE), die ein klar antidemokratisches Programm vertrat,
benutzte die Wahlen in erster Linie zur Selbstdarstellung.
Die Jahre 1919 bis 1922 wurden vom Staat, von den Unternehmen in der städti-

schen Industrie, von Handel und Dienstleistung als die Jahre der „roten Gefahr"
wahrgenommen. Der Höhepunkt der anarcho-syndikalistischen Gewerkschaft
und die erste kommunistische Abspaltung in ihren Reihen waren von einer Streik-
welle begleitet, die unter anderem den staatlichen Dienstleistungssektor und den
Handel betraf. Als die Gewerkschaften an Stärke verloren, begannen gewaltsame
Auseinandersetzungen; verbotene Organisationen wie die Rote Legion wurden
von den konservativen Medien aufgebauscht. Die Demokratische Partei ermög-
lichte der Sozialistischen Partei den Zugang zu den Wahlen und verhalf ihr damit
zu Sitzen im Parlament (im Durchschnitt 2 Mandate; 1918 hatten die Sozialisten
8 Mandate). Alle Bemühungen um ihre politische Integration jedoch scheiterten.
Die Unternehmerverbände verstärkten ebenfalls ihre politischen Aktivitäten.

Ende 1922 aber war die „rote Gefahr" gebannt, die Kämpfe gingen zurück. Neue-
re Studien über die Unternehmerverbände und die autoritäre Machtübernahme ab
1924 zeigen, daß „ökonomische Konflikte innerhalb der Bourgeoisie den Bürger-
Arbeiter-Konflikt deutlich übertrafen"34.
Der wichtigste Faktor für die Einigung der neuen Rechten in den zwanziger

Jahren war der Bruch mit der Monarchie. Dabei spielten auch Einflüsse aus dem
Ausland wie der italienische Faschismus und die Diktatur Primo de Riveras in
Spanien sowie eine neue Generation junger, von Sorel beeinflußter Integralisten
eine wichtige Rolle. Die Ergebnisse dieses Wandels waren in Organisationen wie
dem „Kreuzzug" bereits erkennbar; bei seiner Reorganisierung in den zwanziger
Jahren schlössen sich ihm Sidönisten, Katholiken, Integralisten und Faschisten an.

Die Rolle von Gruppen wie den Integralisten war für die Diktatur wichtiger als
die des Katholischen Zentrums, das auf Grund seiner Verbindung mit der Kir-
chenhierarchie zurückhaltender war. Die Integralisten fanden beträchtliche Un-
terstützung innerhalb der Streitkräfte und als radikalisierendes Element unter den
konspirativen Gruppen. Ihre Präsenz und ihr Einfluß auch innerhalb der Armee
zeigen, wie ein wichtiger Teil der bürgerlichen radikalen Rechten den Putsch un-
terstützte, indem sie dem Militär ein politisches Programm lieferte.
Für die konservativen republikanischen Parteien und kleine Gruppen von

Notabein war es von Beginn an selbstverständlich, außerparlamentarische Mittel
zur Machtgewinnung einzusetzen. Nach dem Krieg gab es einige Koalitionsregie-
rungen und sogar einige konservative Regierungen, immer im Zusammenhang mit
Krisensituationen. Die Radikalisierung der kleinen konservativen Parteien war ein
entscheidender Faktor für den Sturz der Republik und führte dazu, auf das Militär
zu setzen, als die Demokratische Partei aus den Wahlen von 1925 siegreich her-
vorging. Aus diesem Parteienspektrum hoben sich einige charismatische Figuren
34 Schwartzman, The Social Origins, S. 184.
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ab, die den Ruf der kleinen, elitären extremen Rechten nach einem Eingreifen des
Militärs ebenso unterstützten wie die Bildung organisierter Gruppen innerhalb
der Streitkräfte. Cunha Leal, einer der Führer der Nationalistischen Partei, war ei-
ner dieser Befürworter. Spätestens ab 1923 optierte Leal für das Eingreifen des Mi-
litärs und verhandelte mit den militärischen Fraktionen.
Betrachtet man die Spuren des Putsches von 1926, die ihm vorausgehenden

Konspirationen und bestimmte militärische Teilnehmer, kommt man leicht zu
falschen Schlußfolgerungen. Portugal lebte ab 1918, wie ein amerikanischer Histo-
riker es ausdrückte, „im Königreich des Pronunciamento"35. Die bürger-
kriegsähnliche Situation von Dezember 1918 bis Februar 1919 war für die Armee
äußerst schwierig, im ganzen Land wurdenMilitärjuntas gegründet, und durch die
Ausrufung der Monarchie in Porto wurde erneut die Systemfrage gestellt. Auch
das sidonistische Regime gewann an Attraktivität für eine steigende Zahl junger
Militärs, die mit Teilen der bürgerlichen radikalen Rechten verbunden und in ver-
schiedene Verschwörungen zu Beginn der zwanziger Jahre verwickelt waren. Er-
wogen werden müssen aber auch die Spannungen zwischen Zivilisten und dem
Militär, die während der letzten Jahre der Republik entstanden.
Die Demokratische Partei sah sich nach dem Krieg mit einer Armee konfron-

tiert, die doppelt so groß war wie 1911 und neue angesehene Führer sowie eine
veränderte ideologische Ausrichtung hatte. Das Hauptproblem aber waren die fast
2 000 befristet eingestellten Militäroffiziere. Als überall in Europa das Offiziers-
korps im Zuge der Demobilmachung verringert wurde, nahm in Portugal die Re-
gierung Milizoffiziere in das reguläre Korps auf. Dadurch stieg 1919 die Anzahl
der regulären Offiziere auf 4 500 gegenüber 2 600 im Jahre 19 1 536.
Das mangelnde Vertrauen in das Militär führte zur personellen Verstärkung der

Republikanischen Nationalgarde und ihrer Aufrüstung mit schweren Waffen. Zur
„Verteidigung des Staates in der Stadt", sowohl gegen die Arbeiterklasse als auch
gegen die Armee, wurde sie „ein weiteres Element der mit der Demokratischen
Partei verbundenen Bürokratie zur Kontrolle der Regierung"37.
Am 18. April 1925 unternahmen Offiziere erstmals im Namen der Streitkräfte

einen offenen Putschversuch. DerWiderstand einiger Einheiten und der GNR ließ
den Aufstand jedoch scheitern. Wenige Monate darauf schickte ein Militärgericht
die daran Beteiligten zurück in die Kasernen. Der Ruf nach einem militärischen
Interregnum erreichte seinen Höhepunkt. Der Unterschied zu dem Putsch von

1926 bestand in einer stärkeren politischen Unterstützung in Form einer „Antisy-
stem-Koalition".
Der Militärputsch vom 28. Mai 1926, der zum Sturz der Republik führte, war

mehr als ein Eingriff des Militärs in das politische Leben. Der republikanische Li-
beralismus wurde von einer Armee gestürzt, die durch die Beteiligung Portugals

35 Wheeler, Republican Portugal, S. 193.
36 Vgl. ebenda, S. 181.
37 Ebenda, S. 185.
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am ErstenWeltkrieg gespalten und politisiert war und die zum Putsch von organi-
sierten Fraktionen in ihren eigenen Reihen aufgefordert worden war; diese reich-
ten von konservativen Republikanern über sozial engagierte Katholiken bis zu

rechtsextremen Integralisten und ihrem entsprechenden faschistischen Anhang.
Von diesen extremen Rechten wurden vor allem die jungen Offiziere beeinflußt.
Obwohl es sich um das Werk konspirativer Gruppen handelte, waren doch alle
Details des Putsches sowohl bei den Parteien als auch in der Öffentlichkeit bestens
bekannt. Die Unterschiede zwischen den verschiedenen Fraktionen der Ver-
schwörer spielten eine größere Rolle als der Widerstand der Regierung.
General Gomes da Costa wurde der Anführer des Putsches. Auf seinem Weg

vom nordportugiesischen Braga nach Lissabon verhandelte er bereits mit den kon-
servativen Republikanern, die Admiral Cabeçadas anführte. Die Reise dauerte
mehrere Tage, und die Lissaboner Presse hielt die Öffentlichkeit über die Ver-
handlungen auf dem laufenden. Ernsthaften militärischen Widerstand gegen den
Putsch gab es kaum und auch keine Mobilisierung der Bürger. Die Krise der Re-
publik mündete in eine Militärdiktatur.
Einer der Verdienste der neueren Forschung über den Sturz der portugiesischen

parlamentarischen Republik ist der Nachweis der extremen ideologischen und po-
litischen Differenzen der an dem Staatsstreich Beteiligten. Andererseits ist auch
die starke politische Instabilität zu betonen, die noch die frühen Jahre der Militär-
diktatur prägte. Die aufschlußreichste Perspektive ist der Blick auf das Verhältnis
von Staat und Militär. Der Ruf nach dem Militär war eine Konstante der Nach-
kriegspolitik. Das republikanische System verfügte eindeutig nicht über eine
„loyale Opposition", da es den politischen Gegnern klar war, daß sie keine Mög-
lichkeit hatten, auf dem Weg der Wahlen an die Macht zu gelangen.
Die Zusammensetzung der Bewegung war äußerst heterogen. Juan Linz be-

schreibt zwei unterschiedliche Modelle für den Sturz demokratischer Regime; der
Militärputsch in Portugal stellte danach eine Mischform dar: Ein Teil der politi-
schen Elite des liberalen Regimes nahm daran teil und zielte, wie viele innerhalb
des Militärs, auf die Errichtung einer reformierten verfassungsmäßigen Ordnung.
Die herrschende Partei wurde durch eine „nicht-loyale Opposition" von der
Macht ausgeschlossen38. Das Ergebnis war eine Militärdiktatur, die sich mit weite-
ren Aktionen rasch der Konservativen entledigte, sich jedoch trotzdem nicht sta-
bilisieren konnte. Der kleinere Partner in dieser Koalition, die Faschisten, fanden
unter dem neuen Regime Gelegenheit, schnell in die Nähe der neuen Autoritäten
zu rücken.
Die kleine, aber kampfbereite Arbeiterklasse unter anarcho-syndikalistischer

Vorherrschaft erschreckte die herrschenden Klassen. Das republikanische Regime
war unfähig, sie in den politischen Prozeß einzubeziehen. Die Rolle des portugie-
sischen Bienio rosso in der autoritären Bewegung, die den portugiesischen Libera-

38 Vgl. Juan J. Linz/Alfred Stephan (Hrsg.), The Breakdown of Democratic Regimes, Baltimore 1978,
S. 82.
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lismus zu Fall brachte, sollte aber nicht überbetont werden. Die Kluft zwischen
Stadt und Land, zwischen traditionellen und modernen Eliten war typisch für ei-
ne „duale Gesellschaft" wie die portugiesische in den zwanziger Jahren; sie war
wichtiger als die Kluft zwischen der Industriebourgeoisie und der Arbeiterklasse.
Einige Wissenschaftler haben versucht, das Fehlen einer großen faschistischen

Bewegung in Portugal durch den Verweis auf ihren
-

wenn auch schwachen
-

Bei-
trag zum Sturz des Liberalismus zu „lösen". Man versuchte zu zeigen, daß Portu-
gal alle klassischen Bedingungen des Faschismus erfüllte: Modernismus und Futu-
rismus, Nationalismus, das Trauma des Ersten Weltkriegs, eine Offensive der Ar-
beiter, Antikommunismus, politisierte Militäroffiziere, den „avant la lettre"-Fa-
schismus von Sidönio Pais, die „Vermassung", die Legitimationskrise des Libera-
lismus. Aber es bleibt erklärungsbedürftig, warum die Faschisten weder beim
Sturz des Liberalismus noch unter dem anschließenden autoritären Regime die
Hauptrolle spielten39.
Die Vorgänge, die zum Sturz der Demokratie in Verbindung mit dem Faschis-

mus führten, waren durch die „Übernahme derMacht von einer gut organisierten,
nicht-loyalen Opposition mit einer Massenbasis in der Gesellschaft charakteri-
siert. Diese war mit der Schaffung einer neuen politischen und sozialen Ordnung
betraut und nicht gewillt, die Macht mit Mitgliedern der politischen Klasse des al-
ten Regimes zu teilen, außer als unbedeutende Partner in einer Übergangspha-
se"40. Die Krise des portugiesischen Liberalismus ist vor allem auf das Problem der
komplexen Beziehung zwischen dem Faschismus und den verschiedenen politi-
schen Lagern zurückzuführen, die die Konservativen während der ersten Hälfte
des 20. Jahrhunderts bildeten. Heute scheint es deutlich zu sein, daß der Aufstieg
des Faschismus nur in einer Koalition mit Ideologien, Fraktionen und einer
Wählerschaft möglich war, die bis zu diesem Zeitpunkt von den verschiedenen
konservativen Parteien repräsentiert wurde. Um das Neue und Besondere daran
zu verstehen, darf man sie jedoch nicht miteinander vermischen. In den Worten
vonMartin Blinkhorn: „Es kann nicht ernsthaft bestritten werden, daß Konserva-
tismus und Faschismus als Bewegungen, Parteien und politische Ideologien sehr
verschiedene, nur gelegentlich übereinstimmende Positionen innerhalb der eu-

ropäischen Rechten des frühen und mittleren 20. Jahrhunderts besetzten."41
Die Krise der portugiesischen Republik in der Nachkriegszeit war ein typisches

Beispiel für die Schwierigkeiten, auf die der Faschismus in Gesellschaften mit erst
beginnender „Vermassung" traf und in denen politische Konkurrenten den ver-

fügbaren politischen Raum ausfüllten42. Die Säkularisation war der vielleicht
wichtigste von der Ersten Republik geschaffene Umbruch. Auch im Bereich der

39 Vgl. Antonio Costa Pinto, O fascismo e a crise da Ia Repüblica, os nacionalistas lusitanos (1923-
1925), in: Pénélope Nr. 3, Juni 1989, S. 43-62.

40 Linz, The Breakdown, S. 82.
41 Martin Blinkhorn (Hrsg.), Fascists and Conservatives, London 1990, S. 13.
42 Vgl. Juan J. Linz, Political Space and Fascism as a Late-Comer, in: Stein Ugelvik Larsen u.a. (Hrsg.),
Who Were the Fascists. Social Roots of European Fascism, Bergen 1980, S. 152-189.
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Kultur ist Portugal ein deutliches Beispiel dafür, wie wenig Platz für das Auftau-
chen einer faschistischen Intelligenzia zur Verfügung steht, wenn „die feindliche
Reaktion auf die moderne Gesellschaft und die sie begleitende Ablehnung von Li-
beralismus und Demokratie in traditionell religiösen Formen verbleibt und reak-
tionäre oder konservative Politik mit der Verteidigung der Kirche verknüpft ist"43.
Die Kirche und das Katholische Zentrum bildeten ein mächtiges Hindernis für

die Faschisierung der universitären und intellektuellen Eliten. Ein anderer wichti-
ger Streitpunkt war die Form der Regierung; die Systemfrage zerstörte das Ein-
verständnis von Integralisten und sozialen Katholiken, die beide Verteidiger eines
autoritären Korporativismus als Alternative zum Liberalismus waren. Die Unter-
nehmerverbände, die in den frühen zwanziger Jahren in gewisser Weise die faschi-
stischen Bewegungen unterstützten, organisierten eine Wahlgemeinschaft und
verhandelten direkt mit dem Militär und konservativen Interessengruppen. Die
Aussicht auf eine Militärintervention entzog der Miliz ebenfalls potentielle An-
hänger. Die Milizen wurden von 1925 an überflüssig, als das Chaos nicht auf den
Straßen, sondern in Parlament und Regierung herrschte.
Analog zu der Mobilisierung der städtischen Bevölkerung und der Mittel-

schicht, die sich fortschreitend von der Demokratischen Partei distanzierten, fin-
den sich keinerlei Spuren einer wie auch immer ausgerichteten allgemeinen Mobi-
lisierung der politisch konservativen Landbevölkerung durch die antirepublikani-
sche Reaktion. Im Norden hatte die Republik die traditionellen Herrschaftsstruk-
turen nicht verändert, lediglich klientelistische Vereinbarungen mit den örtlichen
Notabein eingeführt. Im Süden, auf den Großgrundbesitzen, waren die Landar-
beitergewerkschaften nach einem beträchtlichen Aufschwung zwischen 1910 und
1912 nahezu verschwunden. Sie spielten keine wichtige Rolle bei Portugals Bienio
rosso in den Zwanzigern. Einen sozialen Konflikt auf dem Lande wie bei der Ent-
stehung des italienischen Faschismus gab es in Portugal nicht.

43 Ebenda, S. 164.
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Salazarismus oder die Kunst des Überdauerns

Antonio de Oliveira Salazar wurde am 27. April 1928 als Finanzminister in die Re-
gierung berufen und am 5. Juli 1932 zum Ministerpräsidenten ernannt. Auf diesem
Posten, in der Verfassung von 1933 „Ratsvorsitz" genannt, blieb er bis zum

27. September 1968, als der damalige Staatspräsident Américo Tomas einsehen
mußte, daß der Gesundheitszustand des Diktators einer weiteren Amtsausübung
entgegenstand. Salazar gehörte somit 40 Jahre ununterbrochen der Regierung an.

Sein Nachfolger wurde Marcello Caetano, der bis zum Sturz der Diktatur im Jah-
re 1974 regierte. Versteht man die Verabschiedung der Verfassung 1933 als das
Gründungsdatum des Estado Novo

-

was allerdings nicht unumstritten ist -, so
existierte das Regime genau 41 Jahre.
Diese Beständigkeit eines politischen Systems und seiner Führungselite ist für

Europa im 20. Jahrhundert außergewöhnlich. Parallelen lassen sich nur im Spa-
nien Francos und in Stalins Sowjetunion erkennen. Die Frage nach den histori-
schen Ursachen dieses Überdauerns soll dem besseren Verständnis autoritärer Re-
gime, insbesondere Portugals, dienen. Ohne vorschnelle und vereinfachende Ant-
worten zu geben, soll nach den Bedingungen, den Kontinuitäten und Konjunktu-
ren, der Kultur und den Formen der Gewalt gefragt werden, die das lange politi-
sche Leben des Estado Novo bestimmten. Denn immerhin entstand die Diktatur
Salazars in den Jahren der großen Depression von 1929, konsolidierte sich im spa-
nischen Bürgerkrieg, überlebte den ZweitenWeltkrieg und seine Folgen und über-
dauerte noch mehr als ein Vierteljahrhundert in der Entkolonialisierungswelle der
Nachkriegszeit.
Zwei Bereiche sollen im folgenden dargestellt werden: zum einen geht es um die

langfristigen äußeren und inneren Strukturen, die dauerhaft die Kontinuität des
Regimes beeinflußten, zum anderen um eine Reihe von Grundelementen des poli-
tischen Verhaltens, die sich daraus ableiten lassen. Der Rückgriff darauf während
der verschiedenen Krisen des Regimes ermöglichte sein Überleben in Momenten,
da alles auf einen Sturz des Diktators hinzuweisen schien.
Es ist nicht möglich, die lange Dauer des Estado Novo ohne Berücksichtigung

der internationalen Entwicklung zu erklären. Die Lage Portugals an der Peripherie
des Weltwirtschaftssystems

-

wirtschaftlich abhängig, kaum industrialisiert,
überwiegend agrarisch geprägt-führte dazu, daß die großen Krisen des Systems bis
in die sechziger Jahre ohne schwerwiegende Auswirkungen blieben; sie wurden
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gedämpft durch den Rückhalt Portugals in der Landwirtschaft und dieMöglichkeit
des Ausweichens auf die Kolonialmärkte. Ein Beispiel dafür ist die Weltwirt-
schaftskrise von 1929, die Portugal erst spät und nur abgeschwächt erreichte1. So
überrascht die Feststellung, daß der Kampf gegen die Auswirkungen der „großen
Depression" als Hintergrund für die Einführung des korporativen Wirtschaftssy-
stems diente. Dieses komplexe Interessengeflecht, das zwischen den herrschenden
und den beherrschten sozialen Gruppen einen Ausgleich schaffen sollte, erwies sich
als ein besonders wichtiger Faktor für das Überdauern des Regimes.
Portugal war darüber hinaus eine Kolonialmacht; die Fortdauer der wirtschaft-

lichen und sozialen Strukturen im Mutterland wurde auch durch die Kolonien ga-
rantiert. In die Kolonien flössen Waren und Kapital; sie waren die wichtigste Roh-
stoff- und Nahrungsmittelquelle, um den großen Konjunkturkrisen begegnen zu

können und ihren sozialen und politischen Folgen entgegenzutreten. Die Koloni-
en bildeten den Absatzmarkt für eine auf den Auslandsmärkten nicht wettbe-
werbsfähige Industrie und Landwirtschaft, die somit existieren konnten, ohne sich
den wirtschaftlichen und sozialen Anforderungen der Industrialisierung oder ei-
ner Agrarreform stellen zu müssen. Auch sicherten die Kolonialmärkte den Fort-
bestand der portugiesischen Exportwirtschaft, als Portugal durch die Krise von

1929 und die Veränderungen in der Weltwirtschaft nach dem Zweiten Weltkrieg
einige der wichtigsten Abnehmer verlor. Die Kolonien garantierten die Versor-
gungslage im Mutterland und ermöglichten hohe Gewinne angesichts der Wirt-
schaftsblockaden im Zweiten Weltkrieg; danach wurden sie zum entscheidenden
Anstoß für die Bildung von portugiesischen Kapitalgesellschaften und Wirt-
schaftsmonopolen. Sie unterstützten somit einerseits die Entwicklung des portu-
giesischen Kapitalismus und hemmten ihn gleichzeitig durch die Stabilisierung der
Diktatur. Dies erklärt die Anziehungskraft des Kolonialmythos ebenso wie die
Tatsache, daß man in den siebziger Jahren und inmitten der Formierung des Ge-
meinsamen Europäischen Marktes in einem kleinen Land an der Peripherie Euro-
pas von einer atlantisch-kolonialen Gegenstrategie träumte.
Schließlich muß die spezielle geostrategische Lage Portugals und seiner Atlan-

tikinseln bedacht werden, die inmitten der bedeutendsten Nordatlantikrouten lie-
gen. Dieser Umstand machte Portugal zum wichtigsten Gesprächspartner der
großen Seemächte oder derjenigen, die ihnen die Hegemonie der Meere am Rande
Europas streitig machen wollten. Diese Position wollten sich die sogenannten In-
terventionisten im Ersten Weltkrieg zunutze machen, um die Beteiligung Portu-
gals auf dem europäischen Kriegsschauplatz durchzusetzen, die britische Vorherr-
schaft zu erschüttern und Portugal als Sieger „unter Gleichen" auf der Friedens-
konferenz in Paris zu etablieren.
Die geostrategische Lage des Landes erwies sich jedoch als ein Faktor, den Sala-

zar nutzte, um Portugal und den Estado Novo aus den großen europäischen Kon-

1 Vgl. zu den Auswirkungen der Krise von 1929 Fernando Rosas, O Estado Novo nos Anos Trinta,
Lissabon 1986, S. 93ff.
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flikten herauszuhalten. Das Engagement im Spanischen Bürgerkrieg stellte eine
Ausnahme dar, da der Erfolg Francos auch über die Zukunft des Salazarismus ent-
schied. Ansonsten sollte Neutralität im Zusammenhang mit der luso-britanni-
schen Allianz die Stabilität des Regimes und des Kolonialreiches gewährleisten.
Während des Kalten Krieges allerdings stärkten die Aufgabe dieser isolationisti-
schen Politik und der Beitritt zur Nato die Position des Regimes und sicherten
sein Überleben. In der Phase des „stolz und allein", in die man während der Ent-
kolonialisierung und der Befreiungskriege in Afrika zurückkehrte, bemühte man

sich weiterhin um die militärische und politische Unterstützung Europas.
Die äußeren Faktoren, so wichtig ihr Einfluß auch gewesen sein mag, können

das Überdauern des Regimes freilich nicht ausreichend erklären. Zusammen mit
den inneren Strukturfaktoren bildeten sie allerdings die spezifischen kulturellen
und mentalen Rahmenbedingungen des portugiesischen Kapitalismus im 20. Jahr-
hundert. Im folgenden sollen die Besonderheiten der portugiesischenWirtschafts-
und Sozialverfassung hervorgehoben werden.
Der wirtschaftliche, soziale und politische Einfluß der Landbevölkerung ver-

hinderte bis 1974 Bodenreformen und landwirtschaftliche Modernisierung, die
seit dem Ende des 19. Jahrhunderts mehrfach vorgeschlagen worden waren. Selbst
als die Landwirtschaft durch die Kriegsfolgen in eine lange und unumkehrbare
Krise geriet, widersetzten sich die Agrarier, deren Kapital in Immobilienspekula-
tionen, im Import- und Exporthandel oder in Börsengeschäften steckte, mit Er-
folg einem Umbau der Agrargesellschaft und hemmten so die Industrialisierung
Portugals. Die Ideologie des Salazarismus kam ihnen dabei entgegen. Das nationa-
listische, vergangenheitsorientierte, antiindustrielle, ultrakonservative, katholische
Weltbild förderte die Unbeweglichkeit des Estado Novo und seines Diktators und
verhinderte die Durchsetzung politischer und wirtschaftlicher Modernisierungs-
vorstellungen, die nach dem Krieg unter den Eliten des Regimes aufkamen. Das
Scheitern des Militärputsches von Verteidigungsminister General Botelho Moniz
1961 muß in diesem Zusammenhang gesehen werden; aus Regierungskreisen blieb
dies der einzige Versuch einer gemäßigten Liberalisierung.
Die grundlegenden Arbeiten von Fernando Medeiros2 haben gezeigt, daß sich

der Fortbestand der überwiegend agrarisch geprägten Wirtschaftsstruktur nicht
allein durch das Beharrungsvermögen der Großagrarier erklären läßt. Die tradi-
tionelle Latifundienwirtschaft förderte die Abhängigkeit der Landarbeiter. Die
Kleinbauern, das ländliche Halbproletariat, produzierten überwiegend für den Ei-
genverbrauch und überlebten, indem sie sich als billige Arbeitskräfte den Groß-
agrariern oder den wohlhabenden Bauern zur Verfügung stellten. Aber auch die
Industrie, wie zum Beispiel die große Textilindustrie der Bezirke Porto und Braga
oder der Gebiete von Alcobaça und Tomar, unterstützte diese Besitzformen: Der
typische Textilarbeiter des Nordens war außerhalb der Fabrik Kleinbauer, um die
niedrigen Industrielöhne auszugleichen. Diese Subsistenzwirtschaft erhöhte die

2 Vgl. Fernando Medeiros, O päo politico, Lissabon 1987.
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Gewinne der Industrie und absorbierte zugleich die gesamte Freizeit der Arbeiter.
Unter dem erdrückenden Gewicht des Analphabetismus

-

1950 durchschnittlich
immer noch mehr als 60 Prozent, in den ländlichen Bezirken sogar 70 bis 80 Pro-
zent -, ideologisch und politisch geprägt von katholischen Pfarrern und starren lo-
kalen Eliten, deren systematische Erforschung noch in den Anfängen steckt, stabi-
lisierten diese verarmten, entpolitisierten und unterdrückten ländlichen Massen,
vor allem im Landesinneren und im Norden Portugals, das Regime.
Dieses Phänomen beschränkte sich nicht auf den Agrarbereich, sondern betraf

auch die gewerblichen Produktionsformen. Durch die langsame Industrialisierung
war die portugiesische Wirtschaft von Import und Export extrem abhängig. In
Verbindung mit der offiziellen staatlichen Protektion der kleinen Familienbetrie-
be, die sich ständig im Gegensatz zur wirtschaftlichen Dynamik befanden, und
den erhöhten Produktionsanforderungen in Situationen wie dem Zweiten Welt-
krieg führte dies zum Ausbau der Offizinalindustrie und der Handwerksbetriebe.
Eine ähnliche Entwicklung läßt sich auch in anderen Bereichen des Dienstlei-
stungssektors feststellen.
Das bedeutet, daß bis in die sechziger und siebziger Jahre die Wirtschafts- und

Sozialstruktur von Produktionsformen geprägt war, die in gewisser Weise künst-
lich am Leben gehalten wurden. Der Salazarismus war ständig bemüht, den
„spontanen" wirtschaftlichen Prozessen, die zu seiner Beseitigung hätten führen
können, entgegenzutreten. Dieser Protektionismus war insgesamt ziemlich lange
erfolgreich und stellte einen wichtigen Faktor für die Stabilität des Regimes dar.
Immer wenn im Estado Novo große Teile der Mittelschichten unzufrieden waren,
wurde das Regime anfällig für Krisen. So entstand zwischen 1940 und 1947 eine
demokratische, nicht-kommunistische Opposition, die vom städtischen und länd-
lichen Kleinbürgertum unterstützt wurde, das nachhaltig von den Auswirkungen
des Krieges und der Kriegswirtschaft der Regierung betroffen war. Dasselbe läßt
sich möglicherweise für die sechziger und siebziger Jahre konstatieren, besonders
in den Urbanen Zonen. Die wirtschaftliche und politische, aber auch die kulturelle
und mentale Stabilität der Mittelschichten mäßigte die Schärfe sozialer Konflikte.
Ihre konservativen gesellschaftlichen Ordnungsvorstellungen können als eine
Voraussetzung der Pax Salazar gelten.
Die herrschende Klasse, seit Mitte der zwanziger Jahre durch ihre allgemeine

wirtschaftliche Schwäche, ihre äußere Abhängigkeit und ihre innere Spaltung cha-
rakterisiert, war unfähig, Prozesse der Modernisierung und Veränderung einzu-
leiten. Im Grunde genommen ist die Geschichte des Salazarismus geprägt durch
das Bemühen, das gesellschaftliche Gleichgewicht während der verschiedenen
Krisen zu bewahren oder anzupassen. Die strukturelle Schwäche und politische
Zerrissenheit der portugiesischen Eliten resultierte aus den gegensätzlichen Inter-
essen der Agrarier und der Industriellen. Die Abstimmung dieser gegensätzlichen
Interessen, das Zurückdrängen der Arbeiterbewegung und die Berücksichtigung
der Interessen der Mittelschicht, war in den dreißiger Jahren die zentrale Aufgabe
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der Sozial- und Wirtschaftspolitik des Estado Novo3. Auch zwischen den ver-

schiedenen politischen Gruppierungen auf dem rechten Spektrum, die den Sala-
zarismus unterstützten, mußte ein Ausgleich geschaffen werden. Die Stabilität des
Regimes beruhte somit auch auf der strukturellen Schwäche und politischen Zer-
splitterung der portugiesischen Eliten.
Aufgrund des langsamen Industriewachstums, insbesondere der großen Grund-

stoffindustrien wie Metall, Chemie oder Zellulose, und der Bedeutung der Hand-
werksbetriebe war der Arbeiteranteil in der Bevölkerung bis in die fünfziger Jahre
gering. 1940 machten die in der Industrie Beschäftigten 21 Prozent der gesamten
Arbeitsbevölkerung aus, und es gab eine einzige Großregion mit hoher Konzen-
tration des Industrieproletariats: die Arbeitergegenden Lissabons und der Indu-
striegürtel nördlich und südlich des Tejo. Selbst die Arbeiter der Textilindustrie im
Norden waren, wie bereits erwähnt, in der Landwirtschaft tätig.
Bis in die vierziger Jahre läßt sich allenfalls von „Industrieinseln" sprechen:

Wollindustrie in der Gegend von Covilha, Glas in Marinha Grande/Vieira de Lei-
na, Papier und Textilien in Tomar, Metallverarbeitung in Tramagal/Entroncamen-
to, Hüte und Schuhe in S. Joäo de Madeira, Konserven und Kork in verschiedenen
Ortschaften der Algarve. Diese Regionen waren durch keinerlei politische Unru-
hen gekennzeichnet. Nur vereinzelt erhoben die Arbeiter politische Forderungen,
zum Beispiel während der Kriegsjahre bei den Streiks in S. Joäo de Madeira und in
Covilha. Die portugiesische Arbeiterbewegung wurde von diesen Arbeitsbedin-
gungen geprägt; zu ihren Charakteristika gehören das lange Vorherrschen des
Anarchosyndikalismus, das späte Auftreten des Leninismus

-

und vor allem lange
Perioden der Lethargie.
Vor diesem Hintergrund läßt sich der Fortbestand bestimmter politischer Ein-

stellungen, die für das lange Überdauern des Salazarismus von Bedeutung waren,
besser verstehen. Salazar nannte die Fähigkeit, die tragenden Säulen des Regimes
an die historischen Gegebenheiten anzupassen, in einem seiner bekannten Inter-
views mit Antonio Ferro4 das „Wissen, zu überdauern". Seit den Zeiten des Ka-
tholischen Zentrums5 verstand es Salazar, die verschiedenen sozialen, wirtschaftli-
chen und politischen Interessen der dominanten Klassen zu artikulieren und aus-

zugleichen, um der komplexen Krisensituation zu Beginn der dreißiger Jahre be-
gegnen zu können. Durch seine außergewöhnliche Geschicklichkeit wurde er zur

unumstrittenen Führungspersönlichkeit des Regimes.

3 Vgl. Rosas, O Estado Novo, S. 115ff.
4 Antonio Ferro (1895-1956), Journalist, war verantwortlich für das nationale Propagandaministerium
von seiner Gründung 1933 bis 1949.

5 Das Katholische Zentrum war eine politische Partei mit engen Beziehungen zur katholischen Kirche,
deren herausragender Führer in den zwanziger Jahren, während der 1. Republik, Salazar war. Nach
dem Militärputsch vom 28. Mai 1926, mit dem das liberale republikanische Regime gestürzt wurde,
schwand der Einfluß des Katholischen Zentrums. Mit dem Verbot der politischen Parteien durch den
Estado Novo akzeptierte das Katholische Zentrum 1933 seine Selbstauflösung.
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1947 wurde der Estado Novo an die veränderte weltpolitische Lage angepaßt.
Die Neuformierung der Regierung unter der Führung der Nationalen Union6 im
Februar und März dieses Jahres erweiterte den Handlungsspielraum für die Ver-
fechter der Industrialisierung, der wirtschaftlichen Modernisierung und, in aller-
dings geringerem Ausmaß, der politischen Liberalisierung.
Der Estado Novo erlangte in der Nachkriegszeit seine innere Stabilität auf Ko-

sten des wirtschaftlichen Aufschwungs: Die Einführung des Gesetzes zur Förde-
rung und Reorganisation der Industrie von 1945 wurde mit der Ablösung des Fi-
nanzministers Daniel Barbosa 1948 aufgegeben7, die Marshallplan-Hilfe zurück-
gehalten8, eine Agrarreform blockiert9. Bis zur Krise von 1958/6210 erreichte man

damit ein neues Jahrzehnt des „sozialen Friedens". Der Versuch, den scharfen Wi-
derspruch zwischen Reformern und „Ultras" innerhalb des Regimes durch die
Ablösung von Präsidialminister Marcello Caetano und Verteidigungsminister
Santos Costa, den beiden profiliertesten Gegenspielern, zu überwinden, führte zur
Blockierung des Regimes. Ausdruck dieser Sackgasse war der Putschversuch des
Verteidigungsministers General Jülio Botelho Moniz im April 1961. Salazars Ziel
war das Uberdauern, das politische Uberleben, und nur wo dieses von der Ein-
führung neuer Maßnahmen abhing, war die Regierung zu Veränderungen bereit.

1958/62 zeigte sich der Estado Novo definitiv unfähig, den neuen Zeiten zu ent-

sprechen. Seine Möglichkeiten zum gesellschaftlichen Ausgleich waren erschöpft,
Salazar und die konservativsten Kreise widersetzten sich einer drastischen Revisi-
on der alten Kompromisse bis zum Schluß. Die Bourgeoisie war nach dem ge-
scheiterten Putsch von 1961 und unter den Bedingungen des Kolonialkrieges zu

ängstlich, um neue Abenteuer zu riskieren. Die Jahre 1961 bis 1968 waren ein lan-
ges Warten auf den Tod des Diktators.
Bis zur zweiten Nachkriegszeit hatten die gesellschaftlichen Eliten als wichtig-

ste Einnahmequelle die Einkünfte aus den Ländereien, die Gewinne aus Im-
port/Export und aus den Kolonien. Die Großgrundbesitzer waren unproduktiv,
weitestgehend gewohnt, sich unter den Schutz des Staates zu stellen, und mißtrau-

6 Die Nationale Union (U.N.), gegründet durch die „Nationaldiktatur" 1930, war in der Praxis die
einzige Partei des Regimes bis 1974 (1970 änderte sie ihren Namen in Nationale Volksaktion). Die
antiparlamentarische und gegen Parteien gerichtete Haltung des Estado Novo führte dazu, daß die
U.N. offiziell nicht als Partei angesehen wurde, sondern als eine „nicht-parteiliche, zivile Versamm-
lung". Sie war die politische Plattform der verschiedenen Kräften der politischen Rechten, die um

Einflußnahme konkurrierten.
7 Vgl. Fernando Rosas, O Daniel das Farturas

-

Notas para um Estudo da Polrtica de Estabilizaçâo
Economic des 1947/48, in: Ensaios de Homenagem a Francisco Pereira de Moura, I.S.E.G. da Uni-
versidade Técnica de Lisboa, Lissabon 1995, S. 386-407.

8 Vgl. Maria Fernanda Rollo, Portugal e o Piano Marshall, Lissabon 1995.
9 Vgl. Luciano do Amaral, O pals dos caminhos que se bifurcam: poh'tica agraria e evoluçâo da agri-
cultura portuguesa durante o Estado Novo (1930-1954), Magisterarbeit Lissabon 1993.

10 Der Beginn dieser Krise war der Ausbruch großer Unzufriedenheit des Volks gegen das Regime we-
gen der Kandidatur des Generals Humberto Delgado bei den Präsidentschaftswahlen von 1958.
Delgado war ein Dissident des Estado Novo, der die Kandidatur akzeptierte. Die Wellen dieser Kri-
se setzten sich bis 1961/62 fort.
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ten gesellschaftlichen Veränderungen, insbesondere der Industrialisierung und
ihren Folgen. Sie weigerten sich, für den industriellen Fortschritt ihr Kapital ein-
zusetzen, da sie ihre ökonomische Vorherrschaft bedroht sahen und soziale und
politische Instabilität fürchteten.
Die in den dreißiger Jahren langsam beginnende und sich in der Nachkriegs-

konjunktur beschleunigende Industrialisierung wurde von anderen Gesellschafts-
schichten getragen. Aber auch sie waren von dieser Mentalität geprägt. Die Indu-
striebetriebe (mit Ausnahme des monopolistischen Kerns) litten unter Kapital-
mangel und stärker noch unter dem Fehlen von Technikern und Verwaltungsfach-
leuten. Sie standen unter starkem Konkurrenzdruck

-

Resultat eines Uberange-
bots auf dem portugiesischen Binnenmarkt -, und sie verfügten über keinerlei
Fähigkeiten zum Dialog mit der Industriearbeiterschaft. Sie mißtrauten der freien
Marktwirtschaft und verlangten nach staatlicher Protektion. Der Staat organisier-
te die ständische Kartellierung, beschränkte die Einführung neuer Industrien und
schützte die nationalen und kolonialen Märkte. Vor allem aber sorgte er damit
auch für die Unterdrückung von Forderungen der Industriearbeiter.
Selbst die modernsten Sektoren der Industrie blieben in staatlicher Abhängig-

keit verhaftet. Die Regierung als Schiedsrichter, Schutzherr oder Geldgeber war
eine feste Größe im ruhigen und sicherenWachstumsprozeß dieser Sektoren, und
es war wichtig, in den bestmöglichen Beziehungen zur Regierung zu stehen

-

selbst noch, als man begann, die korporative Organisation und dieWirtschaftspo-
litik des Regimes als hemmend zu empfinden. Deshalb ist es auch nicht einfach,
ausdrückliche Zusammenarbeit oder Unterstützung dieser wirtschaftlichen Eliten
mit reformwilligen Kräften des Regimes nachzuweisen. Noch viel schwieriger ist
es, sie mit den Konspirationen von 1947 oder 1961 in Zusammenhang zu bringen.
Vielleicht bestand auch deshalb die Fraktion der Reformer

-

zumindest bis zum

Marcelismo11
-

weitgehend aus Juristen, Ökonomen oder Ingenieuren, die aus der
Wirtschaft kamen und für Industrialisierung und Agrarreform plädierten.
Ängstlichkeit, Zögern und sogar politische Feigheit dieser liberalen Richtung

waren somit ihre wesentlichen Merkmale. Auch sie fürchteten Unordnung und
Kommunismus, den Ausbruch für sie unkontrollierbarer Entwicklungen. Und
nur in Zeiten großer Regimekrisen wagten sie es, zusammen mit den Verbündeten
aus dem Militär, den Führungsanspruch Salazars offen in Frage zu stellen. Aber
selbst dabei herrschte sowohl am 10. April 1947 als auch am 12. April 1961

-

die
einzigen Umsturzversuche, die aus Regierungskreisen kamen

-

die Sorge um „Ge-
setz und Ordnung" vor. Die Palastrevolten hatten das Ziel, den Präsidenten des
Ministerrats im Rahmen der geltenden Verfassung abzusetzen, und in beiden Fäl-
len war man bemüht, Interventionen des „Pöbels" zu vermeiden. Diese Mentalität
erklärt das Scheitern, das eben nicht ausschließlich auf die individuelle Unfähigkeit
einzelner Personen zurückzuführen war.

11 Bezeichnung für die Endphase des Estado Novo, in der seit 1968 Marcello Caetano regierte. Dem
Marcelismo wurde durch die Militärbewegung des 25. April 1974 ein Ende gesetzt.
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Es ist kaum verwunderlich, daß man nach dem Putschversuch von Julio Botel-
ho Moniz 1961 Staatsstreiche definitv als politisches Mittel aufgab. Auch die Aus-
weitung der Kolonialkriege trug entscheidend dazu bei, die Angst vor politischen
Umstürzen vor dem Hintergrund einer wachsenden Radikalisierung der portugie-
sischen Gesellschaft zu schüren und erklärt die einhellige Unterstützung der
Kriegspolitik durch die Streitkräfte nach ihrer „Säuberung". Die Chance der Re-
former kam erst mit dem Marcelismo. Das Scheitern dieses Reformversuches steht
sicher in engem Zusammenhang mit der Prägung aller Beteiligten durch den Sala-
zarismus.
Es ist relativ unumstritten, daß mit Ausnahme der Revolten zwischen 1927 und

1933 sowie während der Krisen von 1945/47 und 1958/62 die Aktivitäten der Op-
position allgemein keine wirkliche Bedrohung für das Überleben des Salazarismus
darstellten. Das wird deutlicher, wenn man versucht, die unterschiedlichen Phasen
des Widerstandes voneinander abzugrenzen.
Zwischen 1927 und 1938 kann man von einem Jahrzehnt des Umschwungs

sprechen, wobei die einschneidendsten Veränderungen vor 1933 vorgenommen
wurden. Die Revolten vom Februar 1927 in Porto und Lissabon und vom

April/Mai und August 1931 auf Madeira, den Azoren, in Guinea und Lissabon
waren örtliche Bürgerkriege, die ein ideologisierter, von der kommunistischen
Partei inspirierter Diskurs geringschätzig als „Putsch" zu verdecken suchte

-

ein
für solche Bewegungen unzulänglicher Begriff. Vielmehr handelte es sich um die
ebenso ehrenhaften wie verzweifelten Anstrengungen des republikanischen Radi-
kalismus, in Verbindung mit der schwachen Arbeiterbewegung das Land gegen die
Militärdiktatur, gegen den sich abzeichnenden Faschismus und für die Erneuerung
der demokratischen Republik zu mobilisieren. Trotz des kollektiven Heldenmutes
mußten diese Revolten scheitern, denn Salazar gelang es, die wohlwollende Neu-
tralität der Mittelschicht zu gewinnen und die Arbeiterbewegung dadurch für lan-
ge Zeit in einen lethargischen Zustand zu versetzen; ihr fehlte eine stabile soziale
Basis und politische Unterstützung, auch wenn sie mit zahlreichen Anhängern im
Offizierskorps, im Staatsapparat und der Gewerkschaftsbewegung rechnen konn-
te. Der spanische Bürgerkrieg markierte den Höhepunkt der Macht Salazars und
gleichzeitig das Ende einer Epoche der Oppositionsgeschichte.
Der Sieg der demokratischen Großmächte im ZweitenWeltkrieg veränderte die

Sichtweise und die Taktik der oppositionellen Kräfte grundlegend. Mit dem Ende
des Anarchosyndikalismus formierte sich zu Beginn der vierziger Jahre im Unter-
grund der nach leninistischen Kriterien reorganisierte PCP. Die Kommunisten
profitierten nicht nur von der kriegsbedingten Unzufriedenheit der Bevölkerung,
sondern auch vom internationalen Prestige der siegreichen UdSSR und wurden
zur wichtigsten politischen und organisatorischen Kraft des Widerstands.
Bemühungen zur Konstituierung einer nicht-kommunistischen Opposition wa-

ren vom alten Republikanismus beeinflußt, aber es machte sich schon eine andere
Generation von Politikern bemerkbar, die bis in die sechziger Jahre wirkte und die
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Portugiesische Sozialistische Aktion (ASP) und anschließend die Sozialistische
Partei (PS) prägte.
Abgesehen von punktuellen Unstimmigkeiten war die Taktik der Opposition

einheitlich. Ihr Verhalten oszillierte zwischen dem Legalismus, also dem Versuch,
das Regime zur Anerkennung der Opposition zu bewegen, und der Beteiligung an

revolutionären Umsturzversuchen.
Diese Pendelbewegung läßt sich ungeachtet des Programms des PCP sicherlich

auch in der konkreten politischen Taktik dieser Partei feststellen, die in der Hoff-
nung auf eine große und befreiende „nationale Erhebung" kulminierte. In dieser
Erwartung begleitete der PCP seit den vierziger Jahren aufmerksam alle Versuche
zu einem Staatsstreich, die er nach dem Scheitern jeweils schnell verurteilte. Sogar
gegenüber tollkühnen Aktionen zur Stärkung der Legalität in Einheit mit den
übrigen oppositionellen Kräften zeigte er sich aufgeschlossen

-

ungeachtet gele-
gentlicher Verstimmungen und Meinungsverschiedenheiten.
Darüber hinaus wußte die Opposition nicht, mit spontanen Volkserhebungen

umzugehen: Normalerweise war man auf solche Ereignisse nicht vorbereitet,
suchte nach möglichen Führungspersönlichkeiten aus dem Militär, lancierte Kam-
pagnen für eine friedliche Demission Salazars und ermöglichte somit dem Regime,
Zeit zu gewinnen, um sich für die Gegenoffensive zu sammeln. So geschah es wäh-
rend der Krise von 1945/46 und noch deutlicher bei den Präsidentschaftswahlen
im „Delgado-Sommer" 1958.
Die Ausweglosigkeit und die Frustration innerhalb der Opposition, die Fort-

dauer des Kolonialkrieges und die allgemeine politische Radikalisierung in den
sechziger Jahren führten zu einer raschen Vermehrung linksradikaler Gruppen,
die zum Teil aus dem PCP hervorgingen und den bewaffneten Kampf propagier-
ten. Dadurch wurde der PCP zu einem radikaleren Kurs gezwungen, ohne jedoch
die zentralen Vorstellungen seiner politischen Taktik aufzugeben, die auf eine re-

formistische Transformierung des Regimes zielte.
Sowohl der bewaffnete Kampf als auch der Dialog mit den liberalen Dissiden-

ten erwiesen sich als wirkungslos. Daß die Opposition, oder ein Teil von ihr, durch
eine Militärbewegung an die Macht gelangen würde, die sie nicht direkt vorberei-
tet hatte, ist eine Ironie der Geschichte. Dennoch darf die entscheidende Rolle der
langjährigen Vorarbeit des antifaschistischenWiderstands nicht verkannt oder un-
terschätzt werden. Auch wenn die Opposition an sich keinen alternativen Macht-
faktor darstellte, kamen doch aus ihren Reihen die politischen Vorstellungen und
das politische Personal der revolutionären Ära12.
12 Die Verfassung von 1933 sah in einem Kompromiß zwischen den um die Gründung des Regimes
konkurrierenden liberalen und konservativen Richtungen die Ersetzung, wenn auch mit begrenzter
Macht, der Nationalversammlung vor, ein eigenartiges, theoretisch parlamentarisches Organ, dessen
Abgeordnete alle vier Jahre in Direktwahl gewählt wurden. Die Wahlen zur Nationalversammlung
wurden vom Regime stark kontrolliert und vollständig manipuliert. Ab 1945 wurde die Konkurrenz
der oppositionellen Kräfte toleriert, obwohl politische Parteien weiterhin verboten blieben, die Vor-
zensur für die Informationsorgane aber ebenso bestehenblieb wie die Verfolgungen durch die poli-
tische Polizei.
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Schließlich ist noch das „System der politischen Justiz"13 zu erwähnen: Die Re-
pressionen an sich erklären nicht das Überdauern des Regimes, aber sie waren oh-
ne Zweifel ein entscheidender Faktor für die Erhaltung des Estado Novo und eine
Ursache für das Verstummen seiner eingeschüchterten Opponenten.
Salazar bemühte sich bereits seit 1933, eine politische Polizei einzurichten. Die

PVDE, später PIDE14, war eine der zentralen Stützen des Regimes. Als Bestand-
teil des Alltagslebens schaffte sie ein Klima der Angst, Denunziation und Verfol-
gung. Die PIDE griff systematisch auf Folter und Ermordungen zurück, auf
manchmal langjährige Inhaftierungen ohne Verurteilung und ohne hinreichenden
Tatverdacht. Gewaltakte und Verbrechen erreichten jedoch quantitativ und quali-
tativ nicht die Dimensionen anderer Diktaturen. Besonders nach dem Zweiten
Weltkrieg und den öffentlichen Klagen über Polizeiübergriffe überlegte man, die
Aktivität der politischen Polizei „durch Moral und Recht" zu begrenzen, sie mit
einem Mantel der Legalität zu umkleiden

-

ein „Faschismus mit Toga", wie einmal
gesagt wurde.
Daneben trat eine weniger sichtbare, aber effektivere Form der Repression: In

einem Land, das von Analphabetismus, reaktionärem Katholizismus und Kazi-
kentum geprägt war, setzte man vor allem auf Angst, Unterwürfigkeit und allge-
meine Einschüchterung. Die politische Polizei sicherte den Hintergrund dieses
Verstummens, denn sie bestrafte Zivilcourage. Fast ein halbes Jahrhundert lang
unterlag alles der Zensur, die Versammlungsfreiheit war begrenzt. Oppositionelle
und Kritiker waren vom Verlust ihres Arbeitsplatzes bedroht und mit allgegen-
wärtigen Schikanen selbst in der Freizeit konfrontiert. Zwangsmitgliedschaft in
Miliz- und Gewerkschaftsorganisationen, Verfolgung aus religiösen Motiven und
die alltägliche Willkür von Polizei und paramilitärischen „Ordnungshütern" wa-
ren an der Tagesordnung und schufen ein Klima des Gehorsams, der Nichteinmi-
schung und der Anpassung. Die Bevölkerung sollte ein klares Bewußtsein von der
Gefahr behalten, die es bedeutete, der Regierung Widerstand entgegenzusetzen.
Der Publizist und Ideologe des Estado Novo, Joäo Amaral, sprach in diesem Sin-
ne von einer „Trias, die unsere grundlegenden Haltungen in der Gesellschaft und
im Leben zusammenfaßt: glauben

-

gehorchen
-

dienen". In diesem Rahmen
funktionierten die Zensur, die Kontrolle der Presse, die katholische Kirche und die
lokalen Eliten als Instrumente der Unterdrückung und Einschüchterung, die dem
Einsatz der politischen Polizei und der politischen Repression im engeren Sinne
vorausgingen und sie des öfteren überflüssig machten. Sie sicherten dem Regime
eine Autorität, die mit einzelnen Polizeiaktionen nicht ausreichend zu erklären ist.

13 Die Bezeichnung stammt von Manuel Braga da Cruz, O Partido e o Estado no Salazarismo, Lissa-
bon 1989. Sie bezieht sich auf das weite und komplexe Polizei-, Justiz- und Gefängnissystem, das
der Estado Novo zur Überwachung und politischen Repression errichtete und stützt sich auf die fast
absolute Macht, die der politischen Polizei gewährt wurde.

14 PVDE
-

Polîcia de Vigilância e Defesa do Estado.
PIDE

-

Polîcia Internacional de Defesa do Estado.
Während des Marcelismo wurde der Name wieder in Direcçâo Gérai de Segurança (DGS) geändert.
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Acht Punkte gilt es zum Schluß festzuhalten:
1. Der Estado Novo war ohne jeden Zweifel ein autoritäres Regime, das sich in

die allgemeine Bewegung gegen Liberalismus und Kommunismus einfügte, die
Europa zwischen den beiden Weltkriegen erlebte. Aber viele seiner besonderen
Merkmale, insbesondere seine lange Dauer, erscheinen nur im Lichte der spezifi-
schen Gegebenheiten der portugiesischen Gesellschaft beim Übergang von den
zwanziger zu den dreißiger Jahren erklärbar.

2. Portugal profitierte von seiner günstigen geostrategischen Lage. Im Inneren
war es von wirtschaftlicher Rückständigkeit, von der Bedeutung der traditionellen
ländlichen Welt und der beginnenden Industrialisierung geprägt. Die Eliten des
Landes waren gespalten in der Frage nach Auswegen aus der tiefen wirtschaftli-
chen und politischen Krise, in der sich das liberale System befand. Auf der ande-
ren Seite standen neben einem modernen Industrieproletariat, das auf bestimmte
Regionen begrenzt blieb, die Landarbeiter auf den Latifundien im Süden. Stabilität
garantierte das Verhalten der Mittelschichten.

3. Salazar und den Salazaristen gelang es sowohl auf der wirtschaftlichen als
auch auf der politisch-ideologischen Ebene, die verschiedenen Strömungen inner-
halb der portugiesischen Rechten zu vereinen. Die langwierige und schwierige
Herausbildung eines solchen Kompromisses ermöglichte zwischen 1926 und 1933
die Institutionalisierung eines neuen politischen Systems. Der Erhalt dieses
Gleichgewichtssystems auf wirtschaftlicher, sozialer und politischer Ebene wurde
von Salazar beständig überwacht. Die Anpassung an die verschiedenen histori-
schen Umstände bis zum Übergang in den sechziger Jahren war das charakteristi-
sche Merkmal der Überlebenskunst des Salazarismus.

4. Die Strategie zur Erhaltung des Regimes gab der Politik permanenten Vor-
rang vor der Wirtschaft. Salazar ging es nie wirklich darum, den Estado Novo
grundlegend zu modernisieren. Gleichgewicht und Überdauern wurden so zu po-
litischen Geboten, denen alles untergeordnet blieb, vor allem auch die Wirt-
schaftsentwicklung. Wenn dies die wichtigste Grundlage für den Fortbestand des
Regimes war, so ist es gewiß auch richtig, daß darin schließlich der wichtigste Fak-
tor für seinen Sturz lag.

5. Im Bereich der Ökonomie führte dieses Überdauern um jeden Preis zu einem
direkten oder über die korporativen Organisationen vermittelten Interventionis-
mus, der eine schwere Hypothek für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung
bedeutete. Denn dadurch wurde jede Modernisierung der Landwirtschaft
blockiert, das industrielle Wachstum beschränkt und eine gegenüber dem Staat
passive und lenkbare Bourgeoisie geschaffen, die keinen wirklichen Unternehmer-
geist besaß und ohne jede Risikobereitschaft reich werden konnte.

6. Politisch war der Verfassungskompromiß von 1933 schon früh ausgehöhlt
und verwandelte sich in der Realität in eine Diktatur des Regierungschefs. Aber
nicht nur die Bemühungen um den Ausgleich der verschiedenen Gruppierungen
innerhalb der Rechten blieben erhalten, auch die weite Auslegbarkeit des Verfas-
sungstextes trug dazu bei, die formale Legitimität des Regimes zu verlängern:
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gemäßigt autoritär in seinem institutionellen Entwurf während der autoritären
Welle der dreißiger Jahre, gemäßigt liberal in der demokratischen Nachkriegszeit.
So kam es zur Aufrechterhaltung einer Politik der rigorosen Beschränkung und
Unterdrückung grundlegender Freiheiten

-

insbesondere der oppositionellen
Kräfte

-

und ab Ende der fünfziger Jahre zur Blockierung aller internen Reform-
versuche. Die erwiesene Unfähigkeit der reformistischen Richtungen des Regi-
mes, einen alternativen Weg durchzusetzen, insbesondere einen Ausweg aus dem
Kolonialkrieg zu finden, der seit 1961 anhielt, führte zu der Militärbewegung des
25. April 1974 und zum revolutionären Umsturz.

7. Diese Umstände helfen, die historischen Schwierigkeiten der Opposition zu

verstehen, die vor allem aus den Städten und von den Feldern des Alentejo, aus den
Kreisen der Industriearbeiterschaft, von den Studenten und Intellektuellen und, in
den sechziger und siebziger Jahren, von den neuen Lohnabhängigen der im Auf-
stieg begriffenen Betriebe kam. Die Opposition war im wesentlichen der Rede-
und Versammlungsfreiheit beraubt und wurde von der Polizei verfolgt. Ohne
Zweifel prägte sie die politische Kultur der Eliten des Landes, aber ihr selbst ge-
lang es nicht, eine führende Bewegung zum Sturz des Regimes ins Leben zu rufen
-

eine Aufgabe, die dann eine kleine Offiziersgruppe übernahm, die unzufrieden
war über die ausweglose Fortdauer des Kolonialkriegs.

8. Diese Entwicklung erklärt auch die Bedeutung polizeilicher Repression: Vor
der offenen Gewalt agierten präventiv Zwang, Überwachung, Einschüchterung
und Demobilisierung, die das Regime mit Hilfe der Schule, der katholischen Kir-
che, der nationalen Gewerkschaften, des Patronats, der Pressezensur gründlich in
der Gesellschaft verankert hatte. Diese „unsichtbare" Repression und die Maß-
nahmen der politischen Polizei trugen wesentlich zur gewaltsamen Stabilisierung
des Estado Novo bei.
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Der Estado Novo und die katholische Kirche

Das salazaristische Regime wurde auf Grund der engen Beziehungen zwischen
Staat und katholischer Kirche von Gegnern als klerikal-faschistisch oder national-
katholisch bezeichnet. Dazu trug vor allem die Tatsache bei, daß viele der führen-
den Persönlichkeiten des Regimes Katholiken waren. Es besteht jedoch die Ge-
fahr, die institutionalisierten Beziehungen zwischen Staat und Kirche zu verwech-
seln mit den persönlichen Beziehungen zwischen Salazar, der selbst während der
Ersten Republik als Führungsmitglied des Katholischen Zentrums hervorgetreten
war, und seinem engem Freund Kardinal Gonçales Cerejeira, seit 1925 Patriarch
von Lissabon.
Trotz der großen Bedeutung der katholischen Kirche für die Errichtung und

Konsolidierung des Estado Novo kann daraus nicht geschlossen werden, daß es

sich um ein konfessionelles Regime gehandelt habe. Die anfänglich engen Bezie-
hungen zwischen Staat und Kirche führten in einem schrittweisen Ablösungspro-
zeß zur endgültigen Trennung im Konkordat von 1940. Das Konkordat markierte
jedoch keinen abrupten Bruch mit der Vergangenheit, sondern erkannte die tradi-
tionelle Kirchenpolitik an, die nach dem Sturz der Ersten Republik entwickelt
worden war.

Im Gegensatz zur Franco-Diktatur in Spanien wurde im Salazarismus der Ka-
tholizismus nicht zur Staatsreligion erklärt; der Name Gottes wurde nicht in die
Verfassung aufgenommen; der Staatschef mußte nicht unbedingt katholisch sein.
Auch waren andere Religionen nicht verboten. Vielmehr verweigerte sich der
Estado Novo den verschiedenen Versuchen einer Konfessionalisierung des Staa-
tes. Anders als in Spanien, wo das neue Regime aus einem grausamen Bürgerkrieg
hervorgegangen war, der Züge eines religiösen Kreuzzugs trug, bestand in Portu-
gal zwischen Katholiken und Vertretern einer laizistischen Weltanschauung eine
Kooperation, die ihren deutlichsten Ausdruck in der langen Doppelherrschaft von
Präsident Carmona und Salazar fand. Die anfängliche Zustimmung der Katholi-
ken zur Religionspolitik des Estado Novo nahm jedoch beständig ab.

Von der Verfassung von 1933 zum Konkordat von 1940

Die Besetzung der Regierungsspitze mit einem herausragenden Mitglied der Ka-
tholischen Zentrumspartei zu Beginn des Estado Novo garantierte der Kirche
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Schutz vor Verfolgung und die Respektierung ihrer Aktivitäten. Dadurch gewann
die Kirche wachsende öffentliche Anerkennung, Prestige und gesellschaftlichen
Einfluß. Durch den Aufstieg zahlreicher Katholiken in wichtige politische Ämter
eröffnete Salazar der Kirche die Möglichkeit, ihre Ziele in der Religions- und So-
zialpolitik zu verwirklichen. Die kollaborierende Haltung der Kirche bei der In-
stallierung des neuen Regimes eröffnete ihr außerordentliche Perspektiven. Nach
der Auflösung der Zentrumspartei durch die Gründung der Nationalen Union als
Einheitspartei 1930 und dem Beginn der Katholischen Aktion in Portugal Ende
1933 traten viele katholische Mitglieder der Nationalversammlung der Nationalen
Union bei1. Diese Integration war einerseits das Resultat einer öffentlichen Auf-
forderung Salazars, der das Zentrum für „unpassend" und „überflüssig" hielt, da
es eine „nicht wünschenswerte Vermischung von Kirche und Partei" verfolge. Sa-
lazar drängte die Zentrumspartei, ihr Interesse auf die Sozialarbcit zu richten, da
das politische Problem gelöst sei2. Andererseits begünstigte die Hinwendung der
Kirchenspitze zur Katholischen Aktion, die Kardinal Cerejeira bereits 1931 einlei-
tete, die Entpolitisierung der Katholiken. Cerejeira bezeichnete die Katholische
Aktion als eine „rein religiöse Organisation", die „außerhalb und über jeder Par-
teipolitik" stehe3. Sie war der Zentrumspartei, die die Bischöfe als „legales Organ
zur Verteidigung der Kirche"4 verstanden, durchaus vergleichbar. Die Katholische
Aktion konnte die Aufmerksamkeit der wichtigsten katholischen Kräfte auf sich
ziehen. Einige Anhänger des Zentrums zogen es vor, ihre politische und soziale
Autonomie zu bewahren und sich nicht von der Nationalen Union vereinnahmen
zu lassen. Dies galt für die sich als „christliche Demokraten" bezeichnenden Mit-
glieder der Gruppe Neue Ära um Alves Correia und der Gruppe für Sozialstudien
in Porto, die miteinander in Kontakt standen.5
Die meisten Katholiken unterstützten jedoch Salazar bei seinem Versuch, die re-

ligiöse und soziale Frage zu lösen und seine Machtposition zu stabilisieren. Die
katholischen Eliten suchten laizistischen Bemühungen um eine Ausrichtung des
Regimes nach dem Vorbild totalitärer Modelle und der Staatsverherrlichung ent-

gegenzutreten. Deshalb begannen sie innenpolitisch die Auseinandersetzung mit

1 Unter anderen Diogo Pacheco de Amorim, Pinheiro Torres, José Maria Braga da Cruz, Joaquim Di-
niz da Fonseca, Juvenal da Araüjo, Mario de Figueiredo, Antonio Sousa Gomes und der Domherr
Correia Pinto.

2 Salazar in einer Rede im Saal des Staatsrats, in: Oliveira Salazar, Discursos e Notas Polîticas, Bd. 5:
1951-1958, Coimbra 1959, S. 170f., und im Interview mit Antonio Ferro, in: Ders., Salazar, Lissabon
1933, S. 34f.

3 Rede bei der Katholischen Jugend Lissabon am 8.2.1931, in: Novidades, 10.2.1931.
4 Offizielle Mitteilung des Episkopats mit den Richtlinien der Katholischen Aktion Portugal, in: No-
vidades, 16.11.1933.

5 Die Gruppe Era Nova versammelte eine kleine Anzahl Intellektueller, die sich selbst als Christen und
Populisten, Katholiken und Republikaner bezeichneten und beabsichtigten, „den schutzlosesten
Klassen beizustehen". Der Sémanario wurde seit dem 30.1.1932 herausgegeben. Die christdemokra-
tische Gruppe für Sozialstudien Porto entstand aus einer Spaltung innerhalb des Katholischen Ar-
beiterkreises dieser Stadt. 1929 gaben sie in der einzigen Nummer von O Grito do Povo (Organ der
Portuenser Christdemokraten) zum Gedenken der Rerum Novarum bekannt, daß sie ihre Aufmerk-
samkeit auf die sozialen Probleme richten würden.
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dem Nationalsyndikalismus und außenpolitisch mit dem Faschismus und dem
Nationalsozialismus, aber auch dem Kommunismus. Diese eindeutige Unterstüt-
zung Salazars hatte ihre Gründe in der Berücksichtigung katholischer Interessen
in den Anfängen des Estado Novo, als alle totalitären Absichten zurückgewiesen
wurden. Das Regime entschied sich für Korporativismus und versprach soziale
Gerechtigkeit, es eröffnete neue Perspektiven für die Missionierung in Ubersee
und gab der Erziehungspolitik eine christliche Ausrichtung.
Vor allem die sozialpolitischen Ziele Salazars galten als Rechtfertigung für das

Engagement der Katholiken bei der Errichtung einer neuen ständischen Sozial-
ordnung. Das wichtigste Ziel der katholischen Führer war die Christianisierung
des Korporativismus, den sie als einen drittenWeg neben dem revolutionären Kol-
lektivismus des Kommunismus und dem Individualismus des liberalen Kapitalis-
mus betrachteten. Die Mehrheit der Katholiken begrüßte deshalb die Bekanntma-
chung des Nationalen Arbeitsstatuts enthusiastisch, das nach ihrer Auffassung
nicht zu einem Instrument zur Unterdrückung der Arbeiter degenerieren konnte.
Zur Durchsetzung des Korporativismus bedurfte es neben der Unterstützung

durch die Kirche vor allem eines starken Staates, der sich sowohl gegenüber den
Arbeitern als auch den Industriellen und Großgrundbesitzern behaupten konnte.
Die Kirche unterstützte gewerkschaftliche Zusammenschlüsse und kritisierte

die Verfolgung von Gewerkschaftsmitgliedern durch die Arbeitgeber. Aber als im
Laufe der Jahre die Einführung des Korporativismus immer mehr verzögert wur-
de, wuchs auch die Kritik aus dem katholischen Lager. Die deutlichste Wirkung
zeigten die Äußerungen von Abel Varzim 1939 in der Nationalversammlung, der
ebenfalls zunächst das Nationale Arbeitsstatut begrüßt hatte. Er warnte vor einer
Einheitsgewerkschaft, da er den Kampf der Arbeitgeber gegen die gesetzlich un-
geschützten nationalen Gewerkschaften und die Beeinträchtigungen der gesetz-
lich garantierten Rechte der Arbeiter befürchtete6.
Diese wachsende kritische Haltung schlug sich vor allem in der katholischen

Zeitschrift O Trabalhador nieder. Die Kritik wurde begleitet von einer Hinwen-
dung zum Thomismus Maritains und zum Personalismus Mouniers, die den alten
integralistischen Einfluß ersetzten. Die Bemühungen der katholischen Eliten, das
entstehende System in ihrem Sinne zu beeinflussen, äußerte sich in ihrem Engage-
ment für Religionsfreiheit und Erziehung.
Schon 1930 sprachen die Bischöfe in einem gemeinsamen Hirtenbrief von der

religiösen Krise. Im Hinblick auf die Religionsfreiheit bemängelten die Bischöfe,
daß die Kirche aufgrund des Dekrets von Manuel Rodrigues von 1926 keine juri-
stische Körperschaft war.
Der Estado Novo wies in seiner Verfassung7 jeglichen Anspruch auf staatliche

Einmischung in das Leben der Kirche zurück, verwahrte sich im Gegenzug aller-
dings ebenso gegen alle Versuche klerikaler Einmischung in die Politik. Die

6 Diario das Sessöes, II Legislatura, Nr. 18, 17.1.1939.
7 Projecto de Constituiçâo Poh'tica da Repüblica Portuguesa, Lissabon 1933.



52 Manuel Braga da Cruz

Bischöfe mißbilligten diesen „unbedingten Vorrang des Zivilakts vor dem Emp-
fang der Sakramente", vor allem bei Taufe und Heirat, sowie die Beibehaltung des
zivilen Scheidungsrechts: „Alle Katholiken", mahnte der Hirtenbrief, „müssen
[die Scheidung] bekämpfen und für die Rücknahme des Gesetzes arbeiten, das sie
sanktioniert".
Die Katholiken sprachen sich für den Religionsunterricht aus. Der Verfassungs-

entwurf besagte in Artikel 43, daß „der staatliche Unterricht von jeglichem reli-
giösen Kult unabhängig ist, ihn aber nicht bekämpfen darf". In den nichtstaatli-
chen Schulen, deren Freiheit garantiert wurde, bedurfte der Religionsunterricht
keiner Genehmigung. Diese Schulen unterlagen der Finanzprüfung durch den
Staat, der über ihre Berechtigung entschied, „Diplome zu verleihen, wenn ihre
Programme und die Ausbildung des entsprechenden Personals nicht geringer als
in öffentlichen vergleichbaren Einrichtungen sind" (Artikel 44). Den staatlichen
Unterricht konnten die Katholiken jedoch nicht beeinflussen. Diesen Teil des Ver-
fassungsentwurfes kritisierten die Novidades. Sie beschuldigten die Pädagogen,
von einer „feindlichen" zu einer „agnostischen Neutralität" überzugehen

-

insge-
samt bewerteten sie den Verfassungsentwurf jedoch positiv und forderten die Ka-
tholiken dazu auf, ihn in der Volksabstimmung anzunehmen8. Nach Meinung der
Bischöfe hatten die Katholiken trotzdem das Recht und die Pflicht, gegen das Ver-
bot des Religionsunterrichts in den staatlichen Schulen zu kämpfen. Jeder sollte
versuchen, seinen Kindern einen „katholischen Unterricht" in Schulen zu ermög-
lichen, „in denen ihnen der Glaube nicht geraubt wird".
Die Bemühungen der katholischen Kirche waren nicht vergebens. Der endgül-

tige Verfassungstext von 1935 bestimmte schließlich die Orientierung des staatli-
chen Unterrichts „an den im Lande traditionellen Prinzipien der christlichen
Doktrin und Moral". In einem gemeinsamen Hirtenbrief äußerte sich das Episko-
pat 1937 erfreut „über die von höchsten Mächten des Staates getroffenen Maßnah-
men zum Respekt der Rechte Gottes und zur christlichen Haltung der nationalen
Erziehung"9.
Heftige Reaktionen provozierte jedoch ein Vorschlag bei der Diskussion um die

Volksschulreform, den der Minister Carneiro Pacheco im November 1937 in der
Nationalversammlung präsentierte. Darin sprach man von der „mangelnden Vor-
bereitung der Familie auf die Erziehungsarbeit" und forderte „die Errichtung ei-
nes ausreichenden Netzes von kompetenten Erziehern" zum „regelmäßigen Un-
terricht in staatlichen oder nichtstaatlichen Schulen mit angemessener Ausstattung
und versehen mit didaktischem Material"10. Katholische Abgeordnete wie Juvenal
da Araüjo, Diniz da Fonseca und Pacheco de Amorim kritisierten diesen Vor-
schlag und betonten die wichtige Funktion der Familie für die Erziehung11. Die
Sorge um eine übermäßige Einflußnahme des Staates auf die Erziehung wurde

8 Novidades, 11.6.1932.
9 Lumen. Revista mensal de cultura do Clero II (1937).
10 Diario das Sessöes, I Legislatura, Nr. 147, 27.11.1937, S. 13ff.
11 Ebenda, Nr. 175, 24.3.1938 und Nr. 180, 1.4.1938.
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auch im Zusammenhang mit dem Pfadfinderverband, der Mocidade Portuguesa,
deutlich. Die Regierung übte Druck auf die Kirche aus, den Verband aufzulösen
und drohte, den Protestanten andernfalls größere Freiheiten zuzugestehen. Kardi-
nal Cerejeira weigerte sich, lehnte andererseits aber eine Einladung zu einem Fest
der Mocidade Ende Mai 1938 in Lissabon ebenso ab wie kurz darauf den Besuch
eines Zeltlagers. In einem Brief an den Minister erklärte er, er wolle nicht mit „sei-
ner offiziellen Anwesenheit den Anschein erwecken, er könne die Mocidade, so
wie sie sei, gutheißen"12. Aus Sorge über den wachsenden staatlichen Einfluß auf
die Erziehung rief das Episkopat Ostern 1938 in einem gemeinsamen Hirtenbrief
die Katholiken auf, dafür zu beten, daß die portugiesische Jugend sich nicht von
einem Staats- und Führerkult verführen lasse; die Anspielungen auf den deutschen
Nationalsozialismus und den italienischen Faschismus waren deutlich13.
Ein fortbestehender Konflikt in der Beziehung zwischen Staat und Kirche lag

darin, daß die Kirche weiterhin auf ihre Anerkennung als juristische Person und
die Rückgabe der 1910 enteigneten Güter wartete. Der Heilige Stuhl forderte in
Portugal keinen Schadensersatz für die Enteignungen, sondern lediglich die Aner-
kennung der Kirche als juristische Person, das Recht, Eigentum zu besitzen und
zu verwalten, sowie Religionsfreiheit in staatlichen Einrichtungen, die Anerken-
nung ihres Rechts auf Bildung und Erziehung der Jugend und die Befreiung vom
Militärdienst für Geistliche14. Im Juli 1938 wurde dem Heiligen Stuhl offiziell ein
Gesprächsangebot gemacht und dem Nuntius in Lissabon ein Konkordatsentwurf
übergeben, der ein Resultat verschiedener Vorbesprechungen war15. Nach harten
Verhandlungen kam es zu einer Schlußfassung des Textes, der am 7. Mai 1940 in
Rom offiziell unterzeichnet wurde. Wenn diese Lösung der Religionsfrage, um die
sich engagierte Katholiken seit einem Jahrhundert bemühten, nicht alle Erwartun-
gen erfüllte, so befriedete sie doch die Beziehung zwischen Staat und Kirche, de-
ren neue Zusammenarbeit 1940 in der Ausstellung zum Ausdruck kam, welche die
Erfolge der portugiesischen Kolonialpolitik und Missionierung zeigen sollte.
„Volk der Entdeckungen, Volk der Kolonialisierung, Volk der Missionierung", so
Salazar, „all das ist Offenbarung desselben kollektiven Seins, Demonstration und
Enthüllung derselben nationalen Politik."16 In einem gemeinsamen Hirtenbrief
forderte das Episkopat alle Portugiesen auf, sich „im Namen des Patriotismus und
der Religion" zu vereinen und bat insbesondere die Pfarrer um „patriotische Zu-
sammenarbeit in Harmonie mit den Autoritäten"17.

12 Brief von Kardinal Cerejeira an den Minister für nationale Erziehung Carneiro Pacheco, abgedruckt
in: J. Geraides Freire, Resistência, S. 205-213.

13 Lumen. Revista mensal de cultura do Clero I (1938), S. 265.
14 P. Antonio Duräo, Relaçôes entre a Igreja e o Estado à luz das concordatas de Pio XI, in: Brotéria,
Nr. 22 (1936), S. 197-214; ders., As concordatas da Santa Sé em direito internacional, in: Ebenda,
S. 454-470; ders., Soberania e independência da Igreja, in: Brotéria Nr. 23 (1936), S. 277-288.

15 Vgl. Franco Nogueira, Salazar, Bd. 3, Coimbra 1978, S. 116f.
16 Salazar, Discursos e Notas Poh'ticas, Bd. 3: 1938-1943, Coimbra 1944, S. 234.
17 Lumen. Revista mensal de cultura do Clero I (1940), S. 348-359.
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Das Konkordat und das Missionarsabkommen, beide 1940 unterzeichnet, ga-
rantierten diesen Geist der Verständigung und Zusammenarbeit. Indem der Staat
die Beziehungen zur Kirche befriedete, gewann er nicht nur die Sympathie und
Zustimmung der meisten Portugiesen, sondern brachte auch den katholischen
Konservatismus auf seine Seite. Die Kirche zog alle Forderungen nach Rückgabe
ihrer Güter und nach Entschädigungen zurück. Kirchliches Eigentum, das sich im
Besitz des Staates befand, ohne im öffentlichen Dienst Verwendung zu finden oder
als „nationales Monument" von öffentlichem Interesse klassifiziert war, wurde al-
lerdings zurückerstattet. Zugleich wurden den Kirchen und Priesterseminaren
Abgabenfreiheit gewährt und Unterstützung für Diözesen und Missionarsvereini-
gungen in Übersee sowie für Ausbildungs- und Freizeitstätten zugesichert. Der
Staat verband seine finanzielle Hilfe für die Missionierung mit politischen Forde-
rungen: portugiesische Staatsbürgerschaft des gesamten Klerus; Unterstellung der
Missionare unter die portugiesischen Gesetze und Gerichte; Anhörungsrecht der
Regierung bei der Nominierung der obersten Missionare. Konkordat und Missio-
narsabkommen charakterisierte Cerejeira Jahre später folgendermaßen: „Es han-
delte sich darum, unsere Provinzen in Übersee portugiesisch zu machen und zu

bewahren. Das erforderte die offene und ehrliche Begegnung beider Seiten, der
Kirche und des Staates."18 Und Salazar betonte, die Missionierung werde definitiv
in die portugiesische Kolonialisierung integriert: „Indem das Prinzip der Tren-
nung beibehalten wird in Übereinstimmung mit den verschiedenen Anschauun-
gen und den Tendenzen der Zeit, ermöglicht [das Konkordat] eine Erneuerung der
Kirche und eine dauerhafte Rückeroberung ihrer bedeutenden Rolle bei der Bil-
dung der portugiesischen Seele. Unter politischen Gesichtspunkten wird mit dem
Konkordat beabsichtigt, die Religion als gesellschaftsstabilisierenden Faktor zu
nutzen."19
Pius XII. pries im Oktober 1940 vor dem neuen portugiesischen Botschafter

Carneiro Pacheco „die ehrliche, von Vertrauen und gegenseitiger Achtung inspi-
rierte Zusammenarbeit"

-

und lobte Salazar: „Der Herr gab der portugiesischen
Nation einen Regierungschef, der nicht nur die Liebe seines Volkes, sondern Re-
spekt und Hochachtung der Welt zu gewinnen wußte."20 Die Zusammenarbeit
zwischen Staat und Kirche, die damit ihren Höhepunkt erreicht hatte, galt inter-
national als beispielhaft.

Der Zweite Weltkrieg und seine Folgen
Die sozialen Spannungen, die sich durch den Krieg verschärften, blieben nicht oh-
ne Auswirkungen auf das Verhältnis von Staat und Kirche. Einerseits resultierten

18 Der Patriarch, A situaçâo da Igreja em Portugal, Rede am 29.11.1956, in: Lumen. Revista mensal de
cultura do Clero 22 (1956).

19 Salazar, Discursos e Notas Poh'ticas, Bd. 4: 1943-1950, Coimbra 1951, S. 372f.
20 Novidades, 22.10.1940.



Der Estado Novo und die katholische Kirche 55

die Schwierigkeiten aus den Spannungen innerhalb des portugiesischen Katholi-
zismus und daraus, daß sich während des Krieges und in der unmittelbaren Nach-
kriegszeit die Lebensbedingungen der Portugiesen deutlich verschlechterten und
das Regime seinen Rückhalt auch in Bevölkerungskreisen verlor, die ihm bis dahin
noch Unterstützung gewährt hatten. Andererseits erhöhte die Niederlage
Deutschlands und Italiens die Akzeptanz demokratischer Ideen unter den Katho-
liken, die, ermutigt durch Äußerungen des Papstes21, vor allem in Ländern mit
starkem katholischem Einfluß, wichtige demokratisch-christliche Parteien auf-
kommen ließen22. Den beständig wachsenden Wunsch nach mehr Freiheit und
größerer politischer Beteiligung der katholischen Kreise vermochte ein Regime
nicht zu befriedigen, das die Einflußnahme des Staates auf das Leben der Bürger
eher verstärkte.
Der Wunsch nach politischer Partizipation sowie die Enttäuschung der durch

das Konkordat geweckten Erwartungen der katholischen Kirche trafen zeitlich
mit den vermehrten Autonomieforderungen der Kolonien zusammen. Die strikte
Aufrechterhaltung der portugiesischen Politik in Übersee führte in diesem inter-
nationalen Rahmen zu neuen und wachsenden Spannungen zwischen dem Heili-
gen Stuhl und der Lissaboner Regierung.
Die Enttäuschung der katholischen Kreise über die nur langsam vorangehende

korporative Umgestaltung der portugiesischen Gesellschaft wurde immer deutli-
cher. Die allgemeine Begeisterung, mit der zu Beginn der dreißiger Jahre der Kor-
porativismus von den Katholiken aufgenommen worden war, wich nun der Desil-
lusionierung und Skepsis. Deshalb änderten sozial engagierte Katholiken ihre
Strategie: Der aus den dreißiger Jahren stammende Entrismo (Aktivität innerhalb
des Systems) sollte abgelöst werden vom Aufbau einer eigenständigen Organisati-
on. In den dreißiger Jahren hatten sich die Katholiken gegen eigene Gewerkschaf-
ten entschieden, die ihnen durch das Nationale Arbeitsstatut dann grundsätzlich
verwehrt wurden23. Das Mandat von Abel Varzim als Abgeordneter der National-
versammlung bildete den Höhepunkt dieser Strategie einer Durchdringung der
staatlichen Institutionen. Die Enttäuschung über die Gewerkschaften und die Ar-
beitslosigkeit in den Jahren 1939/40 führten zu einer erneuten Diskussion um die
Stärkung autonomer katholischer (Arbeiter-)Organisationen im Rahmen der Ka-
tholischen Aktion. Die Zeitschrift O Trabalhador erschien jetzt wöchentlich und
brachte das wachsende Unbehagen zum Ausdruck, begleitet von deutlichen Zwei-
feln am Funktionieren des korporativen Systems. Der Unterstaatssekretär für die
Korporation bezichtigte das Blatt in einer offiziellen Note im Februar 1948 eines
„marxistischen Stils", und ein paar Monate später folgte der permanenten Zensur

21 Siehe vor allem die Radiobotschaft von Pius XII. an Weihnachten 1944.
22 Als Vorbild dienten vor allem die PDC in Italien, die CDU in Deutschland, die MRP in Frankreich,

die PSC in Belgien, die OVP in Osterreich und andere.
23 Vgl. José Barreto, Comunistas, 29 catölicos e os sindicatos sob Salazar, in: Anälise Social, 3. Serie, Nr.

125/126 (1994), S. 287-317; Fâtima patriarca, A questäo social no salazarismo (1930-1947), Bd. 1,
Lissabon 1995, S. 204ff.
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das offizielle Verbot mit der Begründung, die „Seele der Nation" zu schädigen24.
Der Mentor der Zeitung, Abel Varzim, wurde auf Druck der Regierung von seinen
Aufgaben als Direktor des sozialwirtschaftlichen Sekretariats, als Professor des
Institute Superior de Serviço Social de Lisboa und als Assistent der Arbeiterorga-
nisation LOC abgelöst25. Die zunehmende Bereitschaft breiter Kreise der Katho-
lischen Aktion zu sozialkritischem Engagement wurde von der Kirche unter-

stützt, deren soziales Programm durch die „Katholischen sozialen Wochen" ab
1940 intensiver verbreitet wurde26 und das sich in den fünfziger Jahren in ver-

schiedenen privaten oder öffentlichen Versammlungen manifestierte.
Die Unzufriedenheit über die mangelnde Respektierung von Gesetzen und ga-

rantierten Freiheiten brachte einige Katholiken der demokratischen Opposition
näher. Cerejeira war mehrfach gezwungen, sich gegen die Vorwürfe einer zu engen
Verbindung zwischen Staat und Kirche zu verteidigen, indem er auf die politische
Unabhängigkeit der Kirche und den laizistischen Charakter des Estado Novo ver-
wies27.
Kritik aus den Reihen der Katholiken kam bereits am Ende des Zweiten Welt-

kriegs. Als sich 1945 die Bewegung Demokratischer Einheit (MUD) gründete,
wurde sie von Persönlichkeiten wie Pater Joaqui, Alves Correia und Francisco Ve-
loso unterstützt, letzterer ein ehemaliger enger Gefährte von Salazar und Cerejei-
ra. Der Christdemokrat Veloso rechtfertigte seinen Beitritt zum MUD in einem
Interview mit dem Didrio de Lisboa. Correia nahm an der Gründungsversamm-
lung des MUD teil, wurde 1946 des Landes verwiesen und starb 1951 im Exil in
den USA28. Kardinal Cerejeira war zunehmend gezwungen, sich gegen die An-
schuldigung zu verteidigen, Regime und Kirche stünden in einem Abhängigkeits-
verhältnis29.
Auch die wachsende politische Opposition gegen den Salazarismus, das immer

deutlicher werdende Defizit an persönlicher und politischer Freiheit, hatten Ein-
fluß auf die katholische Welt, und 1951 wurde die Religionsfreiheit während der
Verfassungsrevision ein wichtiger Diskussionspunkt. Trotz eines gegensätzlichen,

24 Vgl. Domingos Rodriques, Abel Varzim, Apöstolo português de justiça social, Lissabon 1990.
25 Ebenda, S. 194ff.
26 Die 1. Katholische Sozialwoche beschäftigte sich unter Vorsitz von Fezas Vital mit den „Grundle-

genden Aspekten der christlichen Soziallehre" und fand im Juni 1940 in Lissabon statt. Die zweite
Veranstaltung über „Christliche Grundlagen einer neuen Ordnung" fand in Coimbra im März 1943
statt, die dritte über „Das Problem der Arbeit" 1949 in Porto und die vierte und letzte über „Das Er-
ziehungsproblem" in Braga im Oktober 1952.

27 Siehe u.a. den Brief an die portugiesischen Katholiken im November 1945 nach demWahlkampf der
MUD, Diärio da Manhä, 8.11.1945, die Ansprache an den Klerus des Patriarchats vom 20.11.1946,
Sonderdruck des Correio de Coimbra 1946 und die Rede vom 29.11.1956, in: Lumen. Revista men-

sal de cultura do Clero 22 (1956).
28 Die Entlassung von P. Alves Correia geschah auf Druck der Regierung nach der Veröffentlichung ei-

nes berühmt gewordenen Artikels in der Zeitschrift Repüblica über die republikanischen Opfer des
19.10.1921 mit dem Titel „Das Böse und die Heuchelei".

29 Manuel Gonçalves Cerejeira, A verdade incontestâvel sobre a Igreja e o „Estado Novo", Sonder-
druck des Correio de Coimbra, 20.11.946.
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von Marcello Caetano erstellten Gutachtens der Ständekammer wurde der Katho-
lizismus auf Vorschlag der Regierung in der Verfassung als „Religion der portu-
giesischen Nation" festgeschrieben. Die Verfassungsrevision von 1951 beschränk-
te, wie Francisco de Sä Carneiro Jahre später zutreffend bemerkte, auch die bis da-
hin uneingeschränkte Anerkennung aller übrigen religiösen Assoziationen und
Organisationen30.
Die offizielle Haltung des Staates zu Fragen der Religion stellte sich 1959 er-

neut, zunächst mit der Einweihung des Cristo-Ri-Monuments in Almada (Salazar
widersetzte sich der Absicht, Portugal dem Herzen Christi weihen zu lassen31)
und schließlich anläßlich der Verfassungsrevision im selben Jahr. Der Vorschlag
des monarchistischen Abgeordneten Carlos Moreira, die Anrufung Gottes in die
Präambel der Verfassung aufzunehmen, wurde zuerst von der Ständekammer,
dann von der Nationalversammlung mit 43 zu 37 Stimmen abgelehnt.
In der Schulpolitik wurden die Erwartungen der Katholiken enttäuscht, da der

Staat den katholischen Privatunterricht weder unterstützte noch offiziell aner-
kannte. 1954 wurde der 25. Geburtstag der Divini Illius Magistri vom Papst zur
feierlichen Bestätigung der katholischen Prinzipien bei den Rechten und Pflichen
von Familie, Kirche und Staat in Erziehungsfragen genutzt32. Zugleich forderte
man die Einrichtung einer katholischen Universität. Diese Idee Kardinal Cerejei-
ras gewann in den fünfziger Jahren Anhänger, vor allem nach der Vierten Katholi-
schen Sozialwoche 1952; die Gründung einer Fachhochschule, die man seit den
dreißiger Jahren gefordert hatte, genügte den Ansprüchen nicht mehr. Cerejeira
überreichte Salazar einen Vorschlag zur Gründung einer Fakultät in S. Vicente de
Fora, an der kanonische Wissenschaften gelehrt werden sollten33. Salazar hielt die-
se Idee für „einen unrealistischen Traum" und neigte eher dazu, den Vorschlag ei-
ner Neugründung der theologischen Fakultät in Coimbra zu akzeptieren, die
während der Ersten Republik geschlossen worden war34. Darüber hinaus ging es

um die Demokratisierung der Zulassungsbedingungen zur Universität und die Re-
glementierung der Studentenverbindungen, wie sie im Gesetz Nr. 40 900 festgelegt
worden war und die ebenfalls von den katholischen Universitätsorganisationen
abgelehnt wurde35.
30 Francisco Sa Carneiro, As revisöes da Constituiçâo Polrtica de 1933, Porto 1971, S. 69-72.
31 Vgl. Franco Nogueira, Salazar, Bd. 5, Porto 1984, S. 68ff.
32 Guilherme Braga da Cruz, Problemas da educaçâo: Direitos da Famflia, da Igreja e do Estado, in:

ders., Obras Esparsas, Bd. 6, Teil 2, Coimbra 1985, S. 89, 97.
33 Antonio Montes Moreira, O Cardeal Cerejeira, fundador da UCP, in: Lusitania Sacra, 2. Serie, II

(1990), S. 188f.
34 Universidade Catölica, Apontammento do Présidente do Conselho ao Ministro da Educaçâo, Ar-

quivo Salazar, AOS.
35 Vgl. 1. Nationalkongreß der katholischen Universitätsjugend. Das katholische Denken und die Uni-

versität, Lissabon 1953; Paulo Fontes, As organizaçôes estudantis catölicas e a crise académica de
1956-1957, in: Universidade(s), Histöria, Memoria, Perspectivas, Actas 5, Congresso da Histöria da
Universidade, 7. Centenärio, Coimbra 1991, S. 457-480. Vgl. auch Guilherme Braga da Cruz, Orga-
nizaçôes circum-escolares. Parecer da Câmara Corporativa sobre a proposta de Lei n° 48, que se

transformou o Decreto-Lei n° 40 900, in: Ders., Obras Esparsas, Bd. 4, Teil. 2, Estudos Doutrinârios
e Sociais, Coimbra 1958, S. 335ff.
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Die Eröffnung eines Gymnasiums in Beira, wo der Gymnasialunterricht aus-
schließlich der Kirche unterstand, führte schließlich zu einem Konflikt zwischen
dem dortigen Bischof und dem Minister für die Kolonien: Sebastiäo Soares de Re-
sende äußerte in einem Hirtenbrief Kritik an der Regierung, was Salazar als
Mißbrauch des Konkordatsrechts bewertete; der Diktator war der Meinung, daß
der Bischof seinen Text der Zensur hätte vorlegen müssen und forderte vom Nun-
tius dessen Bestrafung. In den sechziger Jahren verschärfte sich der Konflikt mit
dem Bischof von Beira weiter36.
Die wachsende Unzufriedenheit über die Politik des salazaristischen Regimes

war aber auch Ausdruck der allgemeinen Veränderungen in der portugiesischen
Gesellschaft und der innerkirchlichen Veränderungen anläßlich des Pontifikats Jo-
hannes' XXIII. und des Zweiten Vatikanischen Konzils.

Die Spaltung der Katholiken

Der Präsidentschaftswahlkampf von 1958 spaltete das katholische Lager. Die
Mehrheit unterstützte weiterhin Salazar, einige enthielten sich jedoch der Stimme
oder unterstützten die demokratische Kandidatur des Generals Humberto Del-
gado. Mitten im Wahlkampf kritisierte eine Gruppe katholischer Persönlichkeiten
in einem Brief an die Zeitschrift Novidades, daß diese während des Wahlkampfs
„fast ausschließlich Werbung für die offizielle Kandidatur" gemacht habe37. Der
Bischof von Porto entschied sich nach denWahlen, einen kritischen Brief an Sala-
zar zu schicken, der schnell berühmt wurde: Wenn er auch die Person Salazars und
seine Haltung in der Außen-, Ubersee- und Wirtschaftspolitik bewundere, so

müsse er die Einstellung zu den sozialen Problemen sowie das Streikverbot kriti-
sieren. Der Bischof stellte fest, „daß die sozialen und politischen Spannungen sich
gefährlich erhöhen"; der Korporativismus nehme den Arbeitern ihr „natürliches
Versammlungsrecht". Er müsse deshalb fragen, ob die Kirche frei sei, ein eigenes
politisches Programm zu erstellen und mit eigenen Kandidaten bei Wahlen antre-

ten könne. Statt über diesen Brief zu diskutieren, schickte der Diktator den Bi-
schof ins Exil, aus dem dieser erst nach zehn Jahren zurückkehren sollte. Und er

drohte: „Es wäre überaus schmerzlich für mich, der ich einiges zur religiösen Be-

friedung und der Freiheit der Kirche in Portugal beigetragen habe, (...) wenn ich
Schutzmaßnahmen treffen und im Namen einer in ihrer Sphäre genauso legitimen
Macht sagen müßte, welches die Grenzen sind, denen im nationalen Interesse un-

bedingt Respekt verschafft werden wird."38

36 Vgl. Carlos Moreira de Azevedo, Perfil biogräfico de D. Sebastiäo Soares de Resende, in: Sebastiäo
Soares de Resende, Bispo da Beira, Profeta em Mocambique, Difel 1994, S. 1297-1315.

37 Vgl. P. José da Felicidade Alves, Catölicos e Polftica. De Humberto Delgado a Marcello Caetano,
Lissabon, o.J., S. 13-30.

38 Salazar, Discursos, Bd. 5, S. 516.
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In seiner Weihnachtsbotschaft bezog sich Kardinal Cerejeira auf Salazars Dro-
hung und betonte die wechselseitige Autonomie, jedoch nicht ohne hinzuzufügen,
daß „das Geistige das Weltliche richtet

-

und nicht vice versa"39. Im Januar 1959
nahmen die Bischöfe in einem Hirtenbrief Stellung; ihre Ziele seien nicht weltli-
chen, sondern geistigen Charakters und sie seien deshalb nicht vergleichbar „mit
einer politischen Partei"40. Gleichwohl hielt Salazar den Hirtenbrief für „vorsich-
tig, vage und zweideutig".
Die Zunahme der Gewalt von Seiten der politischen Polizei (PIDE), die sich all-

mählich internationaler Kritik ausgesetzt sah, beunruhigte die katholische Kirche
immer stärker. Im August 1958 wandte sich Kardinal Cerejeira, von der Frau des
brasilianischen Botschafters (dessen Kanzlei sich in der Nähe der PIDE befand)
aufmerksam gemacht, in einem Brief an den Innenminister: Er berichtete von den
Bitten, „im Namen der Kirche bei der Regierung zu intervenieren, damit die Poli-
zei zur Verteidigung des Staates keine Mittel verwende, die das Evangelium und
die Humanität verbieten"41. Tage später schrieb eine Gruppe katholischer Priester
und Laien, die nicht als „Progressisten" bezeichnet werden wollten, an Salazar
und sprach von den repressiven Maßnahmen des Staates, der „Methoden zuläßt
und anwendet, die ein wohlerzogenes menschliches Gewissen nicht tolerieren
kann und christlicher Geist unbedingt ablehnen muß"; die Gruppe forderte, die
Verantwortlichen ihres Amtes zu entheben42. Die Wahl Papst Johannes' XXIII.,
der die Durchführung eines allgemeinen Konzils verkündete, ermutigte auch die
kritischen Kirchenkreise in Portugal. Der gescheiterte „Putsch der Kathedrale" im
März 1959 war ein Zeichen zunehmender Radikalisierung: Die Teilnehmer, darun-
ter Manuel Serra, hatten sich im Kreuzgang der Kathedrale von Lissabon versam-

melt und wurden dort von der politischen Polizei verhaftet. Aber es gab auch
innerkirchliche Kritik: Im April 1961 kritisierte Kardinal Cerejeira in Fâtima offen
die fortschrittlichen Katholiken, die versuchten, „die christliche Hoffnung des
Glaubens mit dem marxistischen Mythos einer neuenWelt und der Entstehung ei-
nes neuen Menschen" in Einklang zu bringen und die dafür ausschließlich der po-
litischen Aktion vertrauten und das geistige und moralische Handeln vergäßen43.
Zwei bekennende Katholiken schlössen sich nun der Opposition an: Francisco Li-
no Neto in Lissabon und Antonio Alçada Baptista in Castelo Branco.
Die Veröffentlichung der Enzyklika „Mater et Magistra" von Johannes XXIII.

gab der katholischen Opposition weiteren Auftrieb. Anläßlich des einjährigen Be-
stehens von Pacem in Terris entstand im April 1964 die PRAGMA, eine Koopera-

39 Zitiert bei Franco Nogueira, Salazar, Bd. 4, Porto 1980, S. 42.
40 Carta Episcopal do Episcopado. 2 Documentos de Sua Eminencia Rev. ma o Sr. Cardeal Patriarca,

Lissabon 1959.
41 José Geraides Freire, Restistência Catölica ao Salazarismo-Marcelismo, Porto 1976, S. 226f.
42 Zu diesem Brief vgl. Felicidade Alves, Catölicos, S. 65 und S. 89ff. Er war der Anlaß für ein Straf-

verfahren gegen die Unterzeichner, abgedruckt in: Francisco Saigado Zanha, A quinta causa. Os
catölicos e os Direitos do Hörnern, Lissabon 1969.

43 Cerejeira, Obras Pastorais, Bd. 5, Lissabon 1973, S. 330ff.
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tive zur Verbreitung von Kultur und gemeinschaftlicher Aktion, die von Katholi-
ken mit Verbindung zum Studentenmilieu in der Absicht gegründet wurde, den
Dialog mit anderen Gesellschaftsgruppen zu suchen. In Porto wurde kurz darauf
unter dem Namen Confronto eine vergleichbare Kulturkooperative gegründet.
PRAGMA wurde drei Jahre später geschlossen, die Mitglieder wurden verhaftet
und der „Verbreitung zersetzender Ideen und subversiver politischer Lehren" an-
geklagt44.

1965 manifestierte mitten imWahlkampf die katholische „Gruppe der 101" ihre
Unterstützung für die Opposition. Diese Haltung provozierte die Reaktion einer
anderen, systemtreuen katholischen Gruppe, die einen Protest veröffentlichte45.
Zum Ende des Jahrzehnts mehrten sich die Konflikte zwischen Pfarrern und
kirchlichen Autoritäten. Hervorzuheben ist der Fall des Pfarrers von Beiern, Feli-
cidade Alves, der ab 1969 die GEDOC-IIefte herausgab, die jedoch von der Kir-
che abgelehnt und zensiert wurden. Ebenfalls 1968 begann die Publikation einer
katholischen Untergrundzeitung mit dem Titel „Recht auf Information", die auf
die Kriegsproblematik in den Kolonien aufmerksam machte. Der Beginn des Mar-
celismo ermöglichte eine kurze Entspannung, deshalb konnte im Juni 1969 Bischof
Antonio Ferreira Gomes in die Diözese Porto zurückkehren.
In den sechziger Jahren führte die internationale Kritik an Portugals Kolonial-

politik zu dessen schrittweiser diplomatischer Isolierung und zu einer Verschlech-
terung der Beziehungen zum Vatikan. Die unnachgiebige Haltung der portugiesi-
schen Regierung in Afrika, die in einer zunehmenden Verschärfung des Konfliktes
und schließlich in bewaffneten Aufständen und Kriegen mündete, hatte Auswir-
kungen auf die Kirche und die katholische Welt. Die Bischöfe, die auf die Ver-
schlechterung des internationalen Klimas aufmerksam geworden waren, bezeich-
neten Anfang 1961 die portugiesischen Uberseegebiete in einer gemeinsamen Er-
klärung als „von der Vorsehung anvertrautes Erbe"; Portugal habe eine evangeli-
sierende und zivilisatorische Mission46.
Im Februar 1961 begannen die angolanischen Befreiungsbewegungen den be-

waffneten Kampf, es folgten Guinea (1963) und Mozambique (1964). In Luanda
wurden verschiedene Mitglieder des einheimischen Klerus, darunter der Vikar der
Diözese, festgenommen und als Gefangene nach Portugal geschickt, wo sich be-
reits Joaquim Pinto de Andrade befand. Der Erzbischof von Luanda, Moisés Al-
ves de Pinho, verteidigte jedoch die Pfarrer47. Im Dezember 1961 wurden Goa,
Damäo und Diu von Indien besetzt und annektiert. Das Episkopat sprach vom

„Schmerz der Heimat", machte aber auf die Tatsache aufmerksam, daß „die histo-
rische Mission Portugals nicht beendet sei". In der Zwischenzeit trafen die Nomi-

44 Vgl. PRAGMA, 1967. Informaçâo aos söcios.
45 Vgl. Felicidade Alves, Catölicos, S. 177-220.
46 Vgl. Cerejeira, Obras Pastorais, Bd. 6, S. 387ff.
47 Unter den festgenommenen und deportierten Pfarrern befanden sich der spätere Kardinal von

Luanda, Alexandre do Nascimento, Bischof Franklin da Costa und auch der Generalvikar der Diö-
zese, Monsignore Manuel Mendes das Neves.
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nierungen neuer Bischöfe auf den Widerstand der Regierung. Sie widersetzte sich
zuerst dem Wechsel des Bischofs von Beira nach Lourenço Marques, wo Kardinal
Gouveia gestorben war, und anschließend dem Wechsel in eine Diözese der Me-
tropole wegen „nicht akzeptabler Stellungnahmen" und „heftigen Attacken gegen
die Regierung". Ebenso war sie gegen die Nominierung eines schwarzen Bischofs
für Nova Lisboa in Angola48.
Die größte Gefährdung für den Fortbestand des Konkordats stellte jedoch die

Reise des Papstes nach Bombay dar, um 1964 am internationalen Eucharistischen
Kongreß teilzunehmen. Die portugiesische Regierung betrachtete den Papstbe-
such als Anerkennung der gewaltsamen Eroberung Goas und deshalb als eine
„grundlose, nutzlose und ungerechte Belastung" der Beziehungen zu Portugal.
Die Zensurbehörden wurden instruiert, nichts über den Kongreß zu veröffentli-
chen, und Salazar drohte sogar, das Konkordat aufzukündigen und die Religions-
politik radikal zu ändern. Mehrere portugiesische Pastoren protestierten öffent-
lich gegen die Beschuldigung des Papstes durch die portugiesische Regierung, was
zu einem Ordnungsruf des Nuntius und zu einem scharfen Austausch von Argu-
menten führte. Einige Pfarrer, wie der spätere Kardinal Antonio Ribeiro, der die
Papstreise im staatlichen Fernsehen verteidigte49, wurden sogar ihrer Funktionen
enthoben.
Die Veröffentlichung der Beschwerde der Bischöfe in Rom über die Haltung

der portugiesischen Regierung wurde dagegen von Kardinal Cerejeira, dem Vor-
sitzenden der portugiesischen Bischofskonferenz, verhindert50. Ein Teil des Lissa-
boner Klerus äußerte jedoch dem Staatspräsidenten gegenüber Befürchtungen51,
und auch aus weltlichen Kreisen wurden die Bischöfe aufgefordert, das Schweigen
der Kirche zu brechen52. Bei seiner Rückkehr aus Indien versuchte Paul VI. die
politischen Auswirkungen seiner Reise bei der portugiesischen Regierung zu mil-
dern und sandte 1965 als Kompensation die Goldene Rose zum Heiligtum nach
Fätima. Er entschied sich darüber hinaus, 1967 persönlich zum 50. Jahrestag der
Erscheinungen von Fätima zu kommen.

1965 wurden die Beziehungen zwischen dem Regime und dem Episkopat durch
den Fall des Bischofs von Beira erneut belastet. Bei seiner Rede zum 25. Jahrestag
des Konkordats und des Missionarsabkommens lobte Kardinal Sebastiäo in Lou-
renço Marques das trotz der „beklagenswerten" Umstände „bemerkenswerte"

48 Franco Nogueira, Diälogos Interditos, Porto 1988.
49 Salazar vertraute Franco Nogueira an, daß der junge D. Antonio Ribeiro, Bischof von Telepte und

Gehilfe des Patriarchen der „Liebling des Kardinals" sei, aber solange er Ministerpräsident sei, nie-
mals Kardinal, „nicht einmal Bischof irgendeiner Diözese" würde. Franco Nogueira, Um politico
confessa-se, Porto 1986, S. 308. Deshalb widersetzte er sich dessen Nominierung für Beira, Mozam-
bique.

50 Vgl. Manuel de Almeida Trindade, Memörias de um Bispo, Coimbra 1993, der eine „occasion man-

quée" feststellte: „Die Kirche versäumte eine Gelegenheit, mutig ihren Standpunkt zu manifestie-
ren", ebenda, S. 291.

51 Vgl. Felicidade Alves, Catölicos, S. 298f.
52 Ebenda, S. 289-297.
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Werk der Missionskirche von Mozambique und kritisierte das Desinteresse der
Regierung an einer ausreichenden Finanzierung des katholischen Unterrichtes.
Die unzensierte Publikation in der Zeitschrift der Diözese führte zur Suspendie-
rung des Prälaten und dem Beginn eines Prozesses, der bis nach dessen Tod an-

dauerte53. Salazar meinte einmal mehr, daß die freie Verbreitung der Schriftstücke
der Bischöfe nur für kircheninterneMitteilungen gelte und nicht für Texte, die sich
mit politischen und sozialen Problemen auseinandersetzten. Der Diktator dachte
auch daran, dem Bischof von Beira die Rückkehr in seine Diözese in Mozambique
zu verbieten

-

so, wie er es mit dem Bischof von Porto gemacht hatte54.
Im Zusammenhang mit diesem Fall wollte der Heilige Stuhl das Konkordat in

diesem Bereich revidieren. Aber da Salazar befürchtete, daß die freie Zirkulation
aller Publikationen der Katholischen Aktion erreicht werden sollte, verweigerte er

jede Revision des Vertrags55. In der Zwischenzeit regte sich die Kirche in Mozam-
bique. Eine Gruppe von Missionspfarrern sandte im Februar 1968 einen Brief an
die Bischofskonferenz, in dem sie die mangelnde Freiheit der Kirche gegenüber
dem Staat und ihre finanzielle Abhängigkeit kritisierte56. Einige Bischöfe bekun-
deten in Hirtenbriefen und Eingaben ihre Besorgnis über die mangelnde soziale
Gerechtigkeit und über die im Krieg begangenen Verbrechen, was zu scharfen
Reaktionen bei einigen Siedlern führte57.

1970, schon in der Zeit Marcello Caetanos, empfing Paul VI. in einer Privat-
audienz im Vatikan die Führer der Freiheitsbewegungen, die gegen Portugal
kämpften. Dies führte zu der größten Krise in den Beziehungen zwischen Staat
und Kirche. Auf die vom portugiesischen Botschafter beim Vatikan überreichte
Protestnote antwortete Staatssekretär Kardinal Villot, daß es sich nur um den
Empfang von „Katholiken oder Christen" außerhalb ihrer Funktion als Politiker
gehandelt habe58. Das Ereignis trug trotzdem zur Erhöhung des kritischen Be-
wußtseins weiter Kreise angesichts des Kriegs in Ubersee bei. 1971 wurden die Pa-
dres Brancos aus Mozambique ausgewiesen59, und ein Jahr später fand ein Prozeß
gegen die Pfarrer der Gemeinde von Macuti in Beira statt, die angeklagt waren, ein
im November von Militärkommandos begangenes Massaker an Zivilisten in Mu-
cumbura im Distrikt Tete kritisiert zu haben. Der Prozeß endete mit der Verurtei-
lung der Pfarrer

-

obwohl verschiedene Bischöfe sie verteidigt hatten
-

und ge-
wann großen Einfluß auf die öffentliche Meinung.
Im Zusammenhang mit der Kritik an weiteren Massakern, insbesondere die von

Wiriyamu und Chawola, wurden 1972 auch die Pfarrer von Burgos verhaftet und

Vgl. dazu A. Carlos Lima, Aspectos da Liberdade Religiosa. Caso do Bispo da Beira. Peças de um
Processo, Lissabon 1970; ders., Caso do Bispo da Beira. Documentas, 1990.
Vgl. Nogueira, Um politico, S. 115.
Vgl. Franco Nogueira, Salazar, Bd. 6, Porto 1985, S. 59f.
Vgl. Felicidade Alves, Catölicos, S. 223-244.
Vgl. Freire, Resistência, S. 103-112.
Vgl. Marcello Caetano, Mandata Indeclinâvel, Lissabon 1970, S. 209-213.
Vgl. Igreja Catölica emMoçambique, Delfos (o. J).
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später ausgewiesen. Ende März 1973 überreichte die Bischofskonferenz von

Mozambique dem Generalgouverneur einen Brief, der ihre „große Entrüstung"
und ihren „vehementen Protest" wegen der Geschehnisse in Tete ausdrückte. Der
Bischof von Nampula und einige Missionare dieser Diözese wurden zu Ostern
1974 ausgewiesen, weil sie ein Dokument an die Bischofskonferenz gesandt hat-
ten, in dem sie die Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts des mozambikani-
schen Volkes forderten und sowohl das Konkordat als auch das Missionarsab-
kommen kritisierten.
In der Neujahrsnacht 1972/73, als Katholiken eine Mahnwache für den Frieden

in der Rato-Kapelle in Lissabon organisierten, um auf die Kriege in Afrika auf-
merksam zu machen, trat die Polizei in Aktion, verhaftete die Organisatoren und
brachte sie vor Gericht. Herausragende Figuren der katholischen Opposition wie
Francisco Pereira de Moura, Teotönio Pereira und Luis Moita wurden anschlie-
ßend aus ihren Ämtern im öffentlichen Dienst entlassen. Der Fall führte im Parla-
ment zu einer heftigen Polemik zwischen dem „liberalen" Abgeordneten Miller
Guerra und dem „Ultra" Casal Ribeiro60.
Der Vorfall war eines der letzten Indizien dafür, wie sehr sich die Beziehungen

zwischen Staat und Kirche nach anfänglich enger Zusammenarbeit bei der Be-
gründung einer neuen Sozialordnung verschlechtert hatten; es kam schließlich fast
zum offenen Bruch großer Teile der katholischen Kirche mit dem Regime. Zuvor
hatten sich beide Seiten jahrzehntelang um die Respektierung der jeweiligen Bin-
nenautonomie bemüht. Zwar besaß der Staat, hauptsächlich wegen seines Ein-
spruchsrechts bei der Nominierung von Bischöfen, ein effizientes Mittel, Einfluß
geltend zu machen, aber die katholische Kirche nahm auch ihrerseits Einfluß auf
politischer Ebene und konnte dadurch totalitäre Tendenzen abschwächen.

Vgl. O Caso da Capela do Rato no Supremo Tribunal Administrativo, Porto 1973.
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Die wirtschaftliche Entwicklung des Estado Novo

Dieser Beitrag versucht eine Bilanz der wirtschaftlichen und politischen Entwick-
lung Portugals zwischen dem Putsch vom 28. Mai 1926 und der Unterzeichnung
des Beitrittsvertrages zur Europäischen Union im Jahre 1985.
Während sich das Regime in den dreißiger Jahren konsolidierte, ließ die Wirt-

schaftspolitik damals noch keine klaren Konturen erkennen; deutlich war nur die
Notwendigkeit einer Sanierung der Finanzen. Deshalb akzeptierte die nach dem
Putsch gebildete Regierung ohne Widerspruch die Bedingungen, die Oliveira Sa-
lazar für die Übernahme des Finanzministeriums stellte. Seine Rede zum Amtsan-
tritt am 27. April 1928 machte Geschichte; sie trug den Titel „Bedingungen für ei-
ne Finanzreform". Der selbstbewußte Duktus der Rede ließ schon den Diktator
erahnen, der nicht bereit sein würde, die Macht zu teilen, und der zum allgemeinen
Erstaunen der Versammlung gegen Ende erklärte: „Nur wenig kann erreicht wer-
den, wenn das Land nicht zu allen notwendigen Entbehrungen bereit ist und auf
meine Intelligenz und meine Ehre vertraut."1
Weiter forderte Salazar, daß jedes Ministerium sich verpflichte, den Haushalts-

plan des Finanzministeriums einzuhalten, sich also einzuschränken und seine
Dienstleistungen innerhalb des ihm vom Finanzministerium zugewiesenen
Budgets zu organisieren; Maßnahmen mit direkten Auswirkungen auf die Ein-
und Ausgaben des Staates sollten vorher mit dem Finanzministerium diskutiert
und vereinbart werden; schließlich verlangte er ein Vetorecht des Finanzministe-
riums bei allen Erhöhungen der laufenden oder planmäßigen Kosten und eine Ver-
pflichtung zur Zusammenarbeit, „damit die Maßnahmen zur Kostenreduzierung
oder zur Eintreibung der Einnahmen soweit wie möglich nach einheitlichen Kri-
terien organisiert werden können"2.
Der neue Finanzminister verlor keine Zeit; gut zwei Wochen nach der Macht-

übernahme waren die Grundlagen der Haushaltsreform ausgearbeitet. Es folgten
1929 eine Kredit- und eine Steuerreform und im folgenden Jahr die Reorganisati-
on der Generaldirektion für Beiträge und Steuern, die Gründung der Generalin-
spektion für Finanzen, die Reform des öffentlichen Rechnungswesens und die
Gründung des Rechnungshofes.

1 Antonio de Oliveira Salazar, Discursos, Bd. 1: 1928-1934, Coimbra 41948, S. 5.
2 Ebenda, S. 4f.
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Die staatlichen Sparmaßnahmen der sogenannten Finanzdiktatur unter Oliveira
Salazar verlangten vor allem von der Stadtbevölkerung große Opfer. Zusammen
mit den Auswirkungen der großen Weltwirtschaftskrise führten sie zu einem
Rückgang der portugiesischen Wirtschaft, das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf
blieb zwischen 1928 und 1932 bei konstanten Preisen praktisch unverändert bei
I 500 Escudos im Jahr3.
Auch nachdem Salazar 1932 Ministerratspräsident geworden war, entstanden

noch weitere wichtige Gesetze, die entscheidend zur Konsolidierung des Estado
Novo beitrugen: die Verkündung der Verfassung der Republik Portugal4 und des
Nationalen Arbeitsstatuts5 im Jahre 1933; die Fortführung der 1929 begonnenen
Weizenkampagne6; die Entwicklung der Grundlagen der Industrielenkung, die
seit 1926 vorbereitet wurde7 (1931 wurde ein erstes Dekret verabschiedet8, 1937
wurde sie gesetzlich verankert9). Hinzu kam schließlich 1935 die Verabschiedung
des Gesetzes Nr. 1914 über die Ökonomische Rekonstituierung als erster Versuch
einer langfristigen Wirtschaftsplanung, dessen Umsetzung durch den Ausbruch
des Spanischen Bürgerkrieges und die angespannte weltpolitische Lage am Vor-
abend des Zweiten Weltkrieges jedoch stark beeinträchtigt wurde10.
Zur Bekämpfung der Wirtschaftskrise von 1929, die die Schwächen der portu-

giesischenWirtschaft deutlich gemacht hatte, traten auf eigene Initiative 1931 erst-
mals ein Nationalkongreß der Ingenieure11 und 1933 ein Kongreß der portugiesi-
schen Industrie12 zusammen; dieWeltwirtschaftskrise war von entscheidender Be-
deutung für den Verlauf beider Kongresse. Der Nationalkongreß der Ingenieurs-
wissenschaft war die erste wichtige Stellungnahme der portugiesischen Ingenieure
zurWirtschaftslage. Die dort gehaltenen Reden betonten die Bedeutung des tech-
nischen Fortschritts und formulierten ein voluntaristisches Konzept wirtschaftli-
cher Aktivität. In ihren Thesen verteidigten die Kongreßteilnehmer die industriel-
le Konzentration, ausgehend von dem bestehenden Stand der Handwerksbetriebe;
sie verwiesen auf die dringende Notwendigkeit einer Elektrifizierung des Landes

3 Vgl. Nuno Valério, O Produto nacional de Portugal entre 1913 e 1947, uma primeira aproximaçô, in:
Cadernos da Revista de Histöria Econömica e Social, Lissabon 1983, S. 99. Die von Nuno Valério
vorgelegten Werte wurden anhand konstanter Preise seit 1914 erstellt.

4 In Kraft getreten am 11.4.1933 nach der Volksabstimmung vom 19. März; vgl. Dekret Nr. 22241
vom 23.9.1933.

5 Dekret Nr. 23 048 vom 23.9.1933.
6 Dekret Nr. 17252 vom 16.8.1929.
7 Das erste angenommene Gesetz im Rahmen der Industrielenkung war das Dekret Nr. 12 051 vom

31.7.1926. Es änderte die Ordnung der Weizenlieferung, verbot die Errichtung neuer Fabriken und
förderte die Konzentration von Mühlen.

8 Dekret Nr. 19354 vom 14.2.1931.
9 Gesetz Nr. 1956 vom 17.5.1937.

10 Vgl. Ana Bela Nunes/Nuno Valério, A Lei de Reconstituiçâo Econömica e a sua execuçâo
-

um ex-

emplo dos projectos e realizaçôes da poh'tica econömica do „Estado Novo", in: Estudos de Econo-
mia3 (1983),S. 331-359.

II 1. Congresso nacional de Engenharia, Lissabon 1931, Imprensa Libânio da Silva, Lissabon 1931.
12 1. Congresso da Indüstria Portuguesa (Indüstria Continental). Textos e Comunicaçôes, Lissabon de

8 a 15 de outubro de 1933, Associaçâo Industrial Portuguesa, Lissabon 1933.
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und die Verbesserung der Infrastruktur. Noch wichtiger war der Kongreß der por-
tugiesischen Industrie zwei Jahre später. Auf diesem Kongreß wurde die Über-
nahme industrieller Produktionsformen in der Landwirtschaft gefordert; der Staat
dürfe nicht länger den Privatunternehmern Konkurrenz machen; vordringlichste
Aufgabe sei es, den Industrialisierungsprozeß zu beschleunigen. Gleichwohl wies
das Konzept stark interventionistische Züge auf; dem Staat allein blieb vorbehal-
ten, durch Subventionen den Wiederaufbau des Landes zu sichern.
Die Dokumentation der Kongreßbeiträge gibt über die Vorstellungen der Indu-

striellen genaueren Aufschluß und gilt als Beginn des portugiesischen Industriena-
tionalismus. Die Teilnehmer forderten:
-

ein verbessertes Ausbildungskonzept für technische Berufe;
-

die Nutzung der Rohstoffe aus den Kolonien und zunehmende Importsubstitu-
tionen durch den Aufbau einer Eisen- und Stahlindustrie, der Industrie für Sta-
niol, Kupfer, Wolfram und der entsprechenden Hüttenkunde, der teerhaltigen
Produkte, Erdöle und Papierherstellung, sowie den Ausbau traditioneller Indu-
striesektoren wie der harz- und wolleverarbeitenden Industrie und der Gerbe-
reien;

-

die Errichtung großer Wasserkraftwerke und die Verbilligung der für die Indu-
strie notwendigen Energie, wobei es Aufgabe des Staates sei, ein Stromnetz zu

errichten;
-

die Regelung der Mindestlöhne und der Mindestarbeitszeit;
-

die Schaffung eines Staatsfonds und die Erhöhung der Industriekredite;
-

ein einheitliches Konzept für den Ausbau des nationalen Kommunikations- und
Transportnetzes und die Koordination von Eisenbahn- und Straßenbau;

-

Genehmigung zur Kartellbildung in bestimmten Industriezweigen, auch wenn
eine beschränkte staatliche Lenkung der privatwirtschaftlichen Initiativen nicht
völlig abgelehnt wurde und man in der Vielfalt der portugiesischen Wirtschaft
„das Geheimnis ihrer außerordentlichen Widerstandskraft gegen die Mißge-
schicke der Krise" sah;

-

die Modernisierung der Landwirtschaft, vor allem durch die Nutzung von

Kunstdünger und moderner Technologie.
Die Industriellen widersetzten sich der Vorstellung, daß Portugal ein wesentlich

agrarisch strukturiertes Land bleiben müsse. In diesem Punkt waren ihre Vor-
schläge ziemlich kühn: sie forderten ein Agrargesetz, das im Süden den Groß-
grundbesitzern die Gründung großer Agrarbetriebe ermöglichen würde und
schlugen vor, die überzählige Bevölkerung des Nordwestens Portugals dort anzu-
siedeln; sie plädierten für die Umstellung auf Monokulturen, die von der jeweili-
gen Bodenbeschaffenheit abhängig gemacht werden sollten; schließlich forderten
sie ausdrücklich die Liquidierung der Handwerksbetriebe.
Man kam jedoch nicht sehr weit mit diesen Vorschlägen: nicht nur, weil sie den

allgemeinen Grundsätzen des kurz darauf festgeschriebenen korporativen Staates
nicht entsprachen, sondern auch, weil sich die Regierung noch auf keine bestimm-
te Wirtschaftsstrategie verpflichten lassen wollte; der Vorschlag der Industriellen
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wurde als verfrüht erachtet. In seiner Rede zum Abschluß des Kongresses erklär-
te Salazar: „Ich habe die hier präsentierten Thesen und ihre Diskussion mit größ-
tem Interesse verfolgt. Darunter sind einige ehrgeizige Vorschläge, die zu weitrei-
chend sind und über die augenblicklichen Möglichkeiten hinausgehen. Die Er-
kenntnis dringend notwendiger Maßnahmen (...) und die entworfenen Richtlinien
müssen vom Staat studiert werden, um sie in angemessener Form in seine allge-
meine Politik aufzunehmen."13
Zusammenfassend läßt sich sagen: Ingenieure und Industrielle versuchten glei-

chermaßen, die Industrialisierung zu fördern, um dieWirtschaftskrise zu beheben,
sie akzeptierten jedoch die Bedingungen, die ihnen dafür auferlegt wurden. Sie be-
gannen sich der staatlichen Bevormundung anzupassen und signalisierten nur ge-
legentlich ihr Nichteinverständnis. Festzuhalten ist, daß während der ersten 20
Jahre des Estado Novo, genauer: bis zur Verabschiedung des zweiten Gesetzes
über die Industrielenkung14, die wirtschaftliche Entwicklung Portugals von dem
Kampf zwischen den Vertretern ländlich-bäuerlicher Interessen einerseits und der
Industrie andererseits bestimmt war15. Diese Auseinandersetzungen und die dar-
aus resultierenden Folgen bildeten die am schwierigsten zu überwindende Kluft in
der Debatte über die wirtschaftliche Entwicklung Portugals, zumal sie in Zusam-
menhang standen mit der allgemeinen Auseinandersetzung um die zukünftige Ge-
sellschaftsordnung.
Während des Zweiten Weltkrieges wurde diese Diskussion unterbrochen. Das

Primat hatte dieWirtschaftspolitik, da diese, so Salazar, „die Voraussetzung mora-
lischer Verteidigung ist, und das Nationalbewußtsein der wichtigste Faktor, auf
den bei der politischen Verteidigung zu zählen ist"16. Die Regierung kontrollierte
und regulierte den Außenhandel, versuchte, die agrarische Subsistenzwirtschaft zu
dynamisieren und rationierte schließlich einige Produkte

-

zuerst Brennstoffe,
später auch Nahrungsmittel. Das grundlegende Ziel während der Kriegsjahre war
es jedoch, „den bestehenden Normalzustand soweit wie möglich zu bewahren"17,
insbesondere im Bereich der lebensnotwendigen Produkte und der industriellen
Rohstoffe. Oliveira Salazar zufolge wurde das Ziel trotz zunehmender Schwierig-
keiten weitgehend erreicht. Aus all dem zog der Diktator den Schluß, daß die Be-
völkerung die Situation verstand und akzeptierte, daß die Produktionsrate gestei-
gert und der Verbrauch ohne größere Störungen auf ein Minimum reduziert wor-
den sei18. Dies sei vor allem deshalb möglich gewesen, weil „unsere Landwirtschaft

13 Oliveira Salazar, A acçâo governativa e a produçâo industrial, in: Ders., Discursos, Bd. I, S. 252.
14 Gesetz Nr. 2052 vom 11.3.1952.
15 Vgl. José Maria Brandâo de Brito, A Industrializaçâo portuguesa

-

O condicionamento industrial
nos Pös-guerra (1948-1956), Lissabon 1989, S. 128, und ders., Corporativismo e industrializaçâo:
elementos para um estudo do condicionamento industrial, in: Ler Historia 6 (1985), S. 56ff.

16 Oliveira Salazar, Discursos e notas poh'ticas, Bd. 3: 1938-1943, Coimbra 1944, S. 322.
17 Ebenda.
18 Vgl. dazu die Studie von Fernando Rosas, Portugal entre a Paz e a Guerra. Estudo do Impacte da II

Guerra Mundial na Economia e na Sociedade Portuguesas (1939-1945), Lissabon 1990.
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nicht industrialisiert ist (...) und es ihr gelang, mehr und sogar teurer zu produzie-
ren, ohne spürbare Auswirkungen auf die Preise"19.
Parallel dazu bekräftigte Joäo Pinto da Costa Leite, seit 1937 Minister für Han-

del und Industrie, ab 1940 Finanzminister, daß sich während des Zweiten Welt-
kriegs „die nationale Wirtschaft infolge der Umstände immer stärker in Richtung
einer gelenkten Wirtschaft entwickelte"20. In der Tat stellte der Krieg einen ersten

entscheidenden Wendepunkt in der Wirtschaftsentwicklung Portugals dar; er be-
schleunigte die industrielle Entwicklung21. Indem er die Anfälligkeit der portugie-
sischen Wirtschaft deutlich werden ließ, ergab sich für die Verfechter der Indu-
strialisierung die große Chance, ihre Vorschläge durchzusetzen, so 1944/45 die
Arbeitsgesetzgebung.
Auch wenn der ZweiteWeltkrieg den Interventionismus der Zentralverwaltung

verstärkte, beschleunigte er dennoch den Prozeß der Industrialisierung. Nicht zu-
fällig wurden 1944 Gesetze über die Elektrifizierung des Landes und 1945 über die
industrielle Entwicklung und Reorganisation verabschiedet und die Leitlinien von
Ferreira Dias publiziert, der dafür als Unterstaatssekretär für Industrie die Haupt-
verantwortung trug.
Die dritte Phase der wirtschaftlichen Entwicklung Portugals umfaßte die ersten

15 Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs. In dieser Zeit wurde die Wirt-
schaftspolitik grundlegend reformuliert. Das Gesetz über die industrielle Ent-
wicklung und Reorganisation schrieb die Umstrukturierung der weiterverarbei-
tenden Industrie und die Förderung neuer Bereiche zum Schutz des Binnenmark-
tes und der Importsubstitution fest. Ziel war die Beseitigung der Kriegsfolgen (In-
flation, knappe Grundversorgung, Arbeitslosigkeit etc.), die Beschleunigung des
Industrialisierungsprozesses und die Anhebung des allgemeinen Lebensstandards.
Verspätet und „beschämt" akzeptierte die Regierung die amerikanische Hilfe im

Rahmen des Marshallplans.22 In diesem Kontext sah sie sich zum ersten Mal ge-
zwungen, einen mittelfristigen Entwicklungsplan zu formulieren, der als Rahmen
für die amerikanische Finanzhilfe dienen konnte, deren Verwaltung gemeinsam
der Economic Cooperation Administration (ECA) und der OEEC unterstand23.
Der erste Entwicklungsplan für die Jahre 1953-1959 war jedoch nicht mehr als ei-
ne Zusammenstellung von kaum ausformulierten staatlichen Großprojekten und

19 Oliveira Salazar, Discursos, Bd. 3, S. 326f.
20 J. P. Costa Leite (Lumbrales), Economia de Guerra, Porto 1943, S. 361.
21 Vgl. Francisco Pereira de Moura, Por onde vai a Economia portuguesa?, Lissabon 1969, S. 19; José

Nascimento Ferreira Dias Junior, Linha de Rumo. Notas de Economia Portuguesa, Bd. 2, Lissabon
1945, S. 170ff.

22 Siehe Fernando Rollo, Portugal e o Piano Marshall. Da rejeiçâo a solicitaçào da ajuda financeira nor-
te americana (1947-1952), Lissabon 1994; J. M. Brandâo de Brito, The portuguese response to the
Marshall Plan, in: Estudos de Economia 10 (1990), S. 415-421.

23 Vgl. Rollo, Portugal. Der den amerikanischen Direktiven für die einzelnen Länder folgende Plan
wurde von Araüjo Correia veröffentlicht unter dem Titel Estudos de Economia Aplicada. O Pro-
blema Econömico Nacional, Lissabon 21950.
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Investitionsprogrammen; er erreichte nur eine jährliche Wachstumsrate des Brut-
tosozialprodukts von etwa 3 Prozent24.
Es folgten weitere, erfolgreichere Entwicklungspläne. Dennoch blieben die

langfristigen Ziele im wesentlichen unverändert. Die wirtschaftspolitischen Vor-
stellungen des Estado Novo zielten vor allem auf die Erhöhung des Pro-Kopf-Ein-
kommens der Bevölkerung, die Steigerung der Produktivitätsrate, die Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit, die Verbesserung der beruflichen Qualifikation und den
Kampf gegen die hohe Analphabetenrate. Mit zunehmender Berücksichtigung
marktwirtschaftlicher Grundsätze veränderte sich die Rolle der staatlichen Wirt-
schaftsplaner. Neben staatlichen Investitionsprogrammen bemühte man sich zu-

nehmend, auf die Privatwirtschaft einzuwirken, um notwendige Investitionen zu

fördern.
Im Jahre 1957, als die neue Ausrichtung derWirtschaftspolitik schon erkennbar

war, fanden in Lissabon gleichzeitig Kongresse der Landwirtschaft und der Indu-
strie statt, auf denen man versuchte, eine Bilanz derWirtschaftspolitik zu ziehen25.
Die Diskussionsbeiträge, unter denen die Eröffnungsrede von Marcello Caetano
und eine Studie der portugiesischen Wirtschaft hervorstachen26, ließen vor allem
zwei Forderungen erkennen: Erstens wollte man eine Förderung des Wirtschafts-
wachstums erreichen durch engere Beziehungen zwischen der Metropole und den
Besitzungen in Ubersee, den Abbau der Handelsschranken und eine Standortver-
änderung der Industriebetriebe, welche die Rohstoffe aus den Kolonien weiter-
verarbeiteten. Die Industrielenkung sollte auf alle nationalen Territorien ausge-
weitet, die Vorbehalte gegen die Industrialisierung durch eine Förderung der tech-
nischen Ausbildung und der Industriekredite abgebaut werden. Zweitens machten
die Kongreßteilnehmer deutlich, daß man eine Anpassung der portugiesischen
Wirtschaft an gesamteuropäische Strukturen mit dem Ziel der Integration des
Landes in die internationalen Wirtschaftsorganisationen anstrebte27.
Diese Kongresse hatten einen sichtbaren Einfluß auf die Wirtschaftspolitik. Sie

bestimmten die Diskussion über den zweiten Entwicklungsplan (1959-1964), der
zu dieser Zeit in Vorbereitung war, und die Verhandlungen über Portugals Beitritt
zur EFTA, und sie förderten die Herausbildung eines „Wirtschaftsraumes Portu-
gal".
In den sechziger Jahren wurde versucht, das traditionelleWirtschaftsmodell all-

mählich zu modifizieren und einige Änderungen durchzusetzen, so beispielsweise
den schrittweisen Abbau des Verwaltungsapparates und die vorsichtige Integra-

Vgl. Relatörio Final da Execuçâo do Piano de Fomento (1953-1958), Presidência do Conselho, In-
specçâo Superior do Piano de Fomento, Lissabon 1959, S. 11.
2. Congresso dos Economistas Portugueses, INE, Centro de Estudos Econömicos, Lissabon 1957; I
Congresso da Indüstria Portuguesa, Bde.1-9, Associaçâo Industrial Portuguesa, Lissabon 1957.
Francisco Pereira Mouro u.a., Estudo sobre a indüstria portuguesa, in: Discursos, Conclusäo e Estu-
do sobre a Indüstria Portuguesa, II. Congresso da Indüstria Portuguesa, Associaçâo Industrial Por-
tuguesa, Lissabon 1957.
Vgl. Brandäo de Brito, A Industrializaçâo, S. 177ff.
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tion des Landes in die Weltwirtschaft. Portugal war Gründungsmitglied der
EFTA, wurde 1960 in den IWF aufgenommen und trat 1962 dem GATT bei. Die
portugiesischen Behörden gestatteten jetzt in begrenztem Umfang den Zuzug von
ausländischem Kapital. Weiter bemühte man sich um die Konsolidierung des so-

genannten „Wirtschaftsraumes Portugal"
-

eine Mischung zwischen britischem
Commonwealth und dem Gemeinsamen Europäischen Markt, der das Zentrum
und die wichtigsten überseeischen Besitzungen umfaßte.
Zwar konnte das Wirtschaftswachstum gesteigert werden28, die politische Lage

wurde jedoch zunehmend geprägt durch den Ausbruch der Befreiungskriege in
Übersee und eine Reihe sozialer Mißstände, die zu einem neuen Emigrationsschub
führten. Das hatte zur Folge, daß Portugal als einziges Land innerhalb der OECD
eine Bevölkerungsabnahme um etwa 1 Prozent zu verzeichnen hatte. Diese Pro-
bleme konnten auch mit dem sogenannten Zwischengeschalteten Entwicklungs-
plan (1965-1967) nicht gelöst werden, obwohl er erstmals „ein zusammenhängen-
des Bild der Wirtschaftslage vermittelte und die Aufmerksamkeit auf die Lebens-
bedingungen der Bevölkerung gerichtet war"29. Das Hauptziel des neuen Plans
war die „Beschleunigung des Wachstums des Bruttosozialprodukts bei gerechterer
Ertragsverteilung" und die Erhöhung der Ausgaben für Gesundheits- und Woh-
nungsbaupolitik30.
Die Ablösung Salazars durch Caetano 1968 signalisierte eine Liberalisierung

und fiel mit dem Inkrafttreten des dritten Entwicklungsplans31 zusammen, der
zum ersten Mal auch Überlegungen bezüglich einer Korrektur des regionalen Un-
gleichgewichts formulierte. Dies war ein allerletzter Versuch, sich der neuen Zeit
anzupassen. Man erwog die Aufhebung der Industrielenkung und versuchte, die
Einflußsphäre des Marktes für die weiterverarbeitende Industrie zu verbreitern;
man veränderte die Verfassung, stärkte und konsolidierte Wirtschafts- und Fi-
nanzgruppen als strukturierende Elemente derWirtschaft, und man schuf bessere
Aufnahmebedingungen für Direktinvestitionen aus dem Ausland32. Alle diese
Maßnahmen erwiesen sich jedoch als ungenügend; auch wenn das allgemeine
Wachstum hoch blieb (die durchschnittliche Wachstumsrate in diesem Jahrzehnt
betrug jährlich 7 Prozent), schien sich die Landwirtschaftmit maximal 1,5 Prozent
doch endgültig von dieser Entwicklung abgekoppelt zu haben.

Vgl. Edgar Rocha, Crescimento Econömico em Portugal nos anos de 1960-1973: alguns aspectos, in:
Anälise Social, 3. Serie, Nr. 84, 20 (1984/5), S. 621ff.
Manuela Silva, O planeamento em Portugal: liçôes da experiência e perspectivas de futuro, in :

O planeamento Econömico liçôes da experiência, Lissabon 1984, S. 19.
Grundlage III des Gesetzes Nr. 2133 vom 20.12.1967, „Über die Organisation und Ausführung des
3. Entwicklungsplans für 1968-1973", in: III Piano de Fomento para 1968-1973, Bd. 1, Presidência
do Conselho, Lissabon 1968, S. 11.
III Piano de Fomento para 1968-1973, Bd. 1, Proposta de lei e projecto para o Continente e as Ilhas,
Secretaria Geral da Assembleia Nacional, Lissabon 1967.
Vgl. Américo Ramos dos Santos, Abertura e bloqueamento da economia portuguesa, in: Portugal
Contemporâneo, Bd. 5 (1958-1974), Lissabon 1990, S. 109-150.
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Das in der Endphase des sogenannten Marcello-Frühlings verabschiedete Ge-
setz Nr. 3/72 sollte die Industrielenkung ablösen. Die Grundlagen der neuen In-
dustrie- undWirtschaftspolitik hatte Rogério Martins vorgeschlagen, der Staatsse-
kretär für Industrie. Martins bemühte sich um eine konsequente Ausrichtung der
portugiesischen Wirtschaft auf die externen Märkte und kam damit eindeutig den
Interessen und Strategien der fortschrittlichsten Sektoren der portugiesischen In-
dustrie entgegen33.
Diese Lösungsvorschläge waren jedoch offensichtlich zu spät. Zu den innenpo-

litischen Schwierigkeiten kam hinzu, daß sich die EFTA, auf die so viele Hoffnun-
gen gesetzt worden waren, durch den Beitritt Großbritanniens, Dänemarks und
Irlands zur EG 1973 unaufhaltsam aufzulösen begann. Trotz der Bemühungen um
einen Assoziationsvertrag mit der Europäischen Gemeinschaft, der erst 1972 er-

reicht werden konnte, wirkten die weltwirtschaftlichen Schwierigkeiten nach der
ersten Ölkrise ebenfalls der Umsetzung der angestrebten Maßnahmen entgegen.
Die letzte Phase war von besonderer wirtschaftlicher Instabilität gekennzeich-

net. Zwar leitete der 25. April 1974 die Demokratisierung und Entkolonialisie-
rung ein, doch das portugiesische Wirtschaftssystem geriet aufgrund der gleichzei-
tigen starken internationalen Rezession in eine tiefe Krise. Infolge hoher Arbeits-
losigkeit, Inflation und Staatsdefizit brach die instabile portugiesische Wirtschaft
zusammen. Staatliche und private Investoren verstrickten sich in einen aussichts-
losen Kampf, sie verfügten weder über den Handlungsspielraum noch über die
notwendige Macht, um den Krisenprozeß umzukehren. Die Verstaatlichung der
wichtigsten Finanz- und Wirtschaftsbereiche war von revolutionärer Logik, nicht
aber von wirtschaftsstrategisch konsistenten Überlegungen bestimmt.
Auch die Agrarreform im mittleren Süden des Landes, wo Großgrundbesitz

vorherrschte, wurde ohne ein schlüssiges Konzept in Angriff genommen, obschon
sie als Aushängeschild einer gelungenen Sozialpolitik galt, war sie doch praktisch
ab Ende 1975 politisch und wirtschaftlich zum Scheitern verurteilt. Somit waren
die beiden wichtigsten wirtschaftspolitischen Folgen der Revolution gestoppt,
kurz nachdem die neue Regierung eingesetzt war.
Als 1977 die erste Absichtserklärung gegenüber dem IWF unterzeichnet wurde,

von der man sich eine allgemeine wirtschaftliche Stabilisierung versprach, wurden
neue wirtschaftspolitische Ziele formuliert. Die Rückkehr zu „normalen" Verhält-
nissen sollte durch die Rationalisierung der portugiesischen Wirtschaft und die
Hinwendung zu marktwirtschaftlichen Strukturen erreicht werden. Schließlich
begann der Wiederannäherungsprozeß an das vereinigte Europa. Den offiziellen
Aufnahmeantrag in die Europäische Gemeinschaft stellte Portugal im März 1977.

Vgl. José Maria Brandäo de Brito, Rumos velhos e novos da industrializaçâo portuguesa, in: Con-
ferência sobre a Evoluçâo Récente e Perspectivas de Transformaçâo da Economia Portuguesa, Bd. 4,
CISEP, Lissabon 1984, S. 2550.
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Bis zur vollen Mitgliedschaft dauerte es noch neun Jahre
-

eine Zeit, in der un-
terschiedliche wirtschaftspolitische Maßnahmen erprobt wurden. Der sogenannte
Mittelfristige Plan (1977-1980), den die erste demokratisch gewählte Regierung
nach der Aprilrevolution erstellt hatte, wurde aufgegeben. Die antizyklischeWirt-
schaftspolitik stellte den Staat vor neue Schwierigkeiten, und es blieb weiterhin
problematisch, die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft mittels der Devisenpoli-
tik zu verbessern. Die Bemühungen um eine Erhöhung der Investitionsrate und
der Exporte geschahen häufig auf Kosten des Verbrauchs und der Importe.
Die wirtschaftspolitische Bilanz des Wirtschaftsplanes, der im ersten Abkom-

menmit dem IWF festgelegt worden war und keine sozialpolitischen Maßnahmen
erwähnte, kann als positiv erachtet werden. Der Ausgleich der Auslandsschulden
wurde 1979/80 erreicht, ebenso war ein gewisser Erfolg bei der Bekämpfung der
Inflation zu verzeichnen, die von 25 Prozent im Jahre 1977 auf 16 Prozent 1979
sank, sowie bei der Wiederaufnahme der Produktion, bei den Investitionen und
bei der Senkung der Arbeitslosenquote34.
Der Erfolg war freilich nur von kurzer Dauer: Die Maßnahmen veränderten die

Wirtschaft nur an der Oberfläche. Nach dem Ende des Wahlzyklus 1979/80, in
dem große Anstrengungen unternommen worden waren, um ein positives Bild zu

vermitteln, das der tatsächlichen wirtschaftlichen Situation aber nicht entsprach,
stellte sich das Problem der Auslandsverschuldung 1981/82 mit neuer Dringlich-
keit. Die Auslandsschulden wurden

-

gemessen am Saldo der Bilanz der allgemei-
nen Transaktionen, insbesondere mittels der Handelsbilanz

-

wieder unkontrol-
lierbar. Gründe dafür waren neben zwei schlechten Jahren in der Landwirtschaft
der Anstieg des Dollars, die neue Ölkrise, die Erhöhung der internationalen Zins-
sätze und Defizite in der portugiesischen Industrieproduktion. Die neuen Schwie-
rigkeiten bei der Bezahlung der Schulden im In- und Ausland machten ein anderes
Vorgehen zur wirtschaftlichen Stabilisierung notwendig und führten zur Unter-
zeichnung eines neuen Abkommens mit dem IWF, jetzt unter Führung der Regie-
rung des sogenannten Bloco Central, der sich nach schwierigen und zähen Ver-
handlungen aus Mitgliedern der zwei wichtigsten Parteien des Landes zusammen-
setzte: der Partido Socialista und der Partido Social Democrata.
Angesichts der schwierigen wirtschaftlichen Situation war die portugiesische

Regierung gezwungen, sich dem harten Stabilisierungsprogramm zu unterwerfen,
das der IWF erstellt hatte. Es umfaßte ausnahmslos Restriktionen der Devisen-,
Währungs- und Haushaltspolitik und verfolgte zwei Ziele: Reduzierung der Aus-
landsverschuldung und Absenkung interner Kosten. Das Land vermochte diese
rigiden Sparmaßnahmen zu verkraften, und obgleich die sozialen und wirtschaft-
lichen Kosten in vielen Fällen Unternehmern und weiten Bevölkerungskreisen un-

Vgl. José Maria Brandäo de Brito u.a., Portugal: Economic Developments and 18th Months Inter-
vention by the International Monetary Fund. The South-North Conference on „The International
Monetary System and the New International Order", Lissabon 1980.
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erträglich hoch erschienen, wurden die wichtigsten Ziele erreicht, in einigen Be-
reichen sogar übertroffen. Aus der Sicht der internationalen Gemeinschaft hatte
Portugal mit Hilfe der verordneten Maßnahmen seine wirtschaftliche Situation
stabilisiert. Nach langer Verhandlungsphase war Portugal 1985 endlich auf den
Beitritt zur Europäischen Union vorbereitet.



Valentim Alexandre

Der Estado Novo und das Kolonialreich

Die Kolonialfrage ist in Portugal auch heute noch ein zentrales Thema in den po-
litischen Auseinandersetzungen. Diese Bedeutung verdankt sich weitgehend der
langen imperialen Tradition des Landes, die schon im 15. Jahrhundert mit der Er-
richtung der ersten Faktoreien und befestigten Plätze an der Westküste Afrikas be-
gann. Sie wurde im 16. Jahrhundert im Osten mit dem Zentrum Indien fortgesetzt
und im 17. und 18. Jahrhundert mit dem brasilianischen Reich. Im Anschluß an

den Erfolg der brasilianischen Sezessionsbewegung 1822 wurde es bei den politi-
schen Eliten Portugals zur gängigen These, das Land könne ohne Kolonien nicht
überleben, denn in diesem Falle würde es unvermeidlich von seinem Nachbarn
Spanien absorbiert. Um dies zu verhindern, müsse in Afrika auf der Basis der klei-
nen, immer noch unter portugiesischer Herrschaft stehenden Gebiete umgehend
ein „neues Brasilien" geschaffen werden. Diese Idee bestimmte während des 19.
und 20. Jahrhunderts das portugiesische Nationalbewußtsein; in der Errichtung
eines neuen Kolonialreichs sah man die Möglichkeit, das historische Erbe zu be-
wahren und die Existenz der Nation zu garantieren.
Diese Aufgabe sollte sich allerdings schwieriger gestalten als erwartet, sowohl

wegen der begrenzten finanziellen Mittel des Mutterlandes als auch wegen der
wirtschaftlichen Strukturen in den afrikanischen Besitzungen, deren Schwerpunkt
weiter auf dem Sklavenexport nach Brasilien und Kuba lag, während die Handels-
beziehungen mit Portugal nur schwach entwickelt waren. Obwohl das Vorhaben
schon in den 1830er Jahren formuliert worden war, wurde es in Afrika erst im letz-
ten Viertel des 19. Jahrhunderts, im Zeitalter des Hochimperialismus, zeitgleich
zur Entstehung der Kolonialreiche anderer europäischer Mächte in Afrika, in An-
griff genommen.
Das Jahrzehnt nach der Berliner Konferenz (1885) führte zur endgültigen Fest-

legung der kolonialen Grenzen, wobei das portugiesische Gebiet nicht den Erwar-
tungen entsprach: Zur Gründung eines „neuen Brasilien" hatte man auf eine zu-

sammenhängende, von Küste zu Küste reichende Zone in Zentralafrika zwischen
Angola und Mozambique sowie einen Teil des unteren Kongo spekuliert. Den-
noch besaß Portugal jetzt Gebiete, die größer waren als die bis dahin besetzten En-
klaven, vor allem Angola an der Westküste mit mehr als 1 200 000 Quadratkilome-
ter und Mozambique an der Ostküste mit 738 000 Quadratkilometer. Hinzu ka-
men noch das kleine Guinea sowie die im Atlantik gelegenen Kapverdischen In-
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sein und S. Tomé e Principe; außerdem, als Reste des alten Reiches im Osten, Be-
sitzungen in Asien: Goa, Damäo und Diu auf dem indischen Subkontinent, Macau
im Süden Chinas und Timor.
Nach Festlegung der Kolonialgebiete auf der Landkarte mußte der Herrschafts-

anspruch an Ort und Stelle durchgesetzt werden
-

eine Aufgabe, die mehr als drei
Jahrzehnte im Zentrum der portugiesischen Kolonialpolitik stand. Seit Mitte der
1890er Jahre begann eine Reihe von „Befriedungsfeldzügen", die in jeder der drei
Kolonien auf dem afrikanischen Kontinent von sehr verschiedenem Ausmaß wa-

ren.

Militärische Aktivitäten waren an sich nicht neu, da die Verwaltung in Ubersee
in dem vorangegangenen halben Jahrhundert zur Lösung der zahlreichen, lokal
begrenzten Konflikte auf die Streitkräfte vertraut hatte. Darüber hinaus hatte man

einige größere Eroberungsfeldzüge geführt, am Kongo in den 1850er Jahren und
in Sambesia ab 1869. Insbesondere nach dem Sieg von 1895 über das gefürchtete
Reich Ngoni (im Süden Mozambiques) setzte man zunehmend auf militärische
Maßnahmen; der Herrscher von Ngoni wurde nach seiner Gefangennahme in ei-
nem patriotischen Triumphzug durch die Straßen Lissabons geführt, die Sieger als
Nationalhelden gefeiert (vor allem Antonio Enes, Mouzinho de Albuquerque,
Paiva Couceiro, Aires de Ornelas, Freire de Andrade, Eduardo da Costa und
Caldas Xavier). Sie bestimmten in den folgenden Jahren die Grundzüge der Kolo-
nialpolitik, und sie rechtfertigten auch unter Berufung auf die Thesen des seit den
1880er Jahren in Portugal bekannten Sozialdarwinismus den Einsatz von Gewalt
zur Unterdrückung „rückständiger" oder „minderwertiger" Rassen.
Die lange Reihe kleiner Feldzüge resultierte teilweise aus der politischen Zer-

splitterung vieler afrikanischer Gesellschaften; sie resultierte aber auch aus dem
Druck, der in sehr unterschiedlicher Weise von den portugiesischen Machthabern
und Siedlern

-

selbst in benachbarten Zonen
-

ausgeübt wurde. In einigen Fällen
weiteten sich die Konflikte aus und umfaßten ganze Volksgruppen.
Ihren Höhepunkt erreichten diese Feldzüge während des Ersten Weltkriegs.

Wegen der Konflikte mit deutschen Truppen im Süden Angolas und im Norden
Mozambiques wurde das portugiesische Heer in bis dahin unbekanntem Ausmaß
mobilisiert. Das Ziel war die „Befriedung" der noch nicht vollständig unterworfe-
nen afrikanischen Völker. Auf angolanischem Gebiet wurden 400 Offiziere und
12 000 weiße Soldaten stationiert, an der Ostküste mehr als 19 000 Mann. Zugleich
stieg die Zahl schwarzer Hilfssoldaten sowie der Träger für militärische Transpor-
te. Diese Strategie wurde in geringerem Umfang auch in Guinea erfolgreich ange-
wandt. Ende 1920 war die „Befriedung" in den drei afrikanischen Gebieten unter
portugiesischer Vorherrschaft weitgehend abgeschlossen1.
Aber die Kontrolle über das gesamte Reichsgebiet blieb unsicher, da es einer un-

zureichend organisierten Militärverwaltung unterstand. Die Strategie kolonialer

1 Vgl. René Pélissier, Histöria das Campanhas de Angola, Bd. 1, Lissabon 1986, S. 233ff., Bd. 2, S. 234-
250; Histöria de Mocambique, Bd. 1, Lissabon 1987, S. 205-212.
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Ausbeutung beschränkte sich noch wie im 19. Jahrhundert weitgehend auf die Be-
herrschung der Handelswege. Nach dem Ende des Sklavenhandels Mitte des
19. Jahrhunderts

-

der brasilianische Markt schloß 1851, der kubanische 1866
-

stützte sich die Kolonialwirtschaft in Angola vor allem auf den Export einheimi-
scher Produkte, insbesondere Kaffee, Wachs und (ab 1870) Gummi. Noch um die
Jahrhundertwende waren die Plantagen lediglich kleine Zentren des Kaffee- und
Zuckerrohranbaus (letzterer vor allem für die Herstellung von Zuckerrohr-
schnaps für den Binnenmarkt) mit sklavereiähnlichen Arbeitsbedingungen. Das
Verbot der Produktion von Zuckerrohrschnaps und der Zusammenbruch des
Gummiexports nach dem Sturz der Weltmarktpreise (seit 1901, verstärkt ab 1913)
führten zu einer Wirtschaftskrise.
Während Mozambique mit dem Mutterland nur schwache wirtschaftliche Be-

ziehungen unterhielt, war es mit Südafrika eng verbunden, sowohl durch seinen
Hafen und die Eisenbahnlinie von Lourenço Marques (Delagoabucht) als auch
durch die Abwanderung von Arbeitern in die Minengebiete von Transvaal. Etwa
zwei Drittel des Gebietes waren der direkten Verwaltung durch die portugiesi-
schen Behörden entzogen, sie waren seit Ende des 19. Jahrhunderts zwei „Hoheit-
lichen Kompanien" mit ausländischem Kapital übertragen: der Kompanie von

Nyasa (im Norden zwischen den Flüssen Lurio und Rovuma) und der Kompanie
von Mozambique (im Zentrum zwischen dem Sambesi und dem 22. Breitengrad),
die hauptsächlich von den Steuern und der Rekrutierung von Arbeitskräften für
die Minen von Rand und die inzwischen am unteren Sambesi errichteten Planta-
gen profitierten. Die anderen Kolonien waren, mit Ausnahme der Inseln von S.
Tomé e Principe, deren Kakaoplantagen relativ wichtige Kapitalinvestitionen des
Mutterlandes darstellten, von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung.
Zu Beginn der zwanziger Jahre dieses Jahrhunderts begann der portugiesische

Staat hauptsächlich auf äußeren Druck mit einer Entwicklungs- und Modernisie-
rungspolitik in den Kolonien. Da der Völkerbund die „Zivilisierung" der einge-
borenen Völker und die Förderung des Wohlstands in den Überseegebieten gefor-
dert hatte, fürchtete Portugal, seine Kolonialpolitik in Afrika könne als Vorwand
dienen, Angola und Mozambique zu teilen und Ländern mit größerer wirtschaft-
licher Kapazität zu überlassen.
Die neue Politik konzentrierte sich vor allem auf Angola und verfolgte prinzi-

piell zwei Ziele: Erstens sollte die Vorherrschaft Portugals durch die Errichtung ei-
ner Zivilverwaltung und die Intensivierung der „weißen Kolonialisierung" ver-
stärkt, zweitens sollte die Wirtschaft durch eine verbesserte Infrastruktur (Ha-
fen-, Straßen- und Eisenbahnbau) modernisiert werden. Die Schwierigkeiten
häuften sich jedoch bald: Fehlende finanzielle Mittel, eine galoppierende Inflation
und die Unfähigkeit, die Auslandsschulden zu begleichen, führten zu einem ra-

schen Ende dieser Politik.
In Mozambique, wo es ebenfalls finanzielle Schwierigkeiten gab, kam es zu ver-

mehrten Spannungen mit Südafrika, das den Hafen und die Eisenbahn von Lou-
renço Marques kontrollieren wollte. Südafrika drohte sogar mit der Annexion der
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gesamten südlichen Zone des Territoriums. In S. Tomé ging die Kakaoproduktion
durch Krankheitsbefall der Pflanzen, Übernutzung des Bodens und Preisverfall
zurück. Mitte der zwanziger Jahre wurde deutlich, daß sich die Hoffnungen auf
eine rasche Modernisierung der Kolonien nicht erfüllen würden.
Mit der Krise kehrte das alte Schreckgespenst einer Aufteilung des Kolonial-

reichs zwischen den Großmächten wieder und mehrte in Portugal die Sorgen um
die koloniale Zukunft des Landes. Man fürchtete die kolonialen Interessen Italiens
und vor allem Deutschlands. 1925 veröffentlichte der amerikanische Soziologe
Edward Ross einen Bericht, worin die portugiesischen Machthaber in Angola und
Mozambique sklavenähnlicher Praktiken bezichtigt wurden. In Lissabon wurde
der Bericht allgemein als weiterer Teil einer internationalen Konspirationmit dem
Ziel angesehen, dem Land seine Gebiete in Übersee zu nehmen. Hinzu kamen
Spekulationen über die Gefahr eines weißen Separatismus, über den in Lissabon
1924/25 immer wieder Gerüchte kursierten.
All das war Grund genug, den Nationalismus der radikalsten portugiesischen

Eliten neu zu beleben und führte zur Bildung einer Bewegung zur Verteidigung
der Kolonien, der sich Persönlichkeiten der verschiedensten politischen Richtun-
gen anschlössen. Man betonte die Unantastbarkeit des Kolonialreiches als Ziel der
„historischen Mission" Portugals und als Garantie für das politische Überleben
des Landes.
Die Krise des portugiesischen Imperialismus trug entscheidend zum Fall der

Ersten Republik am 28. Mai 1926 bei. Die anschließende Militärdiktatur verab-
schiedete ein Gesetzespaket, das der Kolonialverwaltung zu mehr Effizienz ver-

helfen sollte. Die neuen Rechtsordnungen der Kolonialverwaltung (Dekret Nr.
12421 vom 2. Oktober 1926) begrenzten die Autonomie der Kolonialregierungen
und stärkten die Kontrollfunktion des Mutterlandes. Dem gleichen Ziel diente das
Statut der katholischen Mission Portugals in Afrika und Timor. Wie es in der
Präambel der Verordnung hieß, sollte damit der Einfluß ausländischer Missionen,
insbesondere der Protestanten, bekämpft werden.
Aber das war nur ein Aspekt eines umfassenderen Projekts: Man wollte sich vor

allem der Unterstützung der Kirche versichern, da der Staat allein keine umfassen-
de Kontrolle ausüben konnte. Ein anderes Dokument, das sogenannte politische,
zivile und strafrechtliche Statut der Eingeborenen von Angola und Mozambique
(Dekret Nr. 12 533 vom 30. Oktober 1926, abgeändert durch das Dekret Nr.
16473 vom 6. Februar 1929), verlieh der Unterscheidung der Bevölkerung in „Zi-
vilisierte" und „Eingeborene" Gesetzescharakter. Letztere unterstanden nicht
dem allgemeinen Gesetz, sondern ihren traditionellen Gebräuchen und Sitten un-
ter staatlicher Aufsicht. Die Arbeitsordnung der Eingeborenen (Dekret Nr. 16 199
vom 6. Dezember 1928) schaffte die gesetzliche Verpflichtung zur Arbeit ab. Auf
diese Weise wurde der Rechtfertigung der Zwangsarbeit die Basis entzogen. Es
handelte sich dabei jedoch lediglich um einen taktischen Rückzug angesichts der
Forderungen des Völkerbunds und der Internationalen Arbeiterorganisationen,
der von den radikalsten Gruppen innerhalb des Regimes scharf kritisiert wurde

-ohne Grund allerdings, denn die Zwangsmaßnahmen wurden von den neuen Ge-
setzesbestimmungen nur kurzfristig berührt.
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Die vier Dekrete bildeten die Grundlage der portugiesischen Kolonialpolitik in
den folgenden Jahren. Aber erst mit dem Estado Novo wurde diese Politik syste-
matisch umgesetzt und der Staatsapparat in den Dienst der Errichtung des Kolo-
nialreichs gestellt. Der Acto Colonial markierte den Ubergang zu dieser neuen
Phase. Das Dokument wurde am 8. Juli 1930 veröffentlicht und war fortan Verfas-
sungsrecht auf dem Gebiet der portugiesischen Kolonien; Salazar war damals In-
terimsminister für die Kolonien. Artikel 2 bekräftigte: „Es ist das Wesen der por-
tugiesischen Nation, ihre historische Aufgabe zu erfüllen und Gebiete in Übersee
zu besitzen, zu kolonialisieren sowie die dort lebenden Eingeborenen zu zivilisie-
ren." Diese Formel kann als ideologische Grundlage der Kolonialpolitik des Esta-
do Novo gelten.
Eine zentrale Funktion der Kolonialideologie war auch die Stärkung des inne-

ren Zusammenhalts der Nation gegen äußere Gefahren und Ansprüche zu einem
Zeitpunkt, da sich die Spannungen mit dem Völkerbund verschärften. Schließlich
bekräftigte man einen kollektiven Mythos, der dazu diente, nationale Energien zu
mobilisieren und das Vertrauen in die Staatsmacht zu stärken. Die Ideologen des
Estado Novo

-

insbesondere Armindo Monteiro, Minister für die Kolonien von

1931 bis 1935 und in dieser Zeit wichtigster Theoretiker in der Kolonialfrage
-

be-
tonten die koloniale Mission als Ausdruck eines „kollektiven Ideals", das „seit
Jahrhunderten in der Seele der Nation" verwurzelt sei. Ein Abgehen von dieser
Politik würde die Unabhängigkeit des Landes in Frage stellen. Es blieb nicht nur
bei Worten: Mit Nachdruck bemühte sich das Regime, in der gesamten Bevölke-
rung ein Bewußtsein für die Notwendigkeit seiner Kolonialpolitik zu schaffen.
Das geschah durch öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen wie Konferenzen der
Kolonial-Gouverneure, Kolonialwochen, Publikationen und Ausstellungen.
Höhepunkt war der Besuch des Staatspräsidenten in den afrikanischen Kolonien
1938 und bei der „Ausstellung der portugiesischen Welt" 1940. Auch das Bil-
dungssystem wurde in bis dahin unbekanntem Ausmaß in den Dienst der Koloni-
alreichsidee gestellt.
Artikel 2 des Acto Colonial verankerte schließlich die Legitimierung der Herr-

schaft über die „eingeborene" Bevölkerung. Sie wurde mit der Idee der Überle-
genheit der westlichen Zivilisation

-

mit anderen Worten: der weißen Rasse
-

ge-
rechtfertigt, die zur Unterwerfung von Völkern verpflichte, die vermeintlich oder
zumindest aus eigener Kraft unfähig seien, sozial und geistig höherentwickelte Le-
bensformen zu erreichen.
Abgesehen von seiner Signalwirkung bedeutete der Acto Colonial, der durch das

Statut des portugiesischen Kolonialreichs und die Verwaltungsreform in Übersee
(Dekrete Nr. 23 228 und 23 229 vom 15. November 1933) ergänzt wurde, auch ei-
ne umfassende Restrukturierung des kolonialen Machtsystems zugunsten des
Mutterlandes. Die im vorangegangenen Jahrzehnt gewährte Entscheidungsauto-
nomie wurde stark beschränkt, und dem Minister für die Kolonien wurden weit-
reichende legislative und exekutive Befugnisse übertragen. Diese Neuorientierung
betraf auch dieWirtschaftspolitik; man versuchte, den Einfluß ausländischer Inve-
storen in den Überseegebieten zurückzudrängen. Die Gewährung oder Erneue-
rung von Konzessionen wurde erschwert, was in den Folgejahren zu ihrem
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schrittweisen Erlöschen für große Teile Mozambiques führte. Im sogenannten
Kolonialpakt wurde den Kolonien die Aufgabe zugeschrieben, der Industrie im
Mutterland die benötigten Rohstoffe zu liefern und die Märkte in Ubersee portu-
giesischen Produkten vorzubehalten.
Neu war diese Politik indes nicht; insbesondere die Gesetze zum Schutze por-

tugiesischer Exporte in die Kolonien hatten eine lange Tradition. Knapp hundert
Jahre vorher hatte man damit begonnen, und mit den Gebührenlisten von 1892
war der Protektionismus intensiviert worden, besonders für Wein und Textilien.
Diese Bestimmungen waren 1914 gemildert worden, das Prinzip jedoch bestehen
geblieben. Der Estado Novo beschränkte sich nun darauf, das allgemeine Protek-
tionsminimum auf 50 Prozent zu begrenzen und die durch die Inflation der dreißi-
ger Jahre entwerteten Zollgebühren zu aktualisieren.
In der Tat neu war jedoch die Beständigkeit, mit der das salazaristische Regime

versuchte, den kolonialen Markt zu regulieren: Durch die Einrichtung von Devi-
senfonds in Angola (1931) und Mozambique (1932) gewann der Staat die Kontrol-
le über die verfügbaren externen Zahlungsmittel. 1936 wurde das Prinzip der In-
dustrielenkung auf die Gebiete in Übersee ausgeweitet. Das bedeutete, daß eine
Regierungsgenehmigung für den Aufbau von Industriebetrieben notwendig wur-
de; dies machte es möglich, die Industrialisierung in den Kolonien zu begrenzen
oder sogar vollständig zu unterbinden. Im folgenden Jahr wurden die sogenannten
Organismen zur wirtschaftlichen Koordination eingeführt, mit denen der Export
verschiedener Kolonialprodukte kontrolliert werden sollte2.
Diese Strategie wurde von allen Kolonialmächten verfolgt. Die Erfolge waren

im Falle Portugals jedoch mäßig, wenn man nur die dreißiger Jahre betrachtet: Der
Handel mit den Kolonien betrug nie mehr als 15 Prozent, ebenso die Exporte nach
Übersee. In beiden Fällen blieb man somit unter den zwischen 1890 und dem Er-
sten Weltkrieg erreichten Werten3. Einen bescheidenen Erfolg stellte dagegen die
Steigerung der Textilexporte nach Angola und Mozambique dar und die Importe
von Konsumgütern aus den Kolonien, vor allem Mais und Zucker. Der portugie-
sische Markt wurde seit 1930 ausschließlich mit Zucker aus den Kolonien ver-

sorgt, zu höheren Preisen als auf dem Weltmarkt4.
Von vielleicht größter Bedeutung war der noch in den dreißiger Jahren begon-

nene Anbau von Baumwolle in Angola und Mozambique, dessen Intensivierung
schon lange eines der Ziele der portugiesischen Kolonialpolitik war; unter der Mi-
litärdiktatur wurde dieses Projekt mit dem Dekret vom September 1926 wieder
aufgenommen. Man übernahm ein Modell, das schon in Belgisch-Kongo ange-
wandt worden war und eine Aufteilung des Kolonialgebietes in mehrere Zonen
vorsah. Diese wurden Konzessionären übergeben, die dort das Exklusivrecht für
den Aufkauf von Baumwolle hatten, die von den „Eingeborenen" angebaut wur-

2 Dekret Nr. 27 552 vom 5.3.1937, in: Diärio do Governo; siehe Joana Pereira Leite, La formation de
l'économie coloniale au Mozambique, Diss. Paris 1989, S. 192.

3 Gervase Clarence-Smith, The Third Portuguese Empire, 1825-1975, Manchester 1985, Anhang 3,
Graphiken 1 u. 2.

4 Ebenda, S. 150 und Anhang 3; Fernando Rosas, O Estado Novo nos Anos Trinta, 1928-1938, Lissa-
bon 1986, S. 141f.
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de. Aber der entscheidende Impuls kam erst 1932 mit der Festlegung eines garan-
tierten Mindestpreises für Baumwolle aus den Kolonien auf dem Markt des Mut-
terlandes. Dieser Preis lag über dem Weltmarktniveau und wurde durch die Kon-
tingentierung bestimmter Qualitäten aus dem Ausland ergänzt5. Die Produktion
stieg zwischen 1932 und 1936 von 2 378 auf 7 048 Tonnen6.
Grundlage dieses Systems war die Unterdrückung der afrikanischen Bauern. Sie

wurden gezwungen, ein Produkt anzubauen, das ihnen zu Billigstpreisen abge-
kauft wurde7. Dies war eine der traditionellen Formen von Zwangsarbeit, die trotz
der Vorschriften der Arbeitsordnung von 1928 weiterbestanden. Mit dem wirt-
schaftlichen Aufschwung in den dreißiger Jahren wurde allmählich der Druck auf
die Arbeitskräfte geringer. Die Verhältnisse waren jedoch von Region zu Region
sehr verschieden und abhängig von der Nachfrage einerseits und der Effizienz der
zu dieser Zeit noch schwach entwickelten portugiesischen Verwaltung anderer-
seits.
Der durch den Zweiten Weltkrieg bedingte Konjunkturaufschwung gab dieser

Politik neue Impulse. Bis 1941 waren die Probleme, die durch das Schließen eini-
ger Märkte und die Transportmittelknappheit entstanden waren, überwunden.
Durch die Wiederherstellung der internationalen Handelswege stieg die Nachfra-
ge nach den wichtigsten Produkten aus den Kolonien, wodurch der Exporthandel
von Angola und Mozambique einen Aufschwung erlebte und gleichzeitig die dor-
tige Binnenwirtschaft dynamisierte; der Druck auf die afrikanischen Bauern
wuchs. Zugleich verstärkte Portugal mittels neugegründeter Organisationen zur

wirtschaftlichen Koordination die Kontrolle über die Handelsbeziehungen der
Kolonien. Die Methoden waren die schon im vorangegangenen Jahrzehnt erprob-
ten: Schutzzölle, Festpreise für Kolonialprodukte (jetzt unter denen des Welt-
markts) und die Festlegung von Mindestabnahmemengen für den portugiesischen
Markt. Gegen Kriegsende gingen 20 Prozent der portugiesischen Exporte in die
Kolonien, Portugal war jetzt der wichtigste Handelspartner von Angola und
Mozambique8.
Auch nach dem Krieg expandierte der Uberseehandel; die hohen Rohstoffprei-

se begünstigten dies und führten vor allem in Angola zu einem Kaffeeboom. Die
Handelsbeziehungen zwischen Mutterland und Kolonien erreichten hier ihren
Höhepunkt. In den fünfziger Jahren wurden Baumwolltextilien in allen Kolonien
fast ausschließlich aus Portugal importiert. Der Import portugiesischen Weins be-
trug 1955 bis 1959 über 1 Million Hektoliter pro Jahr (gegenüber durchschnittlich
180 000 Hektoliter zwischen 1930 und 1934), was fast 80 Prozent des Gesamtex-
ports entsprach. Die Bandbreite portugiesischer Produkte, die in die Kolonien ex-

portiert wurden, erweiterte sich zunehmend. Dazu gehörten jetzt unter anderem
Bier, Fischkonserven, chemische Produkte, Reifen und Maschinen. Parallel dazu
begann jedoch auch in Angola und Mozambique ein allmählicher Industrialisie-

5 Ebenda, S. 143.
6 Vgl. F. Ribeiro Saigado, A Evoluçâo do Comércio Expecial Ultramarino, Lissabon AGC 1939, Kar-
te 44.

7 Vgl. Leroy Vail/LandegWhite, Capitalism and Colonialism in Mozambique, London 1980, S. 272ff.
8 Vgl. Fernando Rosas, Portugal entre a Paz e a Guerra, 1939-1945, Lissabon 1990, S. 239ff.



82 Valentim Alexandre

rungsprozeß unter der Kontrolle der wichtigsten Konzerne Portugals, die ab Mit-
te der vierziger Jahre erstmals größere Summen direkt in die Produktion (insbe-
sondere im Bereich der Anpflanzungen) investierten, wobei sie den Rückzug aus-

ländischen Kapitals während des Kriegs ausnutzten9. Neu war auch die Bereit-
schaft des Staates, öffentliche Gelder in den Kolonien zu investieren; der erste Ent-
wicklungsplan (1953-1958) gewährte relativ hohe Beträge in erster Linie für die
Verbesserung der Infrastrukturen.
Schießlich nahm bereits in der Nachkriegszeit die Emigration nach Angola und

Mozambique zu: In Angola stieg die Zahl derWeißen von 44 000 im Jahre 1940 auf
173 000 im Jahre 1960; in Mozambique im selben Zeitraum von 27 500 auf 97 000.
Das plötzliche Interesse für die Kolonien stand in engem Zusammenhangmit dem
wirtschaftlichen Aufschwung. Wichtig waren aber auch die Anstrengungen des
Estado Novo, der sich seit den dreißiger Jahren bemühte, das Ansehen der Kolo-
nien zu verbessern und vom Stigma der Verbannung zu befreien, das bis dahin auf
Afrika gelastet hatte.
Bis Ende der fünfziger Jahre erfolgte der Handel zwischen Portugal und seinen

afrikanischen Gebieten noch im wesentlichen gemäß dem „Kolonialpakt". Aber
das Bild änderte sich in den sechziger Jahren durch eine neue Wirtschaftspolitik,
deren Ziel ein portugiesischer Einheitsmarkt war, der das Mutterland und die Ko-
lonien umfassen und den freien Verkehr von Personen, Waren und Kapital ermög-
lichen sollte. Diese wirtschaftliche Neukonzeption folgte der politischen Integra-
tion der Kolonien, wie sie in der Verfassungsänderung von 1951 festgelegt worden
war; sie entsprang gleichzeitig aber auch einer ökonomischen Notwendigkeit.
Denn durch das Wachstum der Basissektoren (Elektrizität, Metallurgie, Chemie,
Erdöl) verlor die Textilindustrie, bisher wichtigste Grundlage des „Kolonial-
pakts", an Bedeutung und Einfluß. Und schließlich versuchte man sich durch die
Formierung des „Wirtschaftsraums Portugal" für die Verhandlungen über einen
gemeinsamen europäischen Markt eine solidere Ausgangsposition zu schaffen.
Nicht allein aufgrund dieser Politik, aber doch in ihrem Rahmen erlebte

Mozambique ein beachtliches Wirtschaftswachstum; noch mehr jedoch galt dies
für Angola, wo man zwischen 1963 und 1973 einen Anstieg von jährlich 7 Prozent
verzeichnete10. Dies erleichterte den beiden Ländern die Durchsetzung auf dem
internationalen Markt, wo die Bedingungen angesichts der Konjunktursteigerung
und der hohen Preise günstig waren. 1961 begann eine vermehrte Öffnung gegen-
über ausländischen Investoren, die sich ab 1965 verstärkte. Der Ausbruch der Ko-
lonialkriege (in Angola 1961, in Guinea 1963 und in Mozambique 1964) hatte
nicht die befürchteten negativen Auswirkungen auf die Wirtschaft. Da nur die
Grenzgebiete von den bewaffneten Auseinandersetzungen betroffen waren, wur-
de die Produktion in Angola und Mozambique nicht unterbrochen.
Die Kriege spielten trotzdem eine wichtige Rolle für die Entwicklung der Kolo-

nien: Sie gaben einerseits den Anstoß zur Abschaffung alter, immer noch beste-
hender Ausbeutungsmechanismen und erhöhten gleichzeitig die Investitionen des

9 Ebenda, S. 265ff.
10 Fernando Rosas, O „Estado Novo" (1926-1974), Bd. 7 der Histöria de Portugal, hrsg. von José Mat-

toso, Lissabon 1994, S. 489ff.
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Staates für zivile und militärische Zwecke. Die Exporte nach Portugal sanken da-
bei in Angola seit Beginn der sechziger Jahre beständig, von ursprünglich über 40
auf 26 Prozent in den Jahren 1972 und 1973, in Mozambique zwischen 1967 und
1973 von mehr als 30 auf 19 Prozent. Die Exporte von Portugal nach Übersee gin-
gen zwischen 1968 und 1972 von 23,6 auf 12,6 Prozent des gesamten Exports
zurück11. In diesen Zahlen spiegelte sich die Unfähigkeit Portugals, die Produk-
tionssteigerung der Kolonien zu absorbieren und ihnen die benötigten Güter zu
liefern.
Die modernsten und dynamischsten Sektoren der portugiesischen Industrie

(Metallurgie, Chemie, metallhaltige Produkte, Maschinen, Transportausrüstung)
waren inzwischen freilich kaum mehr von den Kolonien abhängig12. Portugal sah
sich auf wirtschaftlichem Gebiet mit einer Entwicklung konfrontiert, die durch
die globale Liberalisierung des Handels und die Internationalisierung des Produk-
tionsprozesses verursacht wurde. Die nach dem Zweiten Weltkrieg alle Kolonial-
mächte betreffende Legitimationskrise stellte aber eine weitaus größere Bedro-
hung dar. Ausgelöst wurde sie einerseits durch die Forderungen nach einem
Selbstbestimmungsrecht der Völker. Wichtiger war jedoch, daß man die Überzeu-
gung von der Überlegenheit der westlichen Zivilisation und den Glauben an die
„Mission" der europäischen Nationen verloren hatte.
Die Kolonialmächte reagierten allgemein mit der Abschaffung der gravierend-

sten Formen wirtschaftlicher Ausbeutung in Afrika und gewährten der Bevölke-
rung zunehmend mehr politische Rechte. Portugal stand hinter dieser Entwick-
lung nicht zurück: 1944 wurde erstmals gefordert, die juristischen und institutio-
nellen Vorschriften der veränderten politischen Situation anzupassen. Im folgen-
den Jahr begab sich der Minister für die Kolonien nach Übersee, um sowohl aus
dem Recht als auch aus der administrativen Praxis die deutlichsten Zeichen von

Rassendiskriminierung und Zwangsarbeit zu eliminieren13. Über leichte Korrek-
turen kam man dabei jedoch nicht hinaus.
Eine so begrenzte Reform war als Antwort auf eine die Fundamente des Kolo-

nialsystems berührende Krise offensichtlich ungenügend. Dies zeigte sich schnell
angesichts des Kampfes der neuen Indischen Union gegen die portugiesische Vor-
herrschaft über Goa, Damäo und Diu, drei kleine Gebiete auf dem indischen Sub-
kontinent, unmittelbar nach der Unabhängigkeit Indiens im Jahre 1947. Das Pro-
blem blieb jahrelang ungelöst, weil Lissabon sich stets einem Referendum verwei-
gerte. Da jedoch auch eine Verschlechterung der Situation in Afrika vorhersehbar
war, entschied sich die portugiesische Regierung schließlich 1951 dafür, durch ei-
ne Verfassungsrevision den Ado Colonial außer Kraft zu setzen. Die Reichsidee,
welche die Zwischenkriegszeit geprägt hatte, wurde durch eine assimilatorische
Konzeption ersetzt: Die Kolonien hatten nun den Status von „Überseeprovinzen"
und bildeten zusammen mit dem Mutterland eine gemeinsame Nation. Gleichzei-

11 Vgl. Leite, La formation, S. 298.
12 Vgl. Edhar Rocha, Portugal, anos 60: crescimento econömico e relaçôes com as colönias, in: Anâlise

Social, 2. Serie, Nr. 3, 13 (1977), S. 593-617.
13 Die Maßnahmen Marcello Caetanos sind zusammengestellt in: Providências Legislativas, AGC,

1945.
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tig übernahm das Regime aufgrund äußeren Drucks als offizielle Doktrin den Lu-
so-tropicalismo

-

eine bereits in den dreißiger Jahren von dem brasilianischen So-
ziologen Gilberto Freyre formulierte Theorie, wonach die Beziehungen der Por-
tugiesen zu den kolonisierten Völkern auf dem Verständnis und der Übernahme
ihrer Werte basierten und sich durch biologische und kulturelle Vermischung zu
einem Ganzen verbinden würden.
Aber diese neuen juristischen und ideologischen Fundamente berührten die po-

litische Wirklichkeit des Kolonialsystems kaum. Das 1953 verkündete Gesetz für
die portugiesischen Überseegebiete führte lediglich kleinere Veränderungen in der
Überseeverwaltung ein; gegen eine Assimilation der Bevölkerung war das Einge-
borenenstatut gerichtet, welches 1954 modifiziert wurde und in der Praxis der
überwiegendenMehrheit der afrikanischen Bevölkerung die portugiesische Staats-
bürgerschaft entzog. Die Zahl der „Assimilierten" war verschwindend gering: Sie
betrug weniger als 1 Prozent, als das Statut 1961 schließlich abgeschafft wurde.
Dies bezeugte den fehlenden politischen Willen der Kolonialmacht, die politi-
schen Eliten und Autoritätspersonen innerhalb der traditionellen afrikanischen
Gesellschaften als Vermittler zwischen beiden Kulturen anzuerkennen. Die Kreo-
len, die bis ins 19. Jahrhundert diese Funktion ausgefüllt hatten, verloren mit dem
Vordringen europäischer Bevölkerungsgruppen und der Diskriminierung durch
die portugiesischen Behörden jeden politischen Einfluß.
Diese Situation verschärfte sich, als der Entkolonialisierungsprozeß in Afrika

sich in der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre zu beschleunigen begann. Für Por-
tugal wurde die Situation kritisch, als Belgisch-Kongo im Juni 1960 unabhängig
wurde. Die geographische Nähe des neuen Staates zu Angola sowie die ethnische
Identität der Bevölkerung in den jeweiligen Grenzgebieten machten es wahr-
scheinlich, daß dieser Vorgang schon bald auf angolanischem Gebiet Auswirkun-
gen zeigen würde. Anfang 1961 war es soweit: Der Aufstand gegen den Zwangs-
anbau von Baumwolle im Gebiet des unteren Kasanga wurde brutal niederge-
schlagen; im Februar folgte eine Revolte in Luanda mit einem mißlungenen An-
griff auf die Gefängnisse zur Befreiung der politischen Gefangenen; im März folg-
te der Kongo-Aufstand (im Nordwesten Angolas), begleitet von einem Massaker
an weißen Siedlern, sogar an Mestizen und „Assimilierten". Dieser Aufstand mar-

kierte den Beginn des Kolonialkriegs.
Der Estado Novo wurde durch den Ausbruch des Konflikts in Angola schwer

erschüttert. Zum ersten und einzigen Mal in seiner Amtszeit mußte Salazar im
April 1961 befürchten, infolge militärischer Unruhen, in die sogar der Verteidi-
gungs- und der Heeresminister verwickelt waren, die Macht zu verlieren.
Nach dem Scheitern der Unruhen wurde die Afrikapolitik verändert: Man be-

schloß die umgehende Vorbereitung einer militärischen Gegenoffensive im Auf-
standsgebiet Kongo; man appellierte an das Nationalbewußtsein der Portugiesen,
um diese für die geplanten Maßnahmen zu mobilisieren; schließlich sollte die Ver-
abschiedung einer großen Zahl gesetzlicher Maßnahmen (darunter die Abschaf-
fung des Eingeborenenstatuts, des Zwangsanbaus und der Zwangsarbeit) die poli-
tische Situation in den Kolonien stabilisieren, um dem internationalen Druck bes-
ser standhalten zu können und den afrikanischen Aufstandsbewegungen ihre so-
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ziale Motivation zu entziehen. Aber einmal mehr waren die Änderungen zu be-
grenzt: Die Bevölkerung wurde jetzt „Gemeindeämtern" unterstellt, die „Nach-
barn nach traditionellem Recht" vereinten und von einem nach lokalen Gebräu-
chen gewählten „Gemeindevorsteher" geleitet wurden14. Der „Gemeindevorste-
her" blieb jedoch, wie die ehemaligen Behörden, von der portugiesischen Admini-
stration abhängig. Nach der Niederschlagung der ersten großen Unruhen began-
nen in Guinea 1963 und in Mozambique im darauffolgenden Jahr die Gueril-
lakämpfe.
In den Kolonialkriegen der sechziger und siebziger Jahre manifestierte sich ei-

nerseits ein erstarkender afrikanischer Nationalismus. Der Konflikt zwischen den
„weißen Bastionen" Afrikas und den Ländern mit schwarzer Mehrheit war jedoch
andererseits auch ein zwar am Rande gelegener, aber wichtiger Schauplatz des Kal-
ten Krieges. In diesem Kontext war es Portugal möglich, diplomatische und mi-
litärische Unterstützung zur Bekämpfung der Guerilla zu erhalten. Allein die
USA übten während der Regierung Kennedys politischen Druck auf Lissabon aus,
vor allem 1961, als ein Embargo von amerikanischem Militärmaterial gegen Portu-
gal verhängt wurde. Das Embargo wurde jedoch mehrmals unterlaufen: Die stra-

tegische Bedeutung der Basis von Lagos, das den USA 1944 mit einem Zeitvertrag
überlassen worden war, hinderte Washington, der Afrikapolitik Lissabons ent-
schiedener zu begegnen. Noch offener war die Unterstützung durch Länder wie
Frankreich oder die Bundesrepublik Deutschland. Die afrikanischen Nationalbe-
wegungen ihrerseits suchten Unterstützung vor allem bei den Staaten des kom-
munistischen Lagers, die sich durch diese Hilfe ihre militärische Präsenz in Ango-
la, Mozambique und Guinea sichern konnten; mit Ausnahme von Guinea hatte
das jedoch keinen sichtbaren Einfluß auf die Wirtschaft in diesen Ländern.
Auch die RegierungMarcello Caetanos, der Salazar 1968 ablöste, führte die not-

wendigen Reformen nicht durch; die „schrittweise Autonomie" der Kolonien,
festgeschrieben in der Verfassungsrevision von 1971, schloß die überwiegende
Mehrheit der afrikanischen Bevölkerung weiterhin vom Wahlrecht aus. In Portu-
gal selbst entfremdete der lange Krieg, dessen Ende nicht abzusehen war, wichtige
Institutionen und gesellschaftliche Gruppen dem Regime, vor allem Kirche und
Streitkräfte. Das Resultat war der von der Bevölkerung mit Begeisterung unter-
stützte Aufstand des Militärs am 25. April 1974 und die sich anschließende schnel-
le Entkolonialisierung.
Der Estado Novo beschränkte sich im wesentlichen auf die Fortführung der tra-

ditionellen Kolonialpolitik, sein Imperialismus war nicht expansionistisch
-

ange-
sichts des äußeren Drucks benötigte er seine ganzen Kräfte zur Bewahrung der
vorhandenen Gebiete. Auch die politischen Grundsätze zur Rechtfertigung der
Kolonialpolitik waren nicht neu. Das Salazar-Regime beschränkte sich auf die
Wiederaufnahme der großen Themen des portugiesischen Nationalismus, deren
Ursprung in der Mitte des 19. Jahrhunderts lagen: Die „heilige Erbschaft" aus der
Zeit der Entdeckungen sicherte die nationale Identität und die Unabhängigkeit ge-
genüber Spanien auf der iberischen Halbinsel. Im Gegensatz zu anderen Kolonial-

14 Dekret Nr. 43 896 vom 6.9.1961, in: Diârio do Governa.
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mächten blieben in Portugal die Gegner des Kolonialismus
-

mit Ausnahme der
letzten Jahre des Estado Novo

-

immer nur eine Minderheit.
Auch auf der Ebene der ideologischen Legitimation der Vorherrschaft Portugals

über die Länder in Übersee behielt der Salazarismus im wesentlichen die schon be-
kannten Rechtfertigungen bei, die auf dem Glauben an die Überlegenheit der eu-
ropäischen Zivilisation gegenüber Völkern beruhten, die man als „Primitive" oder
„Wilde" bezeichnete und die man für unfähig hielt, sich von selbst zu einem zivi-
lisierten Leben zu „erheben". Der ideologische Diskurs proklamierte eine „Vor-
mundschaft" über die „Eingeborenen"

-

eine Mission, für welche die Portugiesen
durch die vermeintlich vorurteilslose Art, mit der sie sich auf die Einwohner in
Übersee einzulassen wüßten, besonders qualifiziert seien.
Schließlich übernahm der Salazarismus auch in der kolonialen Wirtschaftspoli-

tik die bereits aus dem 19. Jahrhundert stammenden Interessen und Ziele. Das galt
insbesondere für den Versuch, ein Handelssystem einzuführen, das die Textil- und
Baumwollindustrie im Nordosten Portugals begünstigte.
Jedoch gab es in der Kolonialfrage auch eine Reihe von Unterschieden zwischen

Republik und Estado Novo: Vor allem vor dem Zweiten Weltkrieg war ein gewis-
ses Pathos charakteristisch sowie die Fähigkeit des autoritären Regimes, nicht nur
auf die Eliten, sondern

-

durch Propaganda und insbesondere durch einen streng
kontrollierten Schulunterricht

-

auf die gesamte portugiesische Bevölkerung ein-
zuwirken. Während die ideologische Ausrichtung zur Zeit der Republik zwar

ethnozentrisch war, aber dem gängigen liberalen und humanitären Denken ver-

haftet blieb, bezog der Estado Novo in seiner ersten Phase (vor allem unter Ar-
mindo Monteiro) seine Vorstellungen von den portugiesischen Kolonialisten des
Jahrhundertbeginns, die überwiegend vom Sozialdarwinismus beeinflußt waren.
Diese ideologische Differenz führte jedoch zu keiner Veränderung der politischen
Praxis in Afrika. Als der Salazarismus nach dem Zweiten Weltkrieg allmählich zu

neuen Formen ideologischer Rechtfertigung überging, gefährdete er dadurch sei-
ne Identität.
Der Estado Novo unterschied sich auch durch die Effizienz, mit der er die „Na-

tionalisierung" der Kolonialwirtschaft in die Praxis umsetzte. Die Depression der
dreißiger Jahre und der Zweite Weltkrieg verringerten den äußeren Druck. Diese
hartnäckige Verteidigung eines wirtschaftlichen Nationalismus widerspricht ein-
deutig der sehr verbreiteten These, wonach der moderne portugiesische Kolonia-
lismus zum wirtschaftlichen Nutzen der Großmächte auf die formale Ausübung
der politischen Vorherrschaft beschränkt gewesen sei. Die Lage Portugals an der
Semiperipherie des kapitalistischen Systems machte diese Theorie besonders at-
traktiv. Aber sie bestätigt sich durch die hier gemachten Beobachtungen nicht: Die
Präsenz ausländischen Kapitals wurde immer nur als notwendiges Übel geduldet,
nicht aber gefördert. Ferner ist festzustellen, daß die Kolonialpolitik auf streng na-
tionalistischer Linie blieb, häufig sogar auf Kosten der Wirtschaft in den Übersee-
gebieten.
Erst spät realisierte der Estado Novo einige traditionelle Forderungen portugie-

sischer Kolonialpolitiker wie die Ansiedlung der europäischen Bevölkerung in
Angola und Mozambique, die von dem wirtschaftlichen Aufschwung beider Ge-
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biete nach dem Zweiten Weltkrieg begleitet wurde. Die gängige Vorstellung von
einem „Sonderweg" des portugiesischen Kolonialismus wird dadurch in Frage ge-
stellt. Statt dessen bleibt festzuhalten, daß das portugiesische Kolonialreich diesel-
be Entwicklung nahm wie die Kolonien aller anderen imperialistischen Groß-
mächte in Afrika: Festlegung der Grenzen, militärische und administrative
Okkupation, wirtschaftliche Ausbeutung. Auch die „archaischen" Produktions-
formen mit Zwangsarbeit und Zwangsanbau fanden sich in den afrikanischen Ko-
lonien Frankreichs oder Belgiens in gleicherWeise und können keineswegs als An-
zeichen für die besondere Rückständigkeit des portugiesischen Kapitalismus gel-
ten. Zwischen den politischen und wirtschaftlichen Zielvorstellungen der europäi-
schen Kolonialmächte auf dem afrikanischen Kontinent bestanden keine prinzipi-
ellen Unterschiede.



Antonio Reis

Revolution und Demokratisierung

Der Sturz der Diktatur am 25. April 1974 war das Werk der Streitkräfte, nicht der
zivilen Opposition. Obgleich die Agonie des spätsalazaristischen Systems seit lan-
gem offensichtlich war, sorgte erst die ausweglose Situation des Kolonialkriegs,
für die das Militär zum Sündenbock gemacht zu werden fürchtete, für den revolu-
tionären Funken. Zwar hatte eine schwere Wirtschaftskrise, die von dem plötzli-
chen Anstieg der Erdölpreise auf dem Weltmarkt ausging und spürbare soziale
Folgen zeitigte, Widerspruch sogar von Seiten der katholischen Kirche ausgelöst,
aber selbst die Kommunistische Partei, die als einzige über einen organisierten Ge-
heimapparat verfügte, war nicht in der Lage, ernsthafte Offensiven zu starten. Die
am 19. April 1973 in Deutschland gegründete Sozialistische Partei, die aus der
Acçâo Socialista Portuguesa (Sozialistische Aktion Portugals) hervorging, war im
Ausland besser organisiert als zu Hause, wo sie sich darauf beschränkte, ihr neues
Programm über ihre Untergrundpresse zu verbreiten. Die extreme Linke war in
viele Fraktionen gespalten, die fast alle maoistisch ausgerichtet und auf das stu-

dentische Milieu begrenzt waren. Nur den Revolutionären Brigaden, die durch ei-
ne Spaltung der in Algerien ansässigen Patriotischen Front der Nationalen Befrei-
ung entstanden waren, gelang es, mit einigen bewaffneten Aktionen gegen mi-
litärische Einrichtungen das Regime zu beunruhigen.
Die liberalen Oppositionsgruppen waren nach einem gescheiterten Treffen im

Sommer 1973 unfähig, eine Organisation zu schaffen. Sie beschränkten sich dar-
auf, ihre Meinung im Expresso und über die SEDES (Studiengesellschaft zur so-
zialen und wirtschaftlichen Entwicklung) zu verbreiten. Der Einfluß anderer
Presseorgane wie der von den Sozialisten beherrschten Tageszeitung Repüblica
oder von Seara Nova, einer monatlich erscheinenden Zeitschrift mit einer Auflage
von 30 000 Exemplaren, in der Sozialisten und Kommunisten zusammenarbeite-
ten, war hingegen deutlich spürbar. Auch die fortschrittlichen Katholiken unter-
nahmen einige gegen das Regime gerichtete Aktionen; die spektakulärste war 1972
eine Mahnwache gegen den Kolonialkrieg in der Capela do Rato in Lissabon, die
zu Gefängnisstrafen und zur Entlassung einiger Teilnehmer aus dem öffentlichen
Dienst führte.
Dennoch war man in den ersten Monaten des Jahres 1974 weit entfernt von ei-

ner dynamischen, politisch organisierten Bewegung wie in den Jahren 1958 oder
auch 1969. Trotz der Streiks für höhere Löhne, die Anfang 1974 durch den starken
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Anstieg der Inflationsrate auf fast 30 Prozent ausgelöst wurden, standen die Zei-
chen eher auf Beruhigung. Nicht die schwache zivile politische Opposition, son-
dern die Ausweglosigkeit des Kolonialkriegs und die daraus resultierende zuneh-
mende Unzufriedenheit der Militärs führte in die Revolution

-

und machte die
Einzigartigkeit des 25. April 1974 aus.

Im Gegensatz zu den bis dahin versuchten Staatsstreichen wurde der Putsch
vom 25. April ausschließlich durch das Militär geplant und ausgeführt. Die Ausar-
beitung des politischen Programms der sogenannten Bewegung der Streitkräfte
(MFA) geschah ohne vorherige Absprache mit der zivilen politischen Opposition,
obgleich die Bildung einer zivilen Übergangsregierung zur Vorbereitung von Par-
lamentswahlen und eine neue Wirtschafts- und Sozialpolitik zur Verteidigung der
Interessen der Arbeiterklasse gegen die Macht der Monopole zu den Hauptforde-
rungen der Offiziere zählten.

Planung und Umsturz

Am 9. September 1973 kamen die oppositionellen Militärs in der Nähe von Evora
unter dem Vorwand einer berufsständischen Veranstaltung zum ersten Mal zu-
sammen. Das Ergebnis war ein von etwa 400 aktiven Offizieren unterzeichnetes
Dokument, das eine kritische Auseinandersetzung mit den integralistischen The-
sen darstellte, welche die Ultrarechten auf dem Kongreß der Kämpfer in Übersee
im Juni 1973 in Porto aufgestellt hatten. Nur so ist zu verstehen, daß sich die Be-
wegung trotz des sukzessiven Nachgebens der Regierung Caetano hinsichtlich der
Standesinteressen des Militärs gegenüber den ehemaligen Angehörigen der Mili-
zen und trotz einer deutlichen Gehaltserhöhung nicht auflöste, sondern noch
schneller politisierte.
Ab Anfang März 1974 schlössen sich die ehemaligen Milizangehörigen der Be-

wegung an und nahmen bereits an dem Treffen in Cascais am 5. März teil. Dort
wurde ein erstes programmatisches Thesenpapier mit dem Titel „Die Bewegung,
die Streitkräfte und die Nation" verabschiedet. Ziel war immer noch, die Militär-
hierarchie und den Präsidenten der Republik dazu zu drängen, den politischen
Forderungen nachzugeben. Aber die Zwangsversetzung einiger Führer der Bewe-
gung und schließlich die Entlassungen von Spinola und Costa Gomes durch die
Regierung beendeten die letzten Illusionen über die Möglichkeit eines legalen Re-
gierungswechsels. Die Empörung über diese Entlassungen führte jedoch zu einer
übereilten Aktion der Anhänger Spinolas: Am 16. März erhob sich das Regiment
von Caldas da Rainha

-

gleichsam ein Test für die Verteidigungsbereitschaft der
Regierung. Major Otelo Saraiva de Carvalho, der sich zusammen mit dem in der
Zwischenzeit auf die Azoren versetzten Hauptmann Vasco Lourenço und dem für
das politische Programm verantwortlichenMajor Vftor Alves die Führung der Be-
wegung teilte, übernahm nun die Vorbereitung des Militärputsches.
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Der Überraschungsfaktor sollte für den Erfolg der geplanten Operation ent-

scheidend sein. Deshalb wurde die Falschinformation lanciert, vor dem Heeresmi-
nisterium sei für den 2. Mai 1974 eine Demonstration der Offiziere geplant, wäh-
rend die politische Polizei sich vor allem auf die gewohnten Demonstrationen
zum 1. Mai konzentrierte. Verteidigungsminister Silva Cunha gab später zu:

„Zwischen dem 16. März und dem 25. April gab es keinerlei Informationen über
das, was vorbereitet wurde."
In genau dieser Zeit wurden das politische Programm und der Operationsplan

fertiggestellt. Ersteres verlangte neben der demokratischen Umgestaltung die Ab-
schaffung der Zensur, die Auflösung der politischen Polizei (PIDE), der Legiäo
sowie der Mocidade Portuguesa und erlaubte die Bildung „politischer Vereinigun-
gen" als „mögliche Ausgangsbasis für spätere politische Parteien". Der Opera-
tionsplan sah die Konzentration von Truppen aus verschiedenen Landesteilen in
Lissabon vor, die Übernahme der Kontrolle über den Hörfunk und das Fernsehen,
über den Flughafen und das Hauptquartier derMilitärregion sowie die Verhaftung
von Regierungsmitgliedern und des Präsidenten. Außerdem wollten sich die Mit-
glieder der Junta zur nationalen Rettung dem Land vor den Kameras des staatli-
chen Fernsehens (RTP) präsentieren.
Die Ausstrahlung zweier Lieder

-

E depots do Adens um 22.55 Uhr am 24. April
und Grândola Vila Morena um 0.25 Uhr am 25. April

-

signalisierte den Beginn
der Operation „Ende des Regimes". Ein in der Kaserne Pontinha installiertes
Übertragungs- und Abhörsystem sicherte die Koordination der Operation. In den
frühen Morgenstunden des 25. April wurden das Fernsehen und der Radio Clube
Português besetzt und die ersten Mitteilungen desMFA ausgestrahlt. Besetzt wur-
den auch die Emissora Nacional, das Hauptquartier der Militärregion von Lissa-
bon, sowie der Flughafen. Um sechs Uhr morgens war der Terreiro do Paço unter
der Kontrolle einer Einheit der Escola Prdtica de Cavalaria (EPC) von Santarém.
Im ganzen Land bemächtigten sich der Bewegung angehörende Offizieremit oder
ohne Zustimmung der entsprechenden Kommandanten ihrer Einheiten. Die ober-
sten Militärs wurden gezwungen, das Heeresministerium zu verlassen. Sie flüchte-
ten sich in die Kaserne der Militärpolizei in Ajuda, die zusammen mit der Cavala-
ria 7 die einzigen wichtigen regierungstreuen Einheiten darstellten.
Inzwischen deutete sich die Gegenoffensive der Regierung an, die eine Einheit

der Cavalaria 7 zum Terreiro do Paço schickte und über wesentlich mehr Waffen
verfügte als die EPC. Hier erwiesen sich die Entschlossenheit und der Mut des
jungen Hauptmanns Salgueiro Maia, der die Einheit der EPC von Santarém kom-
mandierte, als entscheidend: Nachdem er die erste Abteilung der Einheit der Ca-
valaria 7 zur Aufgabe überredet hatte, trat er gegen 10 Uhr morgens dem Bri-
gadier, der die regierungstreuen Kräfte befehligte, entgegen. Dieser zögerte nicht
und gab Schießbefehl. Aber niemand gehorchte ihm, und einige der Panzer stell-
ten sich an die Seite von Salgueiro Maia. In diesem Moment wurde über das Ge-
lingen des Putsches entschieden: Die Schwäche des Regimes und die moralische
Überlegenheit der Revoltierenden wurden deutlich.
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Maia verfügte sich anschließend zur Carmo-Kaserne, um Caetano zur Aufgabe
zu zwingen. Die Reste der Regierungstruppen versuchten mit Hilfe der GNR und
der Einsatzpolizei, Maia am Chiado und dem Camöes-Platz aufzuhalten. Sie hat-
ten jedoch keinen Erfolg, da sie nicht durch die Menschenmenge gelangten, die
sich entgegen der Empfehlungen der Bewegung zwischen diesen Plätzen und dem
Carmo versammelte. Alsbald sahen sich die Regierungstruppen von Panzern aus

Estremoz umstellt. Die GNR zog sich schließlich zurück, und die Angehörigen
der Cavalaria 7 schlössen sich der Bewegung an.

Zwischen 15.00 Uhr und 17.30 Uhr folgten gespannte Verhandlungen zwischen
dem Kommandoposten des MFA in Pontinha sowie Hauptmann Maia auf der ei-
nen und Caetano auf der anderen Seite. Dieser zog es vor, Spinola zu kontaktieren,
den er bat, zum Carmo zu kommen, um ihm die Macht zu übergeben. Nach dem
Einverständnis des MFA akzeptierte Spinola. Caetano und die anwesenden Regie-
rungsmitglieder wurden unter den Pfiffen der Menge in einem Panzer in die Ka-
serne von Pontinha gebracht. Am späten Nachmittag wurden auch die obersten
Militärs verhaftet und die Ubergabe von Lanceiros 2 erzwungen. Um 18.40 Uhr
strahlte RTP das erste freie Telejournal aus und verbreitete die Nachricht des MFA
von der Aufgabe der regierungstreuen Truppen

-

eine Meldung, die das Radio 20
Minuten zuvor gesendet hatte.
Allerdings mußte noch die politische Polizei ausgeschaltet werden, die auf die

Menschenmenge schoß, welche ihren Sitz belagerte. Dabei wurden vier Menschen
getötet und zahlreiche verletzt. Am Morgen des 26. April ergab sich die PIDE,
und erst in der folgenden Nacht wurden die politischen Gefangenen befreit.
In der Nacht vom 25. auf den 26. April entwickelten sich auch schon die ersten

Auseinandersetzungen, in denen Spinola und seine Anhänger gegen die Offiziere
standen, die die Operation zum Sturz des Regimes koordiniert hatten und sich als
Führer der Bewegung sahen. Sie versuchten, sich des Kommandos zu bemächti-
gen, während Spinola sich weigerte, die Anerkennung des Selbstbestimmungs-
rechts der Völker in das kolonialpolitische Programm des MFA zu integrieren.
Unterbrochen wurde diese Diskussion für die Präsentation der Junta vor den
Fernsehkameras von RTP, nachdem Spinola auf Vorschlag von Costa Gomes zum
Präsidenten gewählt worden war. In seiner Proklamation garantierte Spinola das
„Überleben der Nation auf allen Kontinenten"

-

ein klarer Widerspruch zum

MFA-Programm. Spinola stellte alle vor vollendete Tatsachen, und nach einer lan-
gen Diskussion in den Morgenstunden wurde das Programm um 7.30 Uhr an die
nationale und internationale Presse verteilt. Man wolle „die Fundamente für eine
Politik in Übersee legen, die zum Frieden führt", hieß es darin bezüglich der Ko-
lonialfrage.
Die Meinungsverschiedenheiten, die sich schon bei den Vorbereitungstreffen,

besonders in Cascais, gezeigt hatten, traten nun wieder in den Vordergrund. Der
Wunsch nach einer Beendigung des Kolonialkrieges, der wichtigste Antrieb der
Militärbewegung, bestimmte entscheidend den anschließenden politischen Pro-
zeß. Dies war der Ausgangspunkt für die Niederlage der Gruppe um Spinola,
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denn sein Vorschlag zur Lösung des Kolonialproblems garantierte nicht die sofor-
tige Beendigung der Feindseligkeiten. Die schnelle ideologische Radikalisierung
vieler bis dahin kaum politisierter Militärs war unbestreitbar das Produkt dieser
Auseinandersetzung; viele übernahmen nun die Vorstellungen der Befreiungsbe-
wegungen, gegen die sie bis dahin gekämpft hatten. Das Trauma des Krieges führ-
te in kurzer Zeit zur Ablösung des Kolonialmythos, an dessen Stelle eine antiim-
perialistische Ideologie trat.

Jahrzehntelange politische, ideologische und kulturelle Deformation und das
Fehlen demokratischer Praxis hatten die überwältigende Mehrheit der Bevölke-
rung in einen Zustand der Unmündigkeit versetzt. In weniger als zwei Jahren ver-
suchte man, Jahrzehnte europäischer Geschichte in einem Land zu verwurzeln,
das gerade erst aus einem langen Zustand der Lethargie erwacht war und das die
furchtbare Last einer beständigen wirtschaftlichen Rückständigkeit, großer sozia-
ler Ungleichheit und enormen kulturellen Mangels trug.

Die Entwicklung nach dem 25. April
Der Beginn der Demokratisierung Portugals war zunächst von den internen Aus-
einandersetzungen der Militärs geprägt. Schon am 1. Mai 1974 aber wurde die Be-
deutung der Volksbewegung und der Rolle der linken Parteien und Gewerkschaf-
ten deutlich, die sich der Anti-Spinola-Fraktion der Streitkräfte anschlössen, wäh-
rend das rechte politische Spektrum Spinola favorisierte. Nach dem 28. September
1974 versuchten die Kommunistische Partei (PCP) und ihre Verbündeten im
MFA, die Politik gemeinsam zu bestimmen. So weckten sie den Widerspruch der
Sozialisten (PS) und erstes Mißtrauen bei den gemäßigteren Mitgliedern des MFA,
das sich besonders nach dem 11. März und vor allem nach dem 1. Mai 1975 ver-

größerte, als die Absicht der radikalen Militärs und ihrer Parteiverbündeten deut-
lich wurde, revolutionären Veränderungen den Vorzug vorWahlen zu geben.
Spinola ging aus der ersten Runde seines Kampfes mit der Führungsgruppe des

MFA als Sieger hervor. Er konnte seine Position in der Kolonialfrage durchsetzen
und nominierte umgehend Offiziere seines Vertrauens für das Kommando von

Militär und Polizei. Die Tatsache, daß er dank Costa Gomes zum Präsidenten der
Junta und deshalb auch zum Präsidenten der Republik gemacht wurde, erlaubte es

ihm auch, als Ministerpräsidenten der Ubergangsregierung einen seiner Vertrauten
zu nominieren, den liberal-konservativen Adelino Amaro da Costa. Im Gegenzug
sah er sich genötigt, bei der Zusammensetzung der Ubergangsregierung nachzu-
geben und die Beteiligung der Kommunisten

-

vielleicht aus taktischen Motiven

-

an der Seite des MDP/CDE zu akzeptieren. Mit sechs von acht Ministern (drei
vom PS, zwei vom PCP und einem vom MDP/CDE) besaß die Linke die Mehr-
heit im Ministerrat. Die Unterstützung der Bevölkerung, die sich bei den großen
Massenkundgebungen des 1. Mai gezeigt hatte, kam darin zum Ausdruck. Um die
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Führer des MFA besser kontrollieren zu können, entschied sich Spinola, sie in den
Staatsrat

-

ein Organ mit provisorischer verfassunggebender Gewalt
-

zu integrie-
ren.

Die schnelle Neutralisierung des MFA war eine conditio sine qua non für Spi-
nola, wollte er seine Strategie in der Kolonialfrage vorantreiben. Die Führer des
MFA zeigten sich jedoch entschlossen, nicht auf eine aktive Einmischung in den
Prozeß der Entkolonialisierung zu verzichten, um das definitive Ende der Feind-
seligkeiten zu garantieren, das schließlich das Hauptziel ihrer revolutionären Ak-
tion gewesen war.
Freilich wurde das Land längst schon von einer unkontrollierbaren Welle poli-

tischer und sozialer Agitation überrollt; breite Bevölkerungsschichten kämpften
für eine umgehende Verbesserung ihrer Lebensbedingungen und für die Aus-
übung bisher vorenthaltener Rechte. Während die maoistische extreme Linke und
vor allem der MRPP Parolen ausgaben wie: „keine Soldaten mehr für die Koloni-
en", versuchten die Linksparteien ihren Rückhalt in der Bevölkerung zu stärken.
Der PCP eroberte Positionen in den Gewerkschaften und den Medien, und der
MDP/CDE dominierte die Gemeindeverwaltungen. Spinola und Costa, die sich
inzwischen ihrer mangelnden Regierungsautorität bewußt wurden, fürchteten ei-
nen unkontrollierbaren Linksruck. Deshalb planten sie ein Verfassungsreferen-
dum bis zum 31. Oktober 1974 und gleichzeitig die Direktwahl eines Präsidenten.
Dies hätte einen Aufschub der im Programm des MFA vorgesehenen Wahlen zur
Verfassunggebenden Versammlung bis Ende 1976 bedeutet. Der Staatsrat, der der
Position des Koordinationsausschusses des MFA nachgab, lehnte deshalb ab, und
am folgenden Tag, dem 9. Juli, trat Costa als Regierungschef zurück. Seine Erset-
zung durch Oberst Vasco dos Santos Gonçalves, Mitglied im Kontrollausschuß
des MFA, bestätigte die wachsende Macht des MFA; er stellte acht von sechzehn
Ministern der zweiten Regierung.
Der Prozeß der Entkolonialisierung bekam dadurch mächtige neue Impulse.

Spinola sah sich gezwungen, ein vom Staatsrat am 27. Juli verabschiedetes Gesetz
zu akzeptieren, welches das Recht der Völker auf Selbstbestimmung und die Un-
abhängigkeit der Territorien in Übersee anerkannte. Offenbar erkannte der Gene-
ral nun die Undurchführbarkeit seiner Vorstellungen, die auf Ablehnung bei den
Befreiungsbewegungen im Kampfgebiet gestoßen waren. Jedenfalls wurde ihm
angesichts der Situation in Guinea, wo der Gouverneur Carlos Fabiäo schon mit
dem PAIGC über einenWaffenstillstand verhandelte, und inMozambique, wo die
dort stationierten Truppen eine Beschleunigung der Entkolonialisierung forder-
ten, die Notwendigkeit bewußt, den Realitäten Rechnung zu tragen. Nur in
Angola war die militärische Situation noch unter Kontrolle, da die Freiheitsbewe-
gung gespalten war und die weiße Bevölkerung eine gewisse Macht besaß.
In einer Fernsehrede verkündete Spinola, die anstehende Entlassung der Kolo-

nien in die Unabhängigkeit werde „in noch zu vereinbarender Form und Zeit" ge-
schehen. Er bestand also weiterhin darauf, im Entkolonialisierungsprozeß eine
führende Rolle einzunehmen und begann nach Verbündeten zu suchen. Militäri-
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sehe Verbündete wurden allerdings knapp, nachdem am 12. Juli der linke Coman-
do Operational do Continente (COPCON) gegründet und Otelo Saraiva de Car-
valho anvertraut worden war. Spinolas Rückhalt bei den Parteien war nun auf die
extreme Rechte begrenzt, die der Entkolonialisierung noch immer mit völliger
Ablehnung gegenüberstand und mit Spinolas Thesen nur aus taktischen Erwägun-
gen sympathisierte.
Die von den Parteien der extremen Rechten geplante Manifestation der

„schweigenden Mehrheit" am 28. September 1974, die Spinola einen Vorwand zur

Ausrufung des Notstands und zur Machtübernahme liefern sollte, konnte durch
das gemeinsame Vorgehen des COPCON leicht unterlaufen werden. In der Nacht
vom 27. auf den 28. September wurden die wichtigsten Organisatoren verhaftet,
und auf Initiative des PCP errichteten linke Polizeikräfte Barrikaden auf den Zu-
fahrtsstraßen nach Lissabon. Der Koordinationsausschuß des MFA verbot offizi-
ell die Manifestation auf der Praça do Império.
Im Bewußtsein ihres Sieges gingen die Führer des MFA noch weiter, entließen

die drei mit Spinola verbündeten Generäle der Junta und begrenzten zugleich die
Macht des Präsidenten. Spinola versuchte, vom Staatsrat die Ausrufung des Not-
stands zu erreichen; er hatte jedoch keinen Erfolg. So blieb nur noch der Rücktritt,
den er am 30. September in einer dramatischen Ansprache verkündete und dabei
dem Kontrollausschuß des MFA die Verantwortung für Entkolonialisierung und
Demokratisierung aufbürdete. Während der PCP und sein Verbündeter, der
MDP/CDE, diesen Erfolg zur Stärkung ihrer Positionen im Staatsapparat und in
den Medien nutzten, erinnerte der PS an das Versprechen des MFA, bis April 1975
freie Wahlen durchzuführen. Nachfolger Spinolas wurde General Costa Gomes.
Dieser entwickelte eine vermittelnde Strategie, die zur Ubereinstimmung mit dem
Kontrollausschuß des MFA führte, der als der große Sieger aus der Krise vom

28. September 1974 hervorging.
Mit der Entscheidung für die Entlassung der Kolonien in die Unabhängigkeit

begann in der Führung des MFA eine Auseinandersetzung über die Gesellschafts-
ordnung, die in Portugal zu errichten sei: demokratischen Ordnungsvorstellun-
gen, deren Vertreter eine nur vorübergehende Kontrolle durch das Militär vorsa-
hen, stand ein sozialistisch-revolutionäres Gesellschaftsmodell unter Führung ei-
nermilitärischen Avantgarde gegenüber. Während der PCP zunächst die Rolle des
Schlichters bei sozialen Spannungen übernommen und eine aktive Intervention in
dem militärinternen Konflikt vermieden hatte, ging er jetzt zu einem immer of-
fensiveren Verhalten über und erforschte vor allem die Möglichkeit einer Allianz
mit der Gruppe im MFA um Vasco Gonçalves, die sich teilweise ihren strategi-
schen und ideologischen Optionen gegenüber aufgeschlossen zeigte. Gleichzeitig
verstärkte die von der dritten Ubergangsregierung veranlaßte Aufstellung von

Wählerlisten den Einfluß der Parteien, die jetzt ihre Möglichkeiten zur Mobilisie-
rung der Massen erkannten und sich in unverzichtbare Verbündete oder in gefähr-
lichere Opponenten der Militärs verwandelten.
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Machtkampf im Vorfeld der Wahlen

Von Oktober bis Dezember 1974 organisierte sich der MFA als Kollegialsystem,
über dem der sogenannte Rat der Zwanzig stand, der sich aus der JSN, dem Koor-
dinationsausschuß, den fünf Ministern des Militärs der dritten Übergangsregie-
rung und dem Kommandanten des COPCON zusammensetzte. Vervollständigt
wurde dieser Oberste Rat durch die Delegiertenversammlung des MFA („Ver-
sammlung der Zweihundert"), die eine beratende Funktion hatte und in der die
Linie Vasco Gonçalves' die Mehrheit besaß. Der Präsident der Republik verlor da-
mit seine zentrale Machtstellung. Diese Umstrukturierung wurde von dem wach-
senden Einfluß der Verteidiger eines marxistisch-kollektivistischen Modells be-
gleitet, das von den Offizieren der 5. Division im Bulletin des MFA dargelegt und
von der Armee unterstützt wurde. Die Nähe zum PCP wurde dabei immer deut-
licher.
Die Mehrheit der Militärs der Bewegung des 25. April 1974 hingegen verteidig-

te jetzt einen unabhängigen sozialistischen Weg, den weder der PCP, dessen
Führungsanspruch ihnen suspekt war, noch der PS bestimmte, der ihrer Meinung
nach zu sehr von der europäischen Sozialdemokratie durchdrungen war. Daneben
entstand eine Gruppierung, die sich aus Teilen wichtiger Operationseinheiten der
Militärregion Lissabon um den COPCON und um Otelo bildete, die auf einen
sozialistisch-populistischen, antibürokratischen und basisorientierten Weg setzte
und Verbindungen zum Partido Revoluciondrio do Proletdrio (PRP) und zur

Uniäo Democrdtica Popular (UDP) hatte.
Im Bewußtsein der wirtschaftlichen und sozialen Krise entschloß sich die dritte

Übergangsregierung zu einigen großen Strukturreformen. Außerdem wagte sie ei-
nige Maßnahmen zur Verbesserung der sozialen Rechte der Arbeiter. Unter der
Leitung des Ministers Melo Antunes wurde nun ein Ausschuß gegründet, der ein
Programm zurWirtschafts- und Sozialpolitik erstellte, das als Melo-Antunes-Plan
bekannt wurde. Der Ausschuß favorisierte eine Mischwirtschaft und sah eine
Staatsbeteiligung von 51 Prozent an den wichtigsten Industriebetrieben und Geld-
instituten vor. Man plädierte für ein Bündnis zwischen der Mittelschicht und den
Arbeiterklassen, gegen den radikalen Klassenkampf und für einen von den Super-
mächten unabhängigen Weg.
Die Diskussion über diese Vorschläge innerhalb der Regierung und des Rats der

Zwanzig machte die ideologischen Differenzen innerhalb des MFA deutlich und
führte zu einer Aufspaltung. Die Debatte schädigte das Vertrauen der Wirtschaft
in die Politik, der Rückzug von Investitionen und Kapitalflucht ins Ausland wa-

ren die Folge. Am 7. Februar 1975 wurde der Melo-Antunes-Plan verabschiedet,
obwohl Vasco Gonçalves für radikalere Lösungen

-

wie die Verstaatlichung der
wichtigsten Produktions- und Finanzsektoren

-

eintrat. Unterstützung dagegen
kam aus den Reihen der Confederagäo da Indüstria Portuguesa (CIP).
Parallel dazu fanden zwischen Oktober 1974 und Januar 1975 die Kongresse der

wichtigsten politischen Parteien statt, um die Programme und Strategien für die
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Wahl zur Verfassunggebenden Versammlung festzulegen. Während PS und PSD
ihre Programme überraschend nach links radikalisierten und Eingriffe des Staates
in die Wirtschaft forderten, waren die Kommunisten vorsichtiger; die Forderung
nach der „Diktatur des Proletariats" tauchte in ihrem Programm nicht mehr auf.
Die Bekanntmachung des Parteien- undWahlgesetzes führte zu einer stärkeren lo-
kalen Verankerung der wichtigsten Parteien, deren Anzahl sich vervierfachte. Am
9. Dezember 1974 wurde mit der Erstellung der Wählerlisten begonnen.
Die Wahlen zur Verfassunggebenden Versammlung führten zu den ersten deut-

lichen Meinungsverschiedenheiten zwischen Sozialisten und Kommunisten. Der
PS beschuldigte den PCP, er benutze den MDP/CDE als sein Wahlinstrument.
Die Kommunisten bezeichneten umgekehrt die Haltung des PS als „spalterisch",
und am 18. Januar 1975 äußerte ihr Vorsitzender Cunhal erstmals Zweifel am frei-
en Charakter der Wahl

-

besonders in jenen Landesteilen, in denen seine Partei
sich gegen die alten Machthaber verteidigen mußte. Im Februar begann eine Ver-
sammlung aus Delegierten des Rats der Zwanzig und der politischen Parteien mit
der Ausarbeitung von Leitlinien zur Integration des MFA und seiner Organe in
den Machtapparat. Hier kündigte sich die Dominanz der Militärs über die neue

Regierung an. Es blieb ungewiß, ob der MFA sich als Motor der Revolultion ver-
stehen oder ob er sich darauf beschränken würde, über die Ausführung seines
Programms zu wachen.
Auch in der Gewerkschaftsfrage kam es zu Auseinandersetzungen. PS und PPD

mißfiel das Vorhaben des kommunistischen Staatssekretärs für Arbeit Carlos Car-
valhas, der eine Einheitsgewerkschaft plante und auf diesem Weg den Kommuni-
sten eine beherrschende Rolle zuzuschreiben suchte. Der sozialistische Justizmi-
nister Saigado Zenha eröffnete mit einem Artikel und offenen Briefen im Didrio de
Noticias (10. und 11. Januar 1975) eine Kampagne für „gewerkschaftliche Einheit
in Freiheit" und wehrte sich gegen die Einrichtung einer Einheitsgewerkschaft auf
dem Verwaltungsweg. Am 15. Januar veranstaltete der PS seine bis dahin größte
Versammlung im überfüllten Pavilhäo dos Desportos in Lissabon als Antwort auf
die Massenversammlung der CGTP-IN am Vorabend. Der Rat der Zwanzig ent-
schied sich schließlich nach einer langen Debatte für die Einheitsgewerkschaft.
Zum ersten Mal reagierte der PS mit deutlicher Ablehnung auf eine Entscheidung
des MFA und vollzog gleichzeitig eine Annäherung an die Gruppe um Spinola.
Am 21. Januar verabschiedete die Regierung das Wahlgesetz und legte einenWahl-
termin im April fest; auf diese Weise sollten die Sozialisten und Sozialdemokraten
beruhigt werden, die mit ihrem Rückzug aus der Regierung gedroht hatten. Das
Klima des Mißtrauens in der Regierung, besonders zwischen Kommunisten und
Sozialisten und in der Führungsspitze des MFA, setzte sich fort. Die Anhänger
Spinolas sahen jetzt den Moment gekommen, den am 28. September verlorenen
Einfluß zurückzugewinnen. Erneut wurde in den Kasernen agitiert, und auch von
Umsturz war die Rede.
Die Gruppe um Spinola verfolgte eine Doppelstrategie: einerseits setzte sie auf

die Möglichkeit einer Veränderung des Kräfteverhältnisses innerhalb des MFA
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durch die bevorstehenden Wahlen: andererseits schloß sie auch einen Putsch nicht
aus
-

als Präventivschlag gegen eine von den kommunistischen Militärs erwartete

Operation. Parallel dazu reorganisierte sich die extreme Rechte, die in Spanien
Anfang Januar ein Heer zur Befreiung Portugals (ELP) gründete, das gewaltsam
vorgehenwollte und seine kritische Haltung gegenüber Spinola nicht verhehlte. In
Portugal selbst erarbeitete eine Gruppe der Luftwaffe um Kaülza einen Putsch-
plan, der dem Informationsdienst des MFA bekannt wurde. Dort kalkulierte man,
daß eine überstürzte Aktion rechter Militärs nicht nur leicht zu unterdrücken wä-
re, sondern auch als Vorwand einer Radikalisierung dienen könnte, und stellte ei-
ne Falle, indem man das Gerücht lancierte, COPCON und LUAR bereiteten sich
darauf vor, etwa 500 Offiziere und 1 000 Zivilisten der Rechten zu liquidieren, das
berüchtigte „Ostergemetzel". Spanische und französische Geheimdienste verbrei-
teten das Gerücht, was Spinola endgültig überzeugte, sich der Gruppe Kaülza de
Arriagas und dem ELP anzuschließen. Der ELP allerdings zog sich aus Furcht vor
einer Niederlage am 9. und 10. März zurück, während sich Spinola trotz der Skep-
sis ihm nahestehender Offiziere von der Gruppe Kaulza mitziehen ließ. Tatsäch-
lich konnte der Operationsplan noch nicht einmal mit der garantierten Unterstüt-
zung entscheidender Einheiten wie den Comandos und der Escola Prdtica de Ca-
valaria de Santarém rechnen. Die Putschisten beschränkten sich auf die Bombar-
dierung und Belagerung des RALIS, die Übernahme des Kommandos der GNR
von Carmo und die Schließung des Rddio-Clube Português in Porto Alto, wäh-
rend die 5. Division die Bevölkerung mit Hilfe anderer Sender mobilisierte. Der
Putsch scheiterte, Spinola und die Hauptverantwortlichen flüchteten mit vier
Hubschraubern von Tancos nach Spanien. Die Ausrufung des Notstands, der Er-
laß einer neuen Verfassung und eine Volksbefragung mit dem Ziel, Spinola in Di-
rektwahl zum Präsidenten der Republik zu machen, waren gescheitert. Von nun

an war der Weg für die radikaleren Gruppen innerhalb des MFA frei, die diesen
zur treibenden Kraft des Demokratisierungsprozesses machen wollten.
Die Auseinandersetzungen zwischen den Verfechtern einer parlamentarischen

Demokratie und jenenMilitärs, die für Veränderung auf demWege der Revolution
kämpften, eskalierten. Im Gegenzug für revolutionäre Maßnahmen, die auf insti-
tutioneller und auf wirtschaftlicher Ebene getroffen wurden, konnte aber eine Zu-
stimmung zu den Wahlen für die Verfassunggebende Versammlung erreicht wer-
den.
In den berühmten „wilden Versammlung" des MFA in der Nacht vom 11. auf

den 12. März, bei der praktisch jeder erscheinen konnte, wurde in tumultartiger
Atmosphäre die Säuberung des Militärs von den an dem Putsch beteiligten Offi-
zieren beschlossen. Darüber hinaus einigte man sich auf die Institutionalisierung
des MFA durch die Schaffung eines Revolutionsrates mit 25 Mitgliedern und auf
eine Umstrukturierung der Versammlung des MFA, die nun, erweitert um Unter:
Offiziere und einfache Soldaten, 240 Mitglieder hatte. Die Gruppe der Gonçalvi-
sten sicherte sich in beiden Organen die Mehrheit, auch wenn ein Manöver zur
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Entfernung einiger wichtiger Repräsentanten der moderaten unabhängigen Sozia-
listen nicht gelang. In der Folge wurde die Ubergangsregierung umgeformt, so daß
die Rückkehr des MDP/CDE und die Präsenz einiger Unabhängiger links vom PS
gesichert war, um das Kräfteverhältnis zugunsten der Anhänger des Kollektivis-
mus zu verändern. Die Regierung wurde nun zu einer Art Exekutivorgan des Re-
volutionsrates. Schließlich wurden auch die Verstaatlichungen durchgesetzt und
der Melo-Antunes-Plan verdrängt. Während zur gleichen Zeit die Enteignung der
Großgrundbesitzer vorbereitet wurde, fanden im Alentejo die ersten Landbeset-
zungen statt. Jetzt war der „Weg des Übergangs zum Sozialismus" frei, von dem
der Revolutionsrat am 11. April gesprochen hatte. Die Bevölkerung begann mit
Unterstützung des COPCON mit der Selbstverwaltung von mehreren hundert
Fabriken und der Besetzung leerstehender Häuser.
Dieser Dynamik konnte die bald anstehende Wahl zur Verfassunggebenden

Versammlung nur schaden. Dem Versuch, die Wahl zu annullieren, war jedoch
dank der Opposition von Costa Gomes und den Gemäßigten kein Erfolg beschie-
den. Der Verfassungstext dagegen war von der revolutionären Linie des MFA be-
einflußt. Der Revolutionsrat und die Versammlung des MFA sollten mit weitrei-
chenden Machtbefugnissen ausgestattet werden. Aus taktischen Gründen unter-

warfen sich PS, PPD und CDS diesen Forderungen. Sie waren überzeugt, daß die
Wahlen zur Verfassunggebenden Versammlung eine Möglichkeit schaffen würden,
innerhalb kurzer Zeit den Einfluß der Militärs zurückzudrängen. DerWahlkampf
bedeutete schließlich für die politischen Parteien die große Gelegenheit, ihre Posi-
tion zu stabilisieren und auszubauen. Tausende von Wahlveranstaltungen in allen
Bezirken, unzählige Plakate, Fernsehen und Radio brachten die Botschaften unter
die Bevölkerung, die zum ersten Mal frei wählen konnte. Aus Angst vor dem Ein-
fluß der Kirche und der alten konservativen Eliten rief die 5. Division jene, die sich
nicht für eine Partei entscheiden konnten, zur Abgabe eines leeren Stimmzettels
als „Vertrauensvotum für den revolutionären Prozeß" auf.
Das Wahlergebnis zeichnete allerdings ein Bild der politischen Situation des

Landes, das sich sehr von den Wünschen der Radikalen im MFA unterschied: Nur
7 Prozent gaben einen leeren Stimmzettel ab oder enthielten sich der Stimme, der
MDP/CDE blieb bei 4 Prozent, der PCP kam nicht über 12,5 Prozent. Gewinner
war der PS mit 37,8 Prozent der Stimmen, der PPD belegte den zweiten Platz mit
26,4% Prozent. Viertgrößte Partei wurde der CDS mit 7,6 Prozent. Die extreme
Linke erhielt fast keine Stimmen, nur die UDP stellte mit 0,7 Prozent einen Abge-
ordneten. DieWahlbeteiligung warmit 91,2 Prozent außerordentlich hoch. Damit
hatten die Portugiesen am 25. April 1975, genau ein Jahr nach der Revolution, ein
klares Zeichen für die politische Zukunft des Landes gesetzt, das die bisherige
Mehrheit des Revolutionsrates aber nicht akzeptieren wollte. Indem sie die Stim-
men für den PS zu den Stimmen für die übrigen linken Kräfte rechnete, schloß
sie auf die „feste Entschlossenheit des portugiesischen Volkes, in Richtung Sozia-
lismus zu marschieren". Diese Interpretation enthielt auch eine Aufforderung an

den PS, sich für die radikal-revolutionäre Position zu entscheiden und sozialde-
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mokratischen Tendenzen zu widerstehen. Der PS betonte jedoch seine Unabhän-
gigkeit und Treue zu dem pluralistischen demokratisch-parlamentarischen Mo-
dell.

Erneute Krisen und Parlamentarisierung

Das Auseinanderbrechen des MFA und komplexe Bündniskonstellationen waren

die Folge. Der Führungsanspruch des Militärs wurde durch das Wahlergebnis in
Frage gestellt. Durch das Bestehen auf Unabhängigkeit verschärfte der PS dieWi-
dersprüche zwischen der gemäßigten und der radikalen Fraktion im MFA. Im Na-
men eines gemeinsamen militärischen Avantgardismus kam es zu recht merkwür-
digen Allianzen zwischen der prokommunistischen Fraktion von Vasco Gonçal-
ves und der anarcho-populistischen Fraktion von Otelo, wobei der PCP das Risi-
ko einging, sich unterzuordnen. Die Mehrheit der Arbeiterklasse im Großraum
Lissabon und das Landproletariat des Alentejo unterstützten einen vom PCP ge-
führten Block. Auf der anderen Seite stand die Mehrheit des Bürgertums und der
Kleinbürger, der Angestellten im Dienstleistungsbereich, der Bauern und der Ar-
beiterklasse in den übrigen Landesteilen, angeführt vom PS mit Unterstützung des
PPD, des CDS und des MRPP.
Knapp eine Woche nach den Wahlen kam es zu Zusammenstößen zwischen

Kommunisten und Sozialisten bei der Veranstaltung zum 1. Mai, als Mario Soares
von Führern der Intersindical (CGTP-IN) am Betreten der Bühne gehindert
wurde. Dies war der Beginn der Feindseligkeiten zwischen dem PS auf der einen
und dem Revolutionsrat und dem PCP auf der anderen Seite. Während am 19. Mai
die Versammlung des MFA den PS kritisierte und PPD und PCP lobte, wurde der
Fall der Zeitung Repüblica bekannt: eine mit der extremen Linken verbundene Ar-
beiterkommission hatte zusammen mit einem Direktor ihres Vertrauens eine Aus-
gabe publiziert, nachdem sie den Rücktritt des dem PS nahestehenden Direktors
und der Redaktionschefs gefordert hatte. Die Setzer forderten das Recht, in die
ideologische Orientierung des Blattes eingreifen zu können, was dem neuen Pres-
serecht entgegenstand. Der PS beschuldigte den PCP der Mitschuld an dieser Ak-
tion. Dem Minister für Medien, Kommandant Jesumo, gelang es nicht, die Setzer
von ihrem Vorhaben abzubringen: die Räume der Zeitung wurden schließlich ver-
siegelt. Aus Protest entschlossen sich die sozialistischenMinister, ihre Sitze imMi-
nisterrat aufzugeben. Der COPCON allerdings ermöglichte den Setzern die
Rückeroberung der Repüblica, und am 10. Juli gaben diese unter der Leitung eines
inzwischen vom Revolutionsrat nominierten Oberst eine Ausgabe heraus.
Der PS, der in mehreren Sitzungen des Revolutionsrats vor der zunehmenden

Einschränkung der Freiheiten, insbesondere in den Medien und bei den Gewerk-
schaften, gewarnt hatte, hielt nun weitere Gespräche für aussichtslos und zog sich
aus dem Regierungsbündnis zurück; einige Tage später folgte ihm der PPD. Am
18./19. Juli veranstaltete der PS zwei Großdemonstrationen in Lissabon und Por-
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to, auf denen Soares den Rücktritt von Vasco Gonçalves forderte und eine Reak-
tion der 5. Division provozierte, die jetzt eine Propagandaaktion „Kamerad Vas-
co" zur Vermittlung zwischen Volk undMFA begann. Die katholische Kirche, der
vom Revolutionsrat die Rückgabe von Radio Renascença verweigert worden war,
nutzte ebenso wie die Rechtskonservativen die Gelegenheit, um den Widerstand
des PS zu unterstützen. Letztere stifteten sogar zu Anschlägen auf Parteilokale der
Linken im Norden und im Zentrum des Landes an.

Die gemäßigte Fraktion im MFA begriff nun, daß die Erhaltung der Einheit der
Bewegung nicht mehr möglich war, so wie sie es noch im Juni mit der Ausarbei-
tung eines Kompromisses, dem Piano de Acgäo Politica (PAP) versucht hatte. Die-
ses Dokument schrieb den Führungsanspruch des MFA als „überparteiliche Be-
freiungsbewegung des portugiesischen Volkes" fest. Tatsächlich aber wurde von

der Versammlung des MFA am 8. Juli ein Leitfaden verabschiedet. Die Gruppen
um Otelo und Gonçalves setzten darin auf ein direktes Bündnis zwischen Volk
und MFA durch überparteiliche Organisationen. Die Kommunistische Partei be-
gegnete dieser Lösung reserviert, da sie fürchtete, an Einfluß zu verlieren. Das Do-
kument stand im Gegensatz zu dem Verfassungstext, der von den gewählten Ab-
geordneten ausgearbeitet worden war; die Verfassunggebende Versammlung wur-
de dadurch sinnlos. Seit dem Beginn ihrer Arbeit war sie bevorzugtes Angriffsziel
von Parteien und Militärs. Jetzt gab es keine Zweifel mehr, daß die Rückgabe der
Macht an rechtmäßige, in freien Wahlen gewählte zivile Institutionen verhindert
werden sollte.
Am 23. Juli löste Vasco Lourenço die Gegenoffensive aus. In einer Versamm-

lung mit den Delegierten der Infanterie und der Heeresversammlung wurde der
Rücktritt des Premierministers Vasco Gonçalves durchgesetzt und die Auflösung
der 5. Division, die ihn unterstützt hatte, gefordert. Vasco Gonçalves erreichte die
Gründung eines Direktoriums, das aus ihm selbst, Costa Gomes und Otelo be-
stand. Dort konzentrierte sich nun die Macht, die bisher der Revolutionsrat besaß.
Die Gemäßigten im MFA weigerten sich jetzt, die Entscheidung zu akzeptieren.
Die PS kritisierte den verfassungswidrigen Charakter des Direktoriums und for-
derte die Gründung einer Regierung der nationalen Rettung. Der gemäßigte Flü-
gel veröffentlichte am 7. August das sogenannte „Dokument der Neun"

-

(in An-
spielung auf die neun Berater der Revolution), in dem er sich der Kritik der Sozia-
listen anschloß. Der „bürokratische Sozialismus" des Ostens wurde ebenso wie
die Sozialdemokratie abgelehnt und „ein nationales Projekt für den Übergang
zum Sozialismus" unter der Führung des MFA gefordert. Das Dokument verlang-
te die Ablösung der „Führungsmannschaft" des MFA, die man für unglaubwürdig
und regierungsunfähig hielt. Trotz der ablehnenden Haltung von Costa Gomes
unterstützten bald darauf 80 Prozent der Offiziere diese Position. Vasco Gonçal-
ves und Costa Gomes entschieden sich für die Suspendierung der Verfasser vom
Revolutionsrat, erhielten dafür jedoch keine Unterstützung von Otelo.
In dieser Situation übernahm erneut das Militär die politische Initiative; die Un-

terstützung durch die konservativen Parteien und die katholische Kirche, bereite-
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te den Weg für die Durchsetzung des gemäßigten Flügels im MFA. In einer Ge-
genoffensive der Neun versuchten sie, durch eine Allianz mit Otelo die Gruppe
der Gonçalvisten zu isolieren. Dieser hatte in einer dramatischen Flucht nach vor-
ne die fünfte Übergangsregierung gebildet, die aber nur über unzureichende poli-
tische Unterstützung verfügte. Otelo verbot Vasco Gonçalves den Besuch der von
ihm kommandierten Militäreinheiten und riet ihm nach der Rede, die Gonçalves
am 18. August in Almada gehalten hatte, zu einer „sehr langen Ruhepause". Am
25. August gab Costa Gomes schließlich dem Druck der Neun nach: nach dem
Scheitern der Lösungmit Fabiäo ernannte er Pinheiro de Azevedo, Regimentschef
der Marine, anstelle von Vasco Gonçalves zum Premierminister, der zum Befehls-
haber der Streitkräfte nominiert wurde. Zwei Tage später umstellten Kräfte des
COPCON die Kasernen der 5. Division

-

ein weiterer schwerer Schlag für die
Fraktion der Gonçalvisten, deren Unterstützung sich immer mehr auf die Marine
beschränkte. Während der PCP die Annäherung an die extreme Linke suchte

-Ausdruck dafürwar der kurzlebige Freute Unidade Revoluciondria (FUR) -, zeig-
te sich Mario Soares bereit, die Regierung Pinheiro de Azevedo zu unterstützen.
Nach der demokratischen Umgestaltung der Heeres- und Luftwaffenversamm-

lung wurde in den ersten Septembertagen auch der MFA demokratisiert. Am
5. September sah sich die Versammlung des MFA in Tancos genötigt, die Be-
schlüsse zu ratifizieren, die den Gemäßigten im Revolutionsrat eine deutliche
Mehrheit verschaffte. Der geschlagene Gonçalves verzichtete sogar auf eine No-
minierung für den CEMGFA; das Bündnis zwischen den Neun und Otelo hatte
zur Marginalisierung des prokommunistischen Sektors im MFA geführt.
Mit der Ausschaltung des gemeinsamen Gegners fand diese Allianz jedoch ein

Ende. Die Neun versuchten, den erzielten Erfolg auszunutzen und ersetzten den
Kommandanten der Militärregion Nord durch einen Mann ihres Vertrauens, Ge-
neralmajor Pires Veloso. Mit ihrer Beteiligung an der sechsten Regierung versuch-
ten sie im Verbund mit dem PS gegen die ständige Mobilisierung der Kommuni-
sten und der extremen Linken Front zu machen. Otelo und COPCON hielten
nun den Moment für gekommen, die Vorgaben des berühmten „Leitfadens" in die
Praxis umzusetzen und die angekündigte „bewaffnete Volksmacht" aufzustellen.
Jetzt übernahm die extreme Linke die Initiative und versuchte, das Militär über
den Partido Revoluciondrio do Proletariado (PRP) zu instrumentalisieren. Zur
gleichen Zeit nährte sie in Allianz mit dem PCP vor allem durch die Arbeiterkom-
missionen im Großraum Lissabon ein permanentes Klima politischer und sozialer
Agitation, das beispielsweise bei einer Protestaktion gegen Franco zur Plünderung
der spanischen Botschaft führte. Die Gonçalvisten schlössen sich aus taktischen
Gründen Otelo und dem COPCON an. Die Kommunisten beteiligten sich wei-
terhin an der sechsten Regierung, unternahmen aber alles, um die Regierung zu

lähmen und eine Neuformierung der politischen und militärischen Führungsspit-
ze durchzusetzen. Ihre Furcht vor einem Putsch der Rechten nahm ständig zu.

Die Putschpsychose beider Seiten wurde permanent von den Medien genährt.
Die Neun hatten bereits im August eine Gruppe gegründet, der Oberstleutnant
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Eanes angehörte und die einen militärischen Interventionsplan vorbereiten sollte.
Am 30. September wurden die mit COPCON verbundenen Einheiten in Alarm-
bereitschaft versetzt, und am folgenden Tag enthüllte die Zeitung O Século einen
„Plan der Hauptleute", der zur Ablösung Otelos führen sollte.
Im Norden und auf den Inseln verübten Separatisten und rechtsextreme Grup-

pen Bombenanschläge. Gleichzeitig nahmen in Lissabon die Spannungen ständig
zu. Der Demonstration des PS auf dem Terreiro do Pago zur Unterstützung der
sechsten Regierung am 9. November folgte zwei Tage später die Belagerung des
Paldcio de S. Bento durch Bauarbeiter; diese brachten die Abgeordneten der Ver-
fassunggebenden Versammlung, den Premierminister und einen Teil der Regie-
rung für fast 24 Stunden in ihre Gewalt. Für die Regierung bedeutete diese Aktion
einen schweren Autoritätsverlust. Am 16. November, einem Sonntag, fand in Lis-
sabon eine Großdemonstration statt, die von den Arbeiterkommissionen des In-
dustriegürtels unter Beteiligung des Landproletariats aus dem Alentejo organisiert
worden war. Diese Demonstration wurde von Otelo ausdrücklich unterstützt.
Drei Tage später löste sich die Regierung selbst auf und forderte von Costa Gomes
Garantien für eine Unterstützung der Militärs, um regieren zu können. Dieser
weigerte sich, die militärischen Kommandos neu zu besetzen, da er die Auslösung
eines Bürgerkriegs befürchtete.
In den Morgenstunden des 25. November besetzten Fallschirmjäger in einer

Blitzaktion alle Luftbasen des Landes, mit Ausnahme von Cortegaça und des
Kommandos der 1. Luftwaffenregion von Monsanto. Zwei Entscheidungen gin-
gen dieser Aktion voraus: Der Revolutionsrat hatte es gewagt, Vasco Lourenço
zum Kommandanten der Militärregion Lissabon anstelle von Otelo zu nominie-
ren; Lourenço ließ bekanntmachen, daß er unverzüglich die mangelnde Disziplin
einiger Einheiten beenden und die entsprechenden Kommandanten ersetzen wer-

de. Die betroffenen Einheiten, die im COPCON vereint waren, widersetzten sich
den Nominierungen, die aber in der Versammlung des Revolutionsrats am 24. No-
vember bestätigt wurden. Auf dieser Versammlung wurde auch die Auflösung der
Fallschirmjägerschule in Tancos beschlossen, um die Befehlsverweigerung von

Teilen dieses Bataillons zu beenden. Sie forderten den Rücktritt des Regiments-
chefs und des Kommandanten dieser Luftwaffenregion und der Revolutionsbera-
ter der Gruppe der Neun aus ihrer Abteilung. Der RALIS übernahm kurz darauf
die Kontrolle über die Zufahrten der Autobahn nach Norden, aber im COPCON
kamen Otelo erste Zweifel, er zog sich zurück. Die Gemäßigten und ihre Opera-
tionsgruppe sahen die Gelegenheit zur Ausführung ihres eigenen Plans gegen ei-
nen Staatsstreich gekommen und bezogen ihren Kommandoposten im Regimento
de Comandos in Amadora. Costa Gomes versuchte noch, mit den Fallschirmjä-
gern zu verhandeln, aber unter dem Druck der Gemäßigten, die ihm ihre operati-
ve Überlegenheit demonstrierten, rief er für den Großraum Lissabon den Not-
stand aus und gab so grünes Licht für die Aktionen zur Niederschlagung des Auf-
stands. Zugleich gelang es ihm, die gonçalvistischen Berater der Marine zu über-
zeugen, ein Eingreifen der Infanteristen zugunsten der Revoltierenden zu vermei-
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den; Gruppen, die der Kommunistischen Partei nahestanden, löste er auf. Ohne
Koordination wurden die Aufständischen schnell besiegt, die Fallschirmjäger aus
Monsanto vertrieben und am folgenden Tag die Militärpolizei zur Aufgabe ge-
zwungen. Am 27. November wurde COPCON besetzt, die Offiziere festgenom-
men. Auch in Tancos kapitulierten die Fallschirmjäger.
Die Haltung von Costa Gomes, der alles tat, um einen allgemeinen Konflikt zu

verhindern, und von Otelo, der sich selbst des Amtes enthob und im letzten Au-
genblick die Aufständischen sich selbst überließ, erleichterte schließlich die Auf-
gabe der Gemäßigten und ihrer Operationsgruppe. Auch konnten so Absichten
rechter Militärs verhindert werden, die hinter den Neun abwarteten, um die
Linksparteien zu verbieten. Der 25. November war das Produkt einer überstürz-
ten Aktion des linken Extremismus. Der Angriff der Kommunisten und Gonçal-
visten auf die Gemäßigten mußte mißlingen, da diese seit langem auf eine solche
Situation vorbereitet waren. Von nun an blieben alle Hebel der Macht in den Hän-
den dieser Gruppe, die ihre Mehrheit im Revolutionsrat durch die Ablösung von

Otelo als Regimentschef der Marine noch vergrößerte.
Diese Ereignisse stellten nicht nur einen Triumph des gemäßigten Sektors im

MFA dar, sie bedeuteten auch eine Einladung an konservative und rechtsgerichte-
te Kreise, Einfluß zurückzugewinnen und den Ubergang zu einer parlamentari-
schen Demokratie ohne Kontrolle des Militärs oder zumindestmit nur begrenzter
Einmischung des MFA zu erreichen. Deshalb waren die siegreichen Militärs nicht
nur bemüht, sofort der rechten Dynamik Einhalt zu gebieten, sondern auch die
Rolle des MFA als „Träger eines nationalen Projekts des friedlichen Ubergangs
zum Sozialismus" zu retten, „an dem alle Parteien mitarbeiten", inklusive der
Kommunistischen Partei (Melo Antunes). Diese immer noch avantgardistische
Konzeption des MFA mußte trotz des Respekts vor einem pluralistischen Parla-
mentarismus Vorbehalte und sogar Widerspruch bei den Parteien wecken, die ei-
nen westlichen demokratischen Parlamentarismus verteidigten und die Zeit ge-
kommen sahen, die Grundlage des Verfassungsabkommens im Kontext eines nun
völlig veränderten Kräfteverhältnisses zwischen politischen und militärischen
Kräften neu zu verhandeln. Die Kompromißlösung, die in langen Verhandlungen
zwischen dem 11. Dezember 1975 und dem 26. Februar 1976 gefunden wurde, eli-
minierte die Versammlung des MFA und reduzierte die Macht des Revolutionsra-
tes. Außer der alleinigen Aufsicht über das Militär standen ihm nun nur noch be-
ratende Funktionen zu. Den Parteien gelang es, ihren Einfluß als rechtmäßige Re-
präsentanten des Volkswillens geltend zu machen. Die gleichzeitige Reorganisa-
tion der Streitkräfte und die Wiedereinführung der militärischen Hierarchie min-
derten ebenfalls den Einfluß der Gruppe der Neun zugunsten konservativ ausge-
richteter Offiziere. Am 2. April 1976 wurde schließlich die neue Verfassung ver-

abschiedet
-

gegen die Stimmen des CDS. Das Modell einer pluralistischen, semi-
präsidialen Demokratie beinhaltete rechtsstaatliche Garantien und legte die Regie-
rung auf die Programme der in den Wahlen siegreichen Parteien fest.
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Bei den erstenWahlen am 25. April 1976 siegte wiederum der PS mit 35 Prozent
der Stimmen, gefolgt vom PPD mit 24 Prozent. Der CDS überholte mit 16 Pro-
zent der Stimmen den PCP, der auf Kosten des MDP immerhin noch 14 Prozent
erreichte. Der MDP war damit nicht mehr im Parlament vertreten, während die
UDP ihren einzigen Abgeordneten behielt. DieWahlen bedeuteten die öffentliche
Anerkennung der bedeutenden Rolle des PS für den Demokratisierungsprozeß.
Der Staatspräsident wurde in direkter Wahl gewählt. Eanes, der auf Grund seiner
Haltung am 25. November und bei der anschließenden Reorganisation des Heeres
als Regimentschef die Unterstützung von PS, PPD und CDS erhielt, wurde am

27. Juni mit 60 Prozent der Stimmen gewählt, während Otelo mit der Unterstüt-
zung der extremen Linken und einem Teil der kommunistischen Wähler 16 Pro-
zent erreichte. Eanes beauftragte Mario Soares mit der Regierungsbildung und ak-
zeptierte die von diesem vorgeschlagene Minderheitsregierung.



José Medeiros Ferreira

Das Ende der afrikanischen Frage

Der Philosoph Eduardo Lourenço widmete in seinem Buch Labirinto da Saudade
einige Seiten dem Verhältnis der Portugiesen zur Entkolonialisierung. In dem Es-
say schrieb Lourenço: „Durch das Kolonialreich wurden wir andere, aber auf so
besondere Weise, daß es in der Stunde, da die imperiale Komponente unserer Vor-
stellung amputiert wurde

-

wir erlebten diese Amputation als freiwillig -, schien,
als hätte es diese berüchtigte imperiale Existenz nie gegeben und als berührte uns

der Rückzug in die engen und dunklen Mauern des kleinen lusitanischen Hauses
nicht."1 Lourenço schrieb diese Zeilen zwischen Sommer 1977 und Frühjahr 1978
in S. Pedro in Portugal und Vence in Frankreich. Heute ist die „imperiale Vorstel-
lung" einigen nicht so fremd, wie sie damals schien.
Die afrikanische Frage war das zentrale Problem Portugals und bildete den An-

laß für den Aufstand der Streitkräfte. Der damalige General Costa Gomes be-
stätigt dies: „Was die Revolte des 25. April unvermeidbar machte, war die Not-
wendigkeit, das Kriegsproblem in Afrika zu lösen. Die Forderungen der Berufsof-
fiziere waren fast vollständig erfüllt worden. (...) Das Problem der Kolonien war
nicht nur das drängendste, sondern auch das den Offizieren am besten vertraute,
und deshalb kamen sie zu dem Schluß, daß es nur nach dem Sturz des damaligen
Regimes gelöst werden könnte."2
Wegen der Entkolonialisierung brachen die Offiziere der Bewegung der Streit-

kräfte (MFA) mit General Spinola, und diese Frage war auch bei der Erstellung ih-
res Programms entscheidend. Aber Spinola gelang es, das in der ursprünglichen
Fassung enthaltene Selbstbestimmungsrecht der Kolonien zu umgehen. Der Be-
such von UNO-Generalsekretär Kurt Waldheim in Lissabon Anfang August 1974
unterstrich die internationalen Forderungen nach einer raschen Entkolonialisie-
rung; ein weitergehendes Engagement der Vereinten Nationen ergab sich aus die-
sem Besuch jedoch nicht. Immerhin führten die Gespräche zu einer gemeinsamen
Erklärung von Portugal und der Organisation für Afrikanische Einheit (OUA)
hinsichtlich der Anerkennung der Unabhängigkeitsbewegungen als Repräsentan-
ten ihrer Territorien3. Portugal sagte zu, das Recht auf Selbstbestimmung und Un-

1 Eduardo Lourenço, O Labirinto da Saudade. Psicanälise mftica do destino português, Lissabon 1978,
S. 47.

2 Costa Gomes, Sobre Portugal
-

dialogos com Alexandre Manuel, Lissabon 1979, S. 17.
3 Im Falle Angolas erkannte die OAU die UNITA jedoch erst später an.
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abhängigkeit aller Territorien in Übersee anzuerkennen, wie es dem Gesetz 7/74
vom 26. Juli entsprach.
Die Nominierung von Veiga Simäo als Chef der portugiesischen Mission bei der

UNO verdankte sich dem Umstand, daß man
-

in denWorten Spinolas
-

„für die
Freiheitsbewegungen Verantwortlichkeiten schaffen wollte; nicht nur gegenüber
den portugiesischen Behörden, sondern auch gegenüber den zuständigen interna-
tionalen Institutionen, die, indem sie mitverantwortlich gemacht wurden, als
gemäßigte Kräfte gegen die extremistischen Sektoren dienen sollten"4. Der MFA
spielte eine entscheidende Rolle bei der Bestimmung der Unterhändler für die Ver-
handlungen über Waffenstillstand, Frieden und die Übergabe der Oberhoheit. In
diesem Punkt hatte die militärische Situation auf den Kriegsschauplätzen einen
großen Einfluß, und es waren die MFA-Verantwortlichen in Guinea, Mozambi-
que und Angola, die Druck auf Lissabon machten, um die lokalen Vorgespräche
über die Verhandlungen mit den bewaffneten Unabhängigkeitsbewegungen zu le-
gitimieren. Da diese die Verhandlungen über eine Feuerpause nicht von den For-
derungen nach Unabhängigkeit abtrennten wollten, kam die Übergabe der Ober-
hoheit zustande. Der Waffenstillstand betraf jedoch nur Guinea, Mozambique
und Angola und hatte zunächst keine Auswirkungen auf die anderen portugiesi-
schen Kolonien.

Guinea

Die Verhandlungen über die Entkolonialisierung Guineas gestalteten sich am

schwierigsten. Die afrikanische Unabhängigkeitspartei (PAIGC) hatte am 24. Sep-
tember 1973 in Madina de Boé einseitig die Unabhängigkeit Guinea-Bissaus er-

klärt, die von 82 Mitgliedsländern der UNO anerkannt wurde. Der PAIGC beab-
sichtigte, auch das Recht auf Unabhängigkeit der Kapverdischen Inseln anerken-
nen zu lassen. Diese Bedingungen wurden gleich beim ersten Treffen zwischen den
Delegationen der portugiesischen Regierung und dem PAIGC vorgestellt, die
vom 25. Mai bis zum 13. Juni 1974 in London unter Vorsitz von Mario Soares (in
seiner Funktion als Außenminister) verhandelten. Erst nach der Entscheidung des
MFA über Guinea in einer Versammlung am 1. Juli wurde diese Frage gelöst; nach
der Entscheidung über eine Wahlbefragung und die Länge der Übergangszeit
konnte die Macht übergeben werden.
Der Umstand, daß General Spinola Generalgouverneur von Guinea gewesen

war, trug nicht eben zur Beschleunigung der Entscheidungen bei. Mario Soares be-
urteilte Spinolas Eingreifen zu dieser Zeit äußerst negativ: „Ohne Zweifel war sein
Agieren für den Prozeß nicht von Vorteil. Im Gegenteil: seine Unnachgiebigkeit,
seine Unfähigkeit, die Situation richtig einzuschätzen, machten es uns unmöglich,
in London ein Abkommen mit dem PAIGC zu treffen, das bessere Bedingungen

4 Antonio Spfnola, Pais sem rumo, Scire 1978, S. 270.
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enthielt als der schließlich drei Monate später in Algerien unterzeichnete Ver-
trag."5
Dieser Vorschlag, den der MFA in einer Versammlung am 1. Juli 1974 mit etwa

800 Militärs, darunter Delegationen aller Militäreinheiten, annahm, verankerte die
Dominanz der politischen Vorstellungen des PAIGC in Guinea und sprach den
nach dem 25. April aufgetauchten politischen Gruppen die Legitimation ab: „Sie
haben nur dazu gedient, das politische Klima in Guinea zu vergiften." Die inter-
nationale Anerkennung des PAIGC war eine „so gewichtige Tatsache, daß die
Zahl der Länder, die die Republik Guinea-Bissau anerkennen, schon größer ist als
die, welche nicht mit Portugal diplomatische Beziehungen unterhalten". Die Re-
solution Nr. 03061 der UNO-Vollversammlung vom 9. September 1973 untersag-
te die Anwesenheit portugiesischer Truppen in Guinea; allein die Ideologie und
das Programm des PAIGC „stelle das Zusammenleben und die Gleichheit aller
Volksgruppen in Guinea und den Respekt für die legitimen Interessen der dort an-
sässigen Europäer sicher".
Als Folge dieser Überlegungen, die eine Berücksichtigung der militärischen und

internationalen Situation erkennen ließen, beschloß die Versammlung die Ableh-
nung jeder lokal begrenzten und einseitigen Lösung, die nicht vorher von der por-
tugiesischen Zentralregierung akzeptiert worden war. Sie forderte zudem die so-

fortige Anerkennung der Republik Guinea-Bissau durch die portugiesische Regie-
rung und das Recht auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit der Völker der
Kapverdischen Inseln und die unverzüglicheWiederaufnahme der Verhandlungen
mit dem PAIGC, um den Ablauf der Machtübergabe zu klären. Weiter verlangte
die Versammlung die Wiederaufnahme der durch Spinola unterbrochenen Ver-
handlungen zwischen den Behörden in Lissabon und der Unabhängigkeitsbewe-
gung.
EineWoche später vereinbarten in denWäldern von Cantanhez eine portugiesi-

sche Militärdelegation unter Führung des Gouverneurs von Guinea, Carlos Fa-
biäo, und eine Delegation des PAIGC, angeführt von José Araüjo, einen Waffen-
stillstand für das gesamte Territorium Guineas. Mit dem Abkommen von Algeri-
en, das am 26. August 1974 unterzeichnet und vier Tage später von Präsident Spi-
nola ratifiziert wurde, erkannte Portugal zwei Tatsachen an: die Republik Guinea-
Bissau und den Waffenstillstand, der im Landesinneren von Guinea schon verein-
bart worden war.

Die Kapverdischen Inseln

Das Abkommen über Guinea postulierte auch die Anerkennung des Rechts des
kapverdischen Volkes auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit. Die Verhand-
lungen darüber wurden zwar abgetrennt, aber zwei der neun Artikel des Abkom-

5 Mario Soares, Portugal, que revoluçâo?, Lissabon 1976, S. 36.
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mens zwischen der portugiesischen Regierung und dem PAIGC bezogen sich auf
die Kapverdischen Inseln. Dies war eine der problematischsten Entscheidungen
der gesamten Entkolonialisierung, da die vom PAIGC behauptete Einheit zwi-
schen Guinea und den Inseln sich schließlich nicht bestätigen ließ; doch die UNO-
Vollversammlung hatte in ihrer Resolution vom 14. November 1972 den PAIGC
als „einzigen und wahren Repräsentanten von Guinea und den Kapverdischen In-
seln" anerkannt.
Die Entkolonialisierung Guineas war 1974 offensichtlich notwendig, die Ge-

währung der Unabhängigkeit der Kapverdischen Inseln jedoch ein freiwilliger Akt
der Machthaber in Portugal, der sich nicht als „militärische Notwendigkeit" unter
dem „Druck der Streitkräfte" erklären läßt: Das Mutterland wollte sich von seinen
Kolonien befreien.
Die Ubergabe der Oberhoheit an die Kapverdischen Inseln hatte ihre Beson-

derheiten. Ein Statut vom 19. Dezember 1974 sah die Wahl einer Verfassungge-
benden Versammlung vor, die über die politische Zukunft des Territoriums ent-

scheiden sollte. Für die Ubergangsperiode, die am 5. Juli 1975 endete, wurde ein
durch den portugiesischen Staatspräsidenten nominierter Hochkommissar in der
Funktion eines Ministerpräsidenten bestimmt, der zugleich als Kommandant der
Streitkräfte auf dem Archipel fungierte. Zusammen mit fünf weiteren Ministern,
von denen drei vom PAIGC und zwei vom Staatspräsidenten nominiert wurden,
vereinigte diese Regierung sowohl Exekutive als auch Legislative in ihrer Hand.
Ihr Hauptziel war es, das Gebiet mit Hilfe allgemeiner und direkter Wahlen für ei-
ne Verfassunggebende Versammlung, die auf den 30. Juni 1975 festgelegt wurden,
in die Unabhängigkeit zu führen.
Bei einer Volkszählung im Rahmen der Wahlvorbereitungen wurden rund

120000 kapverdische Bürger registriert. Unter dem starken militärischen und po-
litischen Einfluß des PAIGC wurde eine Einheitsliste mit 56 Kandidaten erstellt.
Zwar war die politische Einheit der beiden Territorien nicht gewollt, dennoch hat-
ten sie sich beim Erreichen der Unabhängigkeit gegenseitig geholfen: Die kapver-
dischen Mitglieder des PAIGC kämpften politisch und militärisch in Guinea und
machten den Kolonialbehörden ihre Niederlage deutlich, der PAIGC hingegen
akzeptierte einen Waffenstillstand in Guinea erst nach der Erweiterung des Prin-
zips der Unabhängigkeit auf die Kapverdischen Inseln. Nach dem Erreichen der
Unabhängigkeit verfolgte jedes Land seinen eigenen Weg.
Daß die portugiesische Regierung im Sommer 1974 nicht nur die Unabhängig-

keit der Kapverdischen Inseln, sondern auch die von Säo Tomé e Principe, wo es

keinen bewaffneten Kampf gab, so schnell akzeptierte, läßt darauf schließen, daß
man das Problem der Territorien in Übersee endgültig klären wollte: Die Koloni-
en galten inzwischen als finanzielles Risiko für das Mutterland und als politische
Unruheherde.
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Sào Tomé e Principe

Obwohl die Befreiungsbewegung auf dem Archipel S. Tomé e Principe keinen be-
waffneten Kampf führte, wurde sie von der Kolonialmacht brutal unterdrückt. Als
1960 das Befreiungskomitee von S. Tomé e Principe (CLSTP) gegründet wurde,
war das Massaker von Batepâ im Februar 1953 noch gegenwärtig; mehr als 1 000
Einwohner von S. Tomé waren damals getötet worden, weil sie sich geweigert hat-
ten, auf den Kakaoplantagen zu arbeiten. Die OUA erkannte den CLSTP seit 1962
als einzigen legitimen Repräsentanten des Archipels an. Zur Zeit der portugiesi-
schen Revolution waren seine Führer im Exil in Gabun, wo sie ihr Befreiungsko-
mitee 1972 zu einer Befreiungsbewegung ausbauten (MLSTP).
Für die Entkolonialisierung von S. Tomé hatten der Besuch von UNO-Gene-

ralsekretär Waldheim im August 1974 in Portugal und die wiederholten Versamm-
lungen der dort stationierten Militärs besondere Bedeutung. Auf einer Versamm-
lung in S. Tomé erklärten die Offiziere den MLSTP zum einzigen Partner der an-
stehenden Verhandlungen, die im September in Algerien begannen, wo am

26. November 1974 ein Protokoll zwischen der portugiesischen Regierung und
demMLSTP unterzeichnet wurde. Darin erkannte Portugal die Bewegung an, und
wie in den vorangegangenen Fällen vereinbarte man für die Ubergangszeit die Ein-
setzung eines Hochkommissars und einer Regierung mit legislativen und exekuti-
ven Kompetenzen.
Die Vereinbarung war juristisch ausgefeilter als ähnliche Abkommen zuvor; sie

bestand aus 17 Artikeln, in denen unter anderem auch die Einrichtung einer Zen-
tralbank in S. Tomé festgelegt war. Aber nicht einmal in S. Tomé verlief der Uber-
gang störungsfrei. Innerhalb der Regierung bestanden Spannungen zwischen der
„Bürgerversammlung" und den Mitgliedern des MLSTP, und auch zwischen der
Regierung in Lissabon und dem portugiesischen Hochkommissar Pires Veloso
gab es im März 1975 ein Kräftemessen wegen der Auflösung des einheimischen
Militärkontingents, das der MLSTP noch vor den Wahlen in eine Volksmiliz um-
wandeln wollte. Aber dem Hochkommissar gelang es, die Vereinbarungen des
Abkommens durchzusetzen. Rund 21 000 Wähler entschieden über die Zusam-
mensetzung der Verfassunggebenden Versammlung, die am 12. Juli 1975 die Un-
abhängigkeit der Republik S. Tomé e Principe proklamierte.

Mozambique

Im Sommer 1974 steckte die neue Regierung in Lissabon wegen der Entkoloniali-
sierungsfrage in einer tiefen Krise, die erst mit dem Sturz von Regierungschef Pal-
ma Carlos und der Bildung der zweiten Übergangsregierung unter Führung von

Oberst Vasco Gonçalves endete. In dieser Zeit entwickelte sich die Bewegung der
Streitkräfte zur bestimmenden politischen Kraft, die, wie der weiße Separatist Jor-
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ge Jardim erkannte, nicht nur in Portugal die wichtigsten Entscheidungen traf,
sondern auch in Mozambique und den anderen Territorien in Übersee6.
Am 2. Juli 1974 schickte der MFA in Mozambique eine Botschaft an den Kon-

trollausschuß der Bewegung in Lissabon, in der die sofortige Anerkennung der
Frelimo gefordert wurde, die militärisch gegen den portugiesischen Kolonialismus
und für das Recht des mozambiquanischen Volkes auf Unabhängigkeit kämpfte.
Dem war ein Treffen in Nampula vorausgegangen, auf dem die Regionalkommis-
sionen des MFA von Cabo Delgado und Tete angekündigt hatten, eine bis Ende
Juli reichende Frist für ein allgemeines Waffenstillstandsabkommen mit der Freli-
mo zu gewähren; danach würden die in den erwähnten Gebieten stationierten
Truppen eine einseitige Feuerpause verkünden. Darüber hinaus weigerten sich die
Hubschrauberpiloten, nach Ablauf dieser Frist die Bodentruppen weiter mit
Nachschub zu versorgen7.
In Mozambique und auch in Guinea wurde die Wahl des Verhandlungspartners

eindeutig durch die Frelimo bestimmt. Das Einverständnis zwischen den portu-
giesischen Streitkräften und der Frelimo machte die Suche nach anderen, von Jor-
ge Jardim angestrebten Lösungen hinfällig. Die Entwicklung zwischen dem
25. April und dem Abkommen von Lusaca am 7. September 1974 wurde im Lan-
desinneren von Mozambique durch das Auftreten verschiedener Gruppen erheb-
lich gestört, die versuchten, mit der Frelimo um die politische Macht zu konkur-
rieren. Dazu gehörte der Grupo Unido de Mozambique, der sich Ende Juni 1974
wegen seiner engen Beziehungen zur alten Kolonialregierung auflöste, aber auch
der Movimento Federalista de Mozambique oder die Freute Independente de
Convergência Ocidental. Der Movimento de Libertaçâo de Mozambique versuch-
te der Frelimo auf ihrem eigenen Gebiet Konkurrenz zu machen.
Anfang Juni begannen in Lusaca Arbeitstreffen unter Beteiligung des portugie-

sischen Außenministers Mario Soares und des Präsidenten der Frelimo, Samora
Machel, die aber noch nicht zu abschließenden Ergebnissen führten. In Sambesia
brachen erneut Feindseligkeiten aus; Spinola hat die Folgen in seinem Buch Pais
sem Rumo beschrieben.
Am 7. September 1974 wurde ein Abkommen zwischen dem portugiesischen

Staat und der Frelimo unterzeichnet, das zur Unabhängigkeit Mozambiques führ-
te. Punkt 1 nannte „die schrittweise Übergabe der Macht"; in Punkt 2 hieß es, daß
„die vollständige Unabhängigkeit Mozambiques am 25. Juni 1975, am Jahrestag
der Gründung der Frelimo, feierlich verkündet werden wird"8. Das Abkommen
von Lusaca bestimmte eine Übergangsregierung und bedeutete die offizielle Be-
stätigung des bestehenden Waffenstillstandes.
Die Übergangsregierung bestand aus einem Hochkommissar, den der portugie-

sische Staatspräsident ernannte. Die weiteren Regierungsmitglieder und eine ge-

6 Vgl. Jorge Jardim, Mocambique terra queimada, Lissabon 1976, S. 278.
7 Vgl. Spinola, Pais, S. 437f.
8 D.G. Nr. 210, 2. Erg., 1. Serie, 9.9.1974.
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mischte Militärkommission wurden in Übereinstimmung mit der Freute de Li-
bertaçào de Moçambique ernannt. Auch legte das Abkommen finanzpolitische
Richtlinien fest; sie behandelten die Verantwortlichkeit der Frelimo für die Einhal-
tung der Kompromisse, die „vom portugiesischen Staat im Namen von Mozambi-
que eingegangen wurden, seitdem Interessen auf diesem Territorium wahrgenom-
men wurden", sowie die Gründung einer Zentralbank in der Funktion einer No-
tenbank.
Während am 7. September 1974 in Lusaca das Abkommen zwischen dem por-

tugiesischen Staat und der Freute de Libertagäo de Moçambique zur Übergabe der
Oberhoheit feierlich unterzeichnet wurde, fand in Lourenço Marque ein Aufstand
der Gegner der Entkolonialisierung statt, der aber sofort von den Offizieren des
MFA unter Kontrolle gebracht wurde. Dieser Zwischenfall bestimmte die späte-
ren Beziehungen zwischen den Militärs, dem MFA und der Frelimo. Es wurde
jetzt deutlich, daß es zu einem Exodus der in Mozambique lebenden Portugiesen
kommen würde. General Spinola hegte für das Abkommen keinerlei Sympathien.
Bis zur Unabhängigkeit am 25. September 1975 betrat Samora Machel, der das

Abkommen für die Frelimo unterzeichnet hatte, kein mozambiquanisches Gebiet;
„er blieb den während der Übergangszeit eingegangenen Kompromissen fern"9.
Dieses Verhalten erhöhte unter den in Mozambique lebenden Portugiesen das
Mißtrauen und verstärkte das Phänomen der Retornados (Rückkehrer)

-

laut
Volkszählung von 1981 164 065 Personen -, die die portugiesische Gesellschaft in
den Jahren nach der Entkolonialisierung deutlich prägten.
Die Entkolonialisierung von Mozambique hatte einschneidende finanzielle

Konsequenzen aufgrund der vorher eingegangenen Verpflichtungen des portugie-
sischen Staates für den Bau des Cabora-Bassa-Staudamms. Die Gläubiger des 1969
gegründeten Konsortiums forderten, daß die Verbindlichkeit der Hidroeléctrica
de Cabora-Bassa in Form einer direkten Verbindlichkeit vom portugiesischen
Staat übernommen würde, was eine deutliche Erhöhung der direkten Staatsschuld
zur Folge hatte.

Angola
Der komplizierte Entkolonialisierungsprozeß in Angola hatte die schwerwie-
gendsten innen- und außenpolitischen Konsequenzen. Vom militärischen Stand-
punkt aus war die Situation nicht alarmierend, obwohl auf portugiesischer Seite
etwa 65 000 Mann unter Waffen standen. Die Kooperation zwischen den Unab-
hängigkeitsbewegungen (FNLA, UNITA, MPLA) wurde durch die politischen
Rivalitäten der verschiedenen Volksgruppen erschwert, wobei auch der Einfluß
der Weißen beträchtlich war. Schließlich führte die Rivalität zwischen den Befrei-
ungsbewegungen zu einer Internationalisierung des Konfliktes im Kontext des
Kalten Krieges.
9 Mozambique a country study. Federal Research Division, Washington M985, S. 58.
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Angola war immer das Zentrum der Überseepolitik Lissabons gewesen und
letztlich der entscheidende Anstoß für die Doktrin vom „Wirtschaftsraum Portu-
gal". Im Oktober 1963 mußte Angola auf Kredite des Fundo Monetdrio da Zona
Escudo zurückgreifen, und im November desselben Jahres hatte es schon die
Höchstgrenze der ihm zustehenden Kredite erreicht; von diesem Augenblick an

begann die Akkumulation der „Zahlungsrückstände", das heißt der nicht begli-
chenen Schulden an das Mutterland. Ab 1964 stiegen die Zahlungsrückstände so,
daß sie nicht mehr ausgeglichen werden konnten. „Die Kreditwürdigkeit des Sy-
stems wurde ernsthaft in Frage gestellt, als die Zahlungsrückstände unerträglich
wurden und 1971 etwa neun Milliarden Escudos betrugen."10
Die wachsenden Zahlungsschwierigkeiten Angolas führten dazu, daß die portu-

giesischen Industriellen jetzt direkt in die angolanische Produktion investierten.
Auf diese Weise trugen sie

-

zum Schaden der Industrialisierung in Portugal
-

zu

einem Abfluß von Kapital nach Angola bei. Zurückzuführen war dieses Ungleich-
gewicht in der Zahlungsbilanz auf das Fehlen von Schutzzöllen auf angolanischem
Gebiet; die Provinzbehörden führten deshalb Ende 1971 einige restriktive Maß-
nahmen für die Importe von Gütern und Dienstleistungen aus Lissabon ein.
Die wichtigste Neuerung bestand in der Erweiterung der vorgesehenen Bestim-

mung fürWarenimporte auf die Einkäufe im Mutterland. Diese Maßnahmen wur-
den durch einen Beschluß der angolanischen Regierung vom 17. Januar 1972 noch
verschärft. Die Gewährung von Importlizenzen für Ausrüstungsgüter wurde be-
grenzt. Daraus „folgte eine Beschleunigung der zentrifugalen Tendenz für das
Mutterland: Da es nicht der Hauptlieferant von Ausrüstungsgütern, Rohstoffen
und für die Industrialisierung Angolas notwendigen Zwischengütern war, ver-
stärkten die Importbeschränkungen einerseits die Rolle des Auslands bei den
Angola-Importen und gaben andererseits der eigenen, im wesentlichen auf die in-
terne Nachfrage ausgerichteten Produktion neuen Auftrieb."11
Obwohl die militärische Situation in Angola nicht so ernst war wie in Mozam-

bique oder Guinea, wurde die Zahl der aktiven Militärs in Angola nicht verringert;
im Gegenteil wurde die Mobilisierung von immer mehr Truppen gefordert. Waren
vor dem März 1961 in Angola nur 1 500 portugiesische Soldaten stationiert, so wa-
ren es Ende des Jahres schon 28 477. 1973 betrug die Truppenstärke bereits 65 592
Mann, darunter 27 819 Einheimische und 37 773 Portugiesen12.
Die einfache Tatsache, daß auf angolanischem Gebiet mehr als 60 000 Soldaten

unter Waffen standen, trug dazu bei, dem Militär eine wichtige Position bei der
Entscheidung über die Zukunft des Territoriums zu verschaffen. Es waren

hauptsächlich Offiziere aus Portugal, welche die militärischen Entscheidungen

10 Ana Maria Neto, Industrializaçâo de Angola
-

Reflexäo sobre a experiência de administraçâo portu-
guesa 1961-1975, Lissabon 1991.

" Manuel Eanes Ferreira, Angola
-

Portugal. Do espaço economico Português às relaçôes pös-colo-
niais, Lissabon 1990, S. 139.

12 Estado Maior do Exército. Resanha Histörico-Militar das Campanhas de Africa (1961-1974), Bd. 1,
Lissabon 1988, S. 260f.
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trafen. Bei einem Treffen von fast 500 Offizieren in Luanda am 18. Septem-
ber 1974 war man sich einig, daß die Entkolonialisierung von den Bewegungen ge-
tragen werden müsse, die „revolutionäre Legitimität" durch ihren Kampf gegen
das Kolonialregime erworben hätten. Die Erklärung der Offiziere betonte „die
Notwendigkeit, das schon proklamierte Prinzip des Rechts auf Selbstbestimmung
und Unabhängigkeit der kolonialisierten Völker zu respektieren"13.
Die Militärs versammelten sich in Luanda exakt zu dem Zeitpunkt, als in Lissa-

bon Präsident Spinola versuchte, das Angola-Problem auf seine Weise zu lösen:
Am 14. September 1974 hatte auf der Insel Sal ein Treffen zwischen dem portugie-
sischen Präsidenten und dem Präsidenten von Zaire, Mobutu, stattgefunden. Das
Gespräch zwischen Spinola und Mobutu wurde in Afrika als eine Einladung an die
FNLA interpretiert, in Angola vorzurücken, wo inzwischen eine ihrer Militärko-
lonnen in der Gegend um Toto vom portugiesischen Eleer gefangengenommen
worden war. Die Erklärung Spinolas vom 22. September, er werde persönlich die
Verantwortung für die Entkolonialisierung Angolas übernehmen, wurde von den
dort ansässigen Portugiesen, der FNLA und der UNITA begrüßt14.
Der nur acht Tage später

-

vor allem durch die Frage der Entkolonialisierung
-

ausgelöste Rücktritt Spinolas wirkte sich in Angola besonders aus. Schon vor dem
MFA hatte am 14. Juni 1974 Jonas Savimbi im Namen derUNITA bei einem Tref-
fen mit Vertretern der portugiesischen Streitkräfte (Oberstleutnant Passos Ramos,
Major Pezarat Correia, HauptmannMoreira Dias) in der östlichen Militärzone of-
fiziell die Einstellung der Feindseligkeiten akzeptiert15. Von diesem Zeitpunkt an
konnte die UNITA in diesem Teil Angolas politische Aktivitäten entwickeln. Die
FNLA drang nach dem 28. September weiter im Norden Angolas vor und akzep-
tierte nach Gesprächen mit Führern des MFA in Kinshasa einen Waffenstillstand
mit der portugiesischen Armee, der am 15. Oktober in Kraft trat.
Für den MPLA unterzeichnete Agostinho Neto am 21. Oktober ein Waffen-

stillstandsabkommen mit einer portugiesischen Delegation unter Vorsitz von Leo-
nel Cardoso. Das Treffen fand in der Ebene von Lunhamege nahe der Grenze zu

Sambia statt. Die Bewegung der Streitkräfte begann nun eine „Volksmacht"-Stra-
tegie, die sich zunächst auf Stadtviertel, Unternehmen und Rathäuser konzentrier-
te. Danach weitete sie ihre Aktivitäten auf die städtischen Zentren in den Wohn-
gebieten der Quimbundos und der Bacongos aus.

Am 12. Oktober 1974 trafen sich Vertreter der portugiesischen Behörden in
Kinshasa mit dem Präsidenten von Zaire, Mobutu, und dem Präsidenten der
FNLA, Holden Roberto, und schlössen ein Abkommen über die Beilegung der
Feindseligkeiten. Am 28. Oktober verhandelte eine Delegation unter Vorsitz von
Rosa Coutinho in der Nähe der Stadt Luso (heute Luena) mit einer Delegation der

13 FranzWilhelm Heimer, O processo de descolonizaçâo em Angola 1974-1976, Lissabon 1980, S. 93.
14 Ebenda, S. 63.
15 Pedro Pezarat Correia, Descolonizaçâo de Angola

-

a joia da coroa do império português, Lissabon
1991, S. 98.
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UNITA unter Vorsitz von Jonas Savimbi; danach begann die UNITA ihre Akti-
vitäten in Städten wie Lobito und Benguela und seit November in Luanda.
Entscheidend wurde dann die Einigung der drei Befreiungsbewegungen in der

Kolonialfrage. FNLA, MPLA und UNITA waren ursprünglich als Rivalen aufge-
treten; bei einem Treffen in Mombasa Anfang Januar 1975 kamen sie jedoch über-
ein, mit Portugal unter Ausschluß jeder anderen angolanischen Organisation zu

verhandeln. Erst jetzt wurde die UNITA von der OUA als Befreiungsbewegung
anerkannt. „Dazu trugen entscheidend die portugiesischen Regierungsverant-
wortlichen, Militärs und der MFA in Angola bei, die der UNITA denselben Status
und dieselbe Legitimität wie den beiden anderen Bewegungen zuerkannten, was
ihr angesichts der militärischen Situation am 25. April 1974 allerdings auch zu-

kam."16
In dem Abkommen zwischen Portugal und den drei nationalistischen Bewe-

gungen Angolas, das am 15. Januar 1975 in Alvôr unterzeichnet wurde, ernannte
Portugal den Luftwaffengeneral Silva Cardoso zum Hochkommissar in Angola,
und am 31. Januar trat die Übergangsregierung ihr Amt an. Anschließend häuften
sich jedoch die Schwierigkeiten. Der erste und wichtigste Grund für das Scheitern
des Abkommens waren Unstimmigkeiten zwischen den drei Befreiungsbewegun-
gen.
Es gibt Wissenschaftler, welche die politische und soziale Radikalisierung in

Portugal zwischen dem 11. März und dem 25. November 1975 auf eine Strategie
des MFA zurückführen, der an der Unabhängigkeit Angolas interessiert gewesen
sei, um den sowjetischen Einfluß in Afrika auszuweiten. Obwohl dies die Zeit der
Ost-West-Konflikte war, überzeugt diese These nicht. Die Auseinandersetzungen
in Angola von Januar bis Mai 1975 können auch als Wahlkampf verstanden wer-
den: Jede der Bewegungen versuchte, die Bevölkerungsmehrheit im Hinblick auf
die Wahlen zur Verfassunggebenden Versammlung für sich zu mobilisieren. Das
bezog sich auch auf die weiße Bevölkerung und schloß gewalttätige Auseinander-
setzungen nicht aus.
Man vermutet, daß die FNLA zur Zeit des Abkommens von Alvôr über etwa

25 000 Soldaten verfügte, MPLA und UNITA jeweils über 6 00017. Entgegen dem
Abkommen wurden nur kleine Teile dieser Streitkräfte zusammengeführt, die, vor
allem in Luanda, kaum mehr als gemischte Patrouillen organisieren konnten.
Im Juni 1975 schlössen sich die drei Bewegungen, die das Abkommen von Al-

vôr unterzeichnet hatten, in Nakuru (Kenia), ohne Anwesenheit eines Repräsen-
tanten der portugiesischen Regierung zusammen. Das widersprach klar dem Ab-
kommen, zumal die Beschlüsse des Gipfels von Nakuru keinen Hinweis auf die
Rolle Portugals in der Übergangsphase enthielten und sogar die Ankündigung
umfaßten, angesichts „der bisher festgestellten Ineffizienz der gemischten Streit-
kräfte" ein angolanisches Nationalheer aufzustellen. Auch war in den Beschlüssen

16 Ebenda, S. 105f.
17 Heimer, O processo, S. 76.
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bereits von der „Einführung großer Mengen an Waffen durch die Freiheitsbewe-
gungen" die Rede.

Es wurde vielfach diskutiert, wer zuerst Hilfe aus dem Ausland erhielt, um die
Bemühungen des Abkommens von Alvôr zunichte zu machen18. Verschiedene
nordamerikanische Quellen geben an, daß die FNLA Anfang 1975 vom CIA auf
dem Weg über Zaire 300 000 Dollar zuflössen, danach Waffen und weitere logisti-
sche Unterstützung. Dieselben Quellen verweisen darauf, daß derMPLA ab April
1975 schwere Waffen von der UdSSR und anderen osteuropäischen Ländern er-

hielt, die in jugoslawischen Schiffen bis Brazzaville transportiert und anschließend
nach Angola geschickt wurden. Von dem Zeitpunkt an, da der MPLA Luanda und
den Hafen kontrollierte, kamen die Waffen auch auf diesem Weg ins Land.
John Stockwell, zu dieser Zeit einer der Verantwortlichen für die Aktionen des

CIA in Angola, machte später abweichende Aussagen19. Danach habe im Mai 1974
China eine Ladung von 450 Tonnen Waffen und 112 Militärberater an die FNLA
geschickt und im Juli 1974 auch der CIA deren Finanzierung begonnen. Ab Ende
1974, verstärkt ab März 1975, hätten die Sowjets Waffen an den MPLA geliefert.
Im Juli 1975 schickten dann die USA Waffen und bewilligten eine Hilfe von 14
Millionen Dollar zur Unterstützung von FNLA undUNITA, und am 9. Juli 1975
begann der MPLA die „zweite Schlacht um Luanda"20.
Aufgrund einer gemeinsamen Aktion ihrer Streitkräfte, der Forgas Armadas Po-

puläres de Libertagäo de Angola (FAPLA) und der Miliz, beherrschte der MPLA
die strategisch wichtigen Punkte in der angolanischen Hauptstadt. FNLA und
UNITA erhielten Unterstützung von den USA, Zaire und Südafrika; der MPLA
von der Sowjetunion, den osteuropäischen Ländern, Kuba und Kongo-Brazzavil-
le. Als die Situation eskalierte, suspendierte die fünfte Ubergangsregierung unter
Vorsitz von Vasco Gonçalves am 22. August 1975 das Abkommen von Alvôr be-
treffend der Regierungsorgane von Angola; Portugal konnte die internationale
Ausweitung des Konflikts nicht mehr verhindern.
Im Oktober 1975 marschierte aus dem damaligen Südwestafrika eine haupt-

sächlich aus südafrikanischen Truppen bestehende Einheit in Angola ein. „Hoch-
gradig mobil, mit einer soliden Logistik und einer den drei Befreiungsbewegungen
zu dieser Zeit überlegenen technischen Ausrüstung schlugen diese Truppen den
MPLA vernichtend. Anfang November erreichten sie die Stadt Lobito und er-

möglichten so der UNITA und ihren Verbündeten die Rückeroberung des gesam-
ten Gebiets im Westen und Süden des Huambo. Zur selben Zeit startete die
FNLA eine neue Offensive in Norden und gelangte bis an die Grenzen von Luan-
da."21
Zu einem nicht genau datierbaren Zeitpunkt, möglicherweise ab Oktober 1975,

kamen kubanisches Militär und weiteres sowjetisches Kriegsmaterial zur Unter-
18 Walter Isaacson, Rissinger. A biography, London 1992.
19 Vgl. John Stockwell, A CIA contra Angola, Lissabon 1979.
20 Heimer, O processo, S. 81.
21 Ebenda, S. 84.
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Stützung des MPLA. Etwa 15 000 Mann bildeten das reguläre, zum MPLA
gehörende Heer; es war mit sowjetischen Kampfpanzern T-34 und T-54 ausgestat-
tet, mit Artillerie, Raketen und auch mit Flugzeugen vom Typ Mig-21.
In amerikanischen Regierungskreisen war man geteilter Meinung über die Un-

terstützung von FNLA und UNITA, die man für prowestlich hielt. Vor allem der
Kongress gab sich zurückhaltend bei der Unterstützung der Geheimoperationen
des CIA, während Kissinger trotz der gegenteiligen Meinungen seiner Berater die
schon überholte Position einnahm, die Geschehnisse in Angola aus der Perspekti-
ve des Ost-West-Konflikts zu betrachten22.
Die portugiesischen Behörden favorisierten deutlich die Strategie des MPLA.

Die Tatsache, daß diese Bewegung sich in Luanda festsetzen konnte, war dafür
entscheidend. Ein weiterer Grund lag darin, daß Luanda die politische und admi-
nistrativrc Hauptstadt war und über einen internationalen Hafen sowie einen in-
ternationalen Flughafen verfügte. Auch die Ausreise der weißen Bevölkerung mit
Hilfe einer Luftbrücke aus Luanda half bei dieser Koexistenz mit dem MPLA in
der Hauptstadt und führte sogar zu Drohungen gegen die anderen Bewegungen.
So wurde die FNLA von den Militärbehörden gewarnt, daß man mit allen zur

Verfügung stehenden Mitteln reagieren würde, wenn versucht werden sollte,
Luanda vor dem Tag der Unabhängigkeit zu besetzen.
Tatsächlich verließen sowohl der Hochkommissar Admiral Leonel Cardoso als

auch das restliche portugiesische Personal am 11. November 1975 Luanda, nach-
dem die Oberhoheit dem Staat Angola übertragen worden war. Zu diesem Zeit-
punkt gab es zwei Regierungen: Von Luanda aus wurde mit Unterstützung des
MPLA die Volksrepublik Angola proklamiert; eine zweite Regierung mit Sitz in
Huambo (Nova Lisboa) wurde von FNLA und UNITA unterstützt und prokla-
mierte die kurzlebige Demokratische Republik Angola. Dies blieb so bis zum

22. Februar 1976, als die sechste Ubergangsregierung unter großem Druck des
portugiesischen Staatspräsidenten Costa Gomes und des Außenministers Melo
Antunes die Regierung des MPLA in Luanda anerkannte. Lange Zeit glaubte man,
die portugiesische Entscheidung sei zu dieser Zeit das Resultat ideologischer Affi-
nitäten gewesen. Diese Erklärung wird jedoch der Komplexität des Unabhängig-
keitsprozesses in Angola nicht gerecht.

Internationale Konsequenzen
Die internationale Staatengemeinschaft begrüßte die Entkolonialisierung. Aus den
Äußerungen General Spinolas läßt sich jedoch schließen, daß dem damaligen Prä-
sidenten der USA, Richard Nixon, die durch den Entkolonialisierungsprozeß für
Portugal entstandenen Probleme fremd waren. Anders scheint die Haltung Mos-
kaus gewesen zu sein; die UdSSR unternahm

-

auch in Lissabon
-

Anstrengungen,

Isaacson, Kissinger, S. 673-685.
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um den Weg der portugiesischen Kolonien in die Unabhängigkeit in ihrem Sinne
zu beeinflussen.
Nachdem Moskau einige Einflußzonen in Afrika geschaffen hatte, zuerst in So-

malia, dann in Äthiopien und vor allem in der Republik Kongo-Brazzaville, inter-
essierte es sich stärker für die portugiesische Entkolonialisierung. Erleichtert wur-
de das Vordringen dadurch, daß Moskau die Befreiungsbewegungen während ih-
res bewaffneten Kampfes gegen den portugiesischen Kolonialismus unterstützt
hatte. Diese Unterstützung konnte um so einfacher gewährt werden, als Moskau
weder diplomatische Beziehungen zu Portugal unterhielt noch Investitionen in
diesem Gebiet getätigt hatte

-

eine Tatsache, die den Handlungsspielraum anderer
Mächte gegenüber Lissabon einengte.
Das sowjetische Engagement in Afrika diente den für die portugiesische Kolo-

nialpolitik zuständigen Politikern als Argument, um die verbündeten westlichen
Regierungen für die damit verbundenen Gefahren zu sensibilisieren: Verläßt Por-
tugal Afrika, nehmen die Sowjets diesen Platz ein, so lautete ihre These.
Teilweise wird die Meinung vertreten, das revolutionäre Verhalten des PCP

1974-75 verdanke sich dem sowjetischen Interesse für das portugiesischsprachige
Afrika. Diese These war vor allem in Kreisen der Militärs verbreitet, die den Krieg
in Afrika unterstützten. Der PCP setzte sich jedoch in Lissabon für die parla-
mentarische Demokratie ein, nachdem Angola am 11. November 1975 die Unab-
hängigkeit erreicht hatte, während in Luanda eine Regierung vomMPLA gebildet
wurde, deren Beziehungen zu Moskau bekannt waren.
Eine der Meinungsverschiedenheiten zwischen den Militärs der Salazar-Dikta-

tur und den westlichen Ländern bestand in der geostrategischen Bedeutung, die
dem südlichen Afrika im Ost-West-Konflikt zugemessen wurde. Für die Portu-
giesen waren die Kontrolle der Route um das Kap und der Zugang zu den Roh-
stoffen entscheidend, da die Russen immer versuchten, Westeuropa mit Hilfe
Afrikas einzukreisen, während die atlantische Allianz die Positionen beibehielt,
die zur Aufstellung von Raketen in bestimmten Gebieten Zentraleuropas, des Mit-
telmeerraumes und im Nordatlantik geführt hatten.
Es stellte sich nach einiger Zeit jedoch heraus, daß das Interesse der Sowjetunion

geringer war, als ursprünglich angenommen und keine größeren Anstrengungen
zu ihrer Eindämmung notwendig sein würden. Die außenpolitischen Bemühun-
gen Portugals nach der Entkolonialisierung zielten auf die Erhaltung eines Kräfte-
gleichgewichtes zwischen den verschiedenen politischen Gruppen und Staaten in
dieser Region. Portugal unterstützte Verträge zwischen der Volksrepublik
Mozambique und der Republik Südafrika zum Verkauf von Energie und der
Deckung des eigenen Energiebedarfs aus dem Cabora-Bassa-Stamm, dessen Kon-
struktion und Instandhaltung die portugiesischen Auslandsschulden stark belaste-
ten. Die Bemühungen galten darüber hinaus der Unterstützung der territorialen
Integrität der neuen Staaten sowie der Durchsetzung von Portugiesisch als offizi-
eller Sprache und einer Förderung der Kooperation mit den PALOP-Ländern auf
bilateraler oder multilateraler Ebene.
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Mit der Wahl des republikanischen Präsidenten Reagan in den USA erhöhte sich
zu Beginn der achtziger Jahre die Gewalt im südlichen Afrika. In den Jahren zwi-
schen 1975 und 1980 hatten die USA keinen entscheidenden Einfluß auf die Ent-
wicklung, obwohl die Anwesenheit kubanischer Truppen in Angola die Beziehun-
gen zwischen Washington und Luanda stets belastete und keine diplomatischen
Beziehungen aufgenommen wurden.
Besonders wichtig war die Zustimmung aller ehemaligen portugiesischen Kolo-

nien zur Zweiten Konvention von Lomé. Sie regelte die Nord-Süd-Kooperation
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Zusammenschluß der Länder
Afrikas, der Karibik und des Pazifiks, von denen die meisten zuvor Kolonie eines
der EU-Mitgliedsländer gewesen waren. So entstand ein gemeinsamer Wirt-
schaftsraum der EU und vieler afrikanischer Staaten, darunter alle PALOP-Län-
der.
Nach der Abtretung der Oberhoheit mußte Portugal eine Afrikapolitik für die

zahlreich auftretenden Probleme entwickeln: die Integration der Rückkehrer, die
Sicherheit der Portugiesen, die in den jetzt unabhängigen Territorien zu bleiben
beabsichtigten, die Verteidigung ökonomischer und finanzieller Interessen, um die
Portugiesen nicht noch stärker mit den Folgen der Kolonialisierung und des Krie-
ges zu belasten, die Erweiterung der traditionellen Märkte für die Versorgung mit
Kaffee, Zucker, Baumwolle, Erdöl. Die ersten Bemühungen galten dem Abschluß
von Kooperationsabkommen mit den ehemaligen Kolonien, die während des Un-
abhängigkeitsprozesses ausgehandelt wurden.
Am 22. Juni 1975 wurde in Lissabon ein wissenschaftliches und technisches Ko-

operationsabkommen mit der Republik Guinea-Bissau unterzeichnet, am 5. Juli in
Praia ein allgemeines Freundschafts- und Kooperationsabkommen mit den Kap-
verdischen Inseln fertiggestellt und am 12. Juli in S. Tomé das allgemeine Freund-
schafts- und Kooperationsabkommen mit der Republik S. Tomé e Principe unter-
zeichnet, die noch am gleichen Tag in die Unabhängigkeit entlassen wurde. Die
Volksrepublik Mozambique, deren Unabhängigkeit am 25. September prokla-
miert worden war, unterzeichnete am 2. Oktober einen Kooperationsvertrag mit
Portugal.
Im Falle Angolas war der Weg zur Aufnahme normaler diplomatischer Bezie-

hungen schwieriger und langwieriger. Die Anerkennung der angolanischen Regie-
rung durch Portugal fand im Februar 1976 statt, also drei Monate nach der offizi-
ellen Machtübergabe in Luanda. Im Mai dieses Jahres brach Angola nach einem
Treffen der beiden Außenminister auf den Kapverdischen Inseln die diplomati-
schen Beziehungen ab, die erst im Oktober wieder aufgenommen wurden. Aber
auch unter diesen Umständen verzögerte Angola die Entsendung eines Diploma-
ten nach Lissabon, während Portugal auf der 31.Vollversammlung der UNO 1976
Angola bei der Aufnahme in die Vereinten Nationen unterstützte. Erst mit dem
Treffen zwischen General Eanes und Agostinho Neto im Mai 1978 begann eine
Phase engerer Zusammenarbeit zwischen den beiden Staaten, deren Ausdruck das
allgemeine Freundschafts- und Kooperationsabkommen war.
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Für diese neuen Beziehungen mußte der portugiesische Staat auch umgehend
neue politische und diplomatische Einrichtungen schaffen. Deshalb wurde bei der
Bildung der sechsten Übergangsregierung am 4. September 1975 das Ministerium
für Kooperation geschaffen, das bis zur Ersten Verfassungsmäßigen Regierung im
Juli 1976 bestand. In dieser Regierung hatte dann das Außenministerium ein ko-
ordinierendes Komitee für Zusammenarbeit, das bis zur Bildung einer Generaldi-
rektion für Zusammenarbeit in einer Regierung der Alianga Democrdtica 1980 be-
stand. Darüber hinaus wurde das Portugiesische Institut für Zusammenarbeit eta-
bliert, eine Art Holding der portugiesischen Wirtschafts- und Finanzinteressen in
Afrika.
International ist festgelegt, daß sich Zusammenarbeit auf die Unterstützung der

Entwicklung der Staaten und ihrer Kultur bezieht und das Ziel hat, die Entwick-
lung der Bereiche Wirtschaft, Kultur und Soziales zu fördern. Die Beziehungen
sollen gemäß der Konvention von Lomé aufgenommen werden, die die Länder der
EU mit dem Zusammenschluß der weniger entwickelten Länder von Afrika, der
Karibik und des Pazifik verbindet. Ein wichtiger Punkt dabei war, daß Portugal
Unterstützung nur dann gewähren konnte, wenn ein Land darum bat.
Auch wenn die Regierung nur wenige Mittel bereitstellte, ermöglichte die Ko-

operation Portugals mit den PALOP-Ländern die Aufrechterhaltung der notwen-
digen Kontakte während der heiklen Situation unmittelbar nach der Entkoloniali-
sierung. Die Beziehungen zwischen Portugal und den neuen portugiesischsprachi-
gen Ländern waren jedoch nicht ohne Probleme. Enger waren die politischen Be-
ziehungen von Anfang an zu den Kapverdischen Inseln und zu Guinea-Bissau, ge-
folgt von S. Tomé e Principe. Zu Beginn gab es keinerlei Schwierigkeiten, und
selbst bei dermilitärischen Kooperation kam es schnell zu einer Verständigungmit
den portugiesischen Streitkräften, insbesondere bei der Küstenbegrenzung, bei
Leuchttürmen, der Anlage von Häfen, der Personalschulung etc. Die Republik
Guinea-Bissau erbat in einer Auseinandersetzung mit Guinea-Conakry portugie-
sische Hilfe zur Festlegung ihrer Hoheitsgewässer. Und als Portugal im Oktober
1978 offiziell den Antrag auf die nicht-ständige Mitgliedschaft im Sicherheitsrat
stellte, unterstützten diese Länder diese Kandidatur gegen Malta.
Eine Gemeinsamkeit der Außenpolitik Portugals und der ehemaligen Kolonien

war und ist die internationale Förderung der portugiesischen Sprache. Vor der Un-
abhängigkeit dieser Gebiete war Portugiesisch Amtssprache in zwei Staaten, nach
der Unabhängigkeit der afrikanischen Territorien wurden es sieben Länder auf
den drei Kontinenten Europa, Südamerika und Afrika. Somit waren die Voraus-
setzungen für die Förderung des Portugiesischen als einer internationalen Sprache
gegeben.
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Portugals wirtschaftliche Entwicklung in der Demokratie

Die revolutionäre Phase nach dem 25. April 1974 war gekennzeichnet durch ein-
schneidende Veränderungen, die in ihrer Summe einen radikalen Bruch mit der
Wirtschaftspolitik des Estado Novo bedeuteten: Verstaatlichungen, Agrarreform,
Aufbau einer starken Gewerkschaftsbewegung, Gründung von Kooperativen und
Selbstverwaltungen, Schutzmaßnahmen für Arbeiter und sozial Benachteiligte,
Abschaffung der Industrielenkung

-

und die Schließung der Effektenbörsen in
Lissabon und Porto.
Zum Zeitpunkt der Revolution existierten als Unternehmen mit öffentlichem

Kapital bereits eine Bank (Caixa Gérai de Depositos) und verschiedene Dienstlei-
stungsunternehmen (Gas- und Wasserversorgung Lissabon, Telefon, Post). Dar-
über hinaus kontrollierte der Staat einige Elektrizitätswerke, die Portugiesische
Fluggesellschaft TAP und Reedereien. Die meisten zusätzlichen Verstaatlichungen
fanden zwischen dem 11. März und dem 25. November 1975 statt und hatten zwei
Hauptziele: die Auflösung der wichtigsten privatenWirtschafts- und Finanzgrup-
pen und die Verstaatlichung von 224 Unternehmen vor allem des Finanzsektors
und der Grundstoffindustrie. Im Ergebnis näherte sich der Anteil der öffentlichen
Unternehmen Portugals dem europäischen Durchschnitt an.

Tabelle 1: Anteile der öffentlichen Unternehmen in Prozent (1982)

Spanien Großbritannien Italien Bundesrepublik Portugal
Deutschland

Wertschöpfung 8,3 15 14,5 13 15
Investitionen 19 22 31 18 15
Arbeitsplätze 8 12 15 11,5 5

Diese Verstaatlichungen erfolgten ohne besondere Planung mittels einfacher
Gesetzesdekrete. Sie betrafen immer nur einzelne Unternehmen, auch wenn in ei-
nigen Fällen das Ziel eindeutig die Verstaatlichung eines ganzen Sektors war. Die
verstaatlichten Unternehmen eines Sektors wurden jeweils in ein einziges
Großunternehmen zusammengefaßt, um den öffentlichen Bereich zu rationalisie-
ren. Festzuhalten ist allerdings, daß die Verstaatlichungen nicht zur Konstitu-
ierung von Staatsmonopolen führten, nicht einmal in Bereichen, in denen es zu ei-
ner Gesamtverstaatlichung kam. Von der Verstaatlichung ausdrücklich ausgenom-



124 Emanuel Leäo

men waren ausländische Unternehmen, um die Wirtschaftsbeziehungen Portugals
nicht zu gefährden.
Den ehemaligen Aktionären oder Besitzern der verstaatlichten Unternehmen

wurden Entschädigungen bezahlt, die jedoch deutlich unter demMarktwert lagen,
da den Berechnungen der um ein Vielfaches niedrigere Buchwert zugrunde gelegt
wurde. Die Verstaatlichungen betrafen mehr als 90 Prozent der an der Börse ge-
führten Unternehmen

-

eine der Ursachen für die Schließung der Effektenbörsen
in Lissabon und Porto. Parallel dazu wurde das Gesetz über die Industrielenkung
abgeschafft, mit dem der Estado Novo die Ansiedlung neuer Industrien von einer
öffentlichen Genehmigung abhängig gemacht hatte.
Nicht nur in der Industrie, auch im Bereich der Landwirtschaft wurden tief-

greifende Veränderungen durchgesetzt. Auf den Latifundien im Süden des Landes,
die eine extensive Landwirtschaft ohne künstliche Bewässerung betrieben und wo
nach wie vor Saisonarbeit die soziale Kluft zwischen Großgrundbesitzern und
Landarbeitern zementierte, kam es seit dem 25. April 1974 zu einer wahren Ex-
plosion der seit Jahrzehnten aufgestauten Spannungen: Die Latifundien wurden
besetzt und Produktionskollektive gegründet. Diese Bewegung stand am Anfang
der Agrarreform und entwickelte sich spontan und ohne staatliche Mitwirkung.
Sie wurde erst gesetzlich legitimiert, als die Enteignungen und Verstaatlichungen
aller Agrarbetriebe mit mehr als 50 Hektar nahezu beendet waren. Das Auftreten
von Kooperativen und selbstverwalteten Betrieben infolge der zahlreichen Beset-
zungen hatte große Bedeutung; ihre Zahl erhöhte sich bis 1976 auf 2 666 bezie-
hungsweise 1200 Einheiten. Sie wurden im Rahmen des Artikel 89 der Verfassung
(Sektoren mit Besitz der Produktionsmittel) anerkannt.
Die Entwicklung der Gewerkschaftsbewegung wurde vor allem von der marxi-

stisch orientierten CGTP-IN vorangetrieben. Diese repräsentierte etwa 1,5 Mil-
lionen Arbeiter, das entsprach 62,5 Prozent aller Arbeitnehmer und 72,6 Prozent
der Gewerkschaftsmitglieder. Die CGTP-IN war ein mächtiges Instrument der
Arbeitnehmerklasse und begünstigte ohne Zweifel maßgeblich die außerordentli-
che Verbesserung der Lebensqualität der Arbeiterschaft in den Jahren 1974 bis
1976. Zu den neuen Schutzmaßnahmen für Arbeiter und sozial Benachteiligte
zählten die Einführung eines nationalenMindestlohns, die Verbesserung des Kün-
digungsschutzes, die Erhöhung der Ruhegehälter und Sozialrenten und die Preis-
bindung für Grundnahrungsmittel.
Seit dem 25. November 1975 versuchte die Regierung die revolutionären Verän-

derungen zu stoppen und Portugals Orientierung am westeuropäischen Wirt-
schaftsmodell durchzusetzen. Da es unmöglich war, die in der Verfassung festge-
schriebene Agrarreform rückgängig zu machen, bemühten sich die ersten Regie-
rungen zunächst, neue Enteignungen zu erschweren (April 1976), um danach
(Barreto-Gesetz 1977) eine Offensive gegen die Agrarreform zu starten, deren
Resultat eine deutliche Ausweitung der Gebiete der ehemaligen Großgrundbesit-
zer zum Nachteil der kollektiven Produktionseinheiten war.
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Auch bei den Unternehmen wurde nun die Welle der Verstaatlichungen abrupt
gestoppt. ImOktober 1976 wurde ein Gesetz verkündet, das staatliche Eingriffe in
die Verwaltung von Unternehmen widerrief. Daneben versuchte man die Fusio-
nierung der staatlichen Unternehmen zu stoppen, um Konkurrenzverhältnisse zu

erhalten. Parallel dazu wurde ein Gesetz zur Entschädigung der ehemaligen Ei-
gentümer enteigneter oder verstaatlichter Ländereien und Unternehmen beschlos-
sen.

Die Einführung der Mischwirtschaft durch das Gesetz Nr. 46/77 zielte darauf,
das Vertrauen der Investoren wiederzuerlangen und stand im Zusammenhang mit
dem Beitrittsgesuch Portugals zur EU, das Mario Soares im März 1977 offiziell
einreichte. Von großer symbolischer Bedeutung war die Wiedereröffnung der Ef-
fektenbörse in Lissabon (für Obligationen im Januar 1976 und für Aktien im Fe-
bruar 1977). Hinzu kamen Rationalisierungen im staatlichen Unternehmensbe-
reich, insbesondere durch die Schaffung des Instituto de Participaçôes do Estado
(IPE) und die Gleichstellung öffentlicher und privater Unternehmen bei Verträgen
und Finanzprüfungen. Die Einrichtung eines Nationalen Rats für Einkünfte und
Preise im Juli 1976 verfolgte das Ziel, den Preisanstieg zu dämpfen, der stets von
Gewerkschaftsforderungen nach höheren Löhnen begleitet war.
Schließlich bemühte man sich um die Verbesserung der Auslandsbeziehungen

durch eine Sonderregelung für Emigranten, die Ermöglichung von Direktinvesti-
tionen und die Liberalisierung des Geldverkehrs (wobei die Möglichkeit beibehal-
ten wurde, letzteren im Falle einer besonderen Gefährdung der Zahlungsbilanz zu
begrenzen).
Die erste Hälfte der achtziger Jahre stand im Zeichen von Maßnahmen zurMo-

dernisierung der Wirtschaft. Neben einem neuen Gesetz zur Öffnung der Wirt-
schaft für private Initiativen im Bereich von Banken, Versicherungen, Zement-
und Düngemittelindustrie wurde der Versuch einer Neustrukturierung des staat-

lichen Unternehmensbereichs unternommen. Dies geschah durch die Umwand-
lung einiger öffentlicher Unternehmen und des Instituts für staatliche Beteiligun-
gen (IPE) zunächst in Aktiengesellschaften mit öffentlichem Kapital, anschließend
in Aktiengesellschaften mit gemischtem Kapital, was eine

-

wenn auch geringe
-

private Beteiligung ermöglichte. Auf diese Weise gelang die teilweise Reprivatisie-
rung bestimmter öffentlicher Unternehmen und die Umgehung des Verfassungs-
gebots der absoluten Unumkehrbarkeit der nach dem 25. April 1974 durchgeführ-
ten Verstaatlichungen. Einige öffentliche Unternehmen, insbesondere im Bereich
der Schiffahrt und Fischerei, wurden geschlossen, Großprojekte neu überdacht.
Das galt beispielsweise für den langfristigen nationalen Energieplan, der auf die
Nutzung von Kleinstwasserkraftwerken (potentielle Erzeuger von etwa einem
Fünftel der landesweit verbrauchten Energie) und auf den Bau von Kohlekraft-
werken setzte, da keine Möglichkeiten vorhanden waren, um Nuklearenergie zu

nutzen.
Beschlüsse über exportfördernde Maßnahmen betrafen insbesondere die Kre-

ditgarantie für Exporte, die Schaffung des Instituts des portugiesischen Außen-
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handels (ICEP) und die Schaffung des Exporteurstatuts. Unternehmen in wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten erlaubte ein neues Gesetz, Arbeitsverträge für maxi-
mal ein Jahr zu suspendieren oder Kurzarbeit einzuführen. Im Mai 1984 wurde
der Ständige Rat für soziale Zusammenarbeit geschaffen, und im Juni 1985 wurde
schließlich die Beitrittserklärung zur Europäischen Gemeinschaft unterzeichnet.
Die allmähliche Industrialisierung hatte Auswirkungen auf den Anteil der in der

Landwirtschaft beschäftigten Bevölkerung, die von 32 Prozent 1970 auf 22 Pro-
zent 1985 zurückging; der Anteil der Landwirtschaft am Bruttosozialprodukt fiel
im gleichen Zeitraum von 17,7 auf 9,1 Prozent. Dann jedoch stagnierte der indu-
strielle Aufschwung, und in der Folge veränderten sich der Anteil der Industrie am

Bruttosozialprodukt (ungefähr 40 Prozent) und ihre Bedeutung als Arbeitgeber
(etwa 35 Prozent der Arbeitsplätze) bis zum Ende der achtziger Jahre nur gering-
fügig. Der Dienstleistungssektor erhöhte seinen Anteil am Bruttosozialprodukt
zwischen 1970 und 1985 von 40,5 auf 51,7 Prozent, bei den Arbeitsplätzen von 35
auf 43 Prozent.
Die Entwicklung der portugiesischen Wirtschaft in. diesem Zeitraum läßt sich

besser verstehen, wenn man Portugal mit anderen Industrienationen der OECD
vergleicht. Dabei wird deutlich, daß die Bedeutung der Landwirtschaft mit einem
Anteil von 9,1 Prozent am Bruttosozialprodukt im Gegensatz zu den meisten in-
dustrialisierten Ländern mit Werten zwischen 3 und 5 Prozent überdurchschnitt-
lich hoch war. 22 Prozent der Arbeitnehmer in Portugal waren in der Landwirt-
schaft beschäftigt, in anderen europäischen Ländern nur 3 bis 11 Prozent. Dagegen
war der Anteil der Industrie am Bruttosozialprodukt und bei den Arbeitsplätzen
in etwa im Durchschnitt. Im Dienstleistungsbereich betrug der Anteil der Ar-
beitsplätze trotz des Wachstums nur 43 Prozent gegenüber 50 bis 66 Prozent im
OECD-Durchschnitt; der Anteil am Bruttosozialprodukt lag bei 51,7 Prozent ge-
genüber 55 bis 66 Prozent in anderen Ländern.
Die Einkommensverteilung in Portugal zeichnete sich traditionell durch ein

starkes Gefälle aus. Der Anteil der Löhne am Gesamteinkommen betrug seit Mit-
te der sechziger Jahre nur zwischen 45 und 50 Prozent, stieg aber während der Re-
volution schnell auf Werte über 60 Prozent, um bis Ende der siebziger Jahre wie-
der auf die Werte vor der Revolution zu sinken. Im selben Zeitraum lag der Anteil
der Löhne am Gesamteinkommen in den meisten industrialisierten Ländern mit
62 bis 68 Prozent deutlich höher.
Eine Analyse des Agrarbereichs und seiner Entwicklung ist nur anhand der

1968 erstellten Landwirtschaftlichen Ertragsstudie und einer Erfassung von 1979

möglich. Danach wurden in den Jahren 1968/70 etwa 70 Prozent der Nutzfläche
von Betrieben mit weniger als 5 Hektar oder mehr als 50 Hektar bewirtschaftet,
während innerhalb der Europäischen Gemeinschaft der größte Teil der Fläche von
Betrieben zwischen 5 und 50 Hektar genutzt wurde. Die Koexistenz von Kleinst-
und Großbetrieben muß nicht notwendig Ineffizienz bedeuten, tatsächlich aber
lagen viele der Großgrundbesitze im Süden des Landes brach, oder man betrieb
eine Extensivwirtschaft auf schlechten Böden, während die Minifundien im Nor-
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den des Landes ein großes Hindernis für die Einführung moderner Technologien
darstellten.
Trotz eines deutlichen Rückgangs der Nutzfläche für landwirtschaftliche Ein-

zelunternehmer als Resultat der Agrarreform blieb diese Form der Bewirtschaf-
tung weiter vorherrschend (71 Prozent 1968 und 56 Prozent 1979), und auch der
Anteil der Subsistenzwirtschaft blieb beträchtlich. Zum Problem wurde die zu-

nehmende Uberalterung der Landarbeiter; 1968 waren 45 Prozent älter als 55 Jah-
re, 1979 bereits 50 Prozent, während in anderen EU-Ländern nur ein Viertel der in
der Landwirtschaft tätigen Bevölkerung älter als 55 Jahre war. Zudem hatten 1968
nur 1,4 Prozent und 1979 erst 3,9 Prozent einen Schulabschluß; die Analphabe-
tenquote betrug 43 Prozent beziehungsweise 30 Prozent.
Auffallend war die geringe Investitionsbereitschaft der Agrarier, zumal im in-

ternationalen Vergleich. 1979 zeichnete sich Portugal durch einen Verbrauch von

Düngemitteln (Stickstoff, Phosphor und Kalium) von 76 kg/ha Anbaufläche aus,
während im europäischen Durchschnitt 306 kg/ha verbraucht wurden. Die Ver-
wendung hochwertiger Samen stand, mit Ausnahme von Weizen und Gerste, erst
am Anfang. Zudem zeigten sich in Portugal erhebliche infrastrukturelle Nachteile
für den Vertrieb der Agrarprodukte, und es gab keine wesentliche Produktions-
steigerung bei Getreide (Weizen, Roggen, Gerste, Hafer, Mais) und Kartoffeln

-

Produkte, deren Ertrag etwa ein Fünftel bis ein Drittel des durchschnittlichen Er-
trags der EU-Länder ausmachte. Im Bereich der Tierhaltung war das Produk-
tionsniveau deutlich besser und dem europäischen Durchschnitt vergleichbar. Das
langsame Wirtschaftswachstum und die steigende Nachfrage führten seit dem En-
de der sechziger Jahre zu Bilanzdefiziten der Agrarwirtschaft.
Die Industrie wurde in diesem Zeitraum zwar zur treibenden Wirtschaftskraft

des Landes, doch die Zahl der Industriearbeitsplätze stieg nur verhältnismäßig
langsam. Der traditionell dominante Textil- und Schuhsektor erhöhte seinen An-
teil an der Industrieproduktion seit 1975 innerhalb von zehn Jahren von etwa ei-
nem Fünftel auf etwa ein Viertel. Der Sektor Metallverarbeitung, Maschinen und
Transportmaterialien sank in derselben Zeit von etwa 30 Prozent auf weniger als
ein Viertel, der Sektor Holz, Kork und Möbel von 6,3 auf 4,7 Prozent (1984). Der
Anteil der Papierindustrie dagegen konnte sich mehr als verdoppeln (auf 10,9 Pro-
zent 1984), während der Sektor Nahrungsmittel, Getränke, Tabak unverändert bei
12,5 Prozent blieb.
Den wichtigsten Bereich bildeten die „traditionellen Industrien", deren Anteil

am industriellen BruttosozialproduktMitte der achtziger Jahre ungefähr ein Drit-
tel ausmachte und die fast 40 Prozent der Arbeitsplätze stellten; ihr Anteil an den
Industrieexporten betrug fast 60 Prozent. Dieser Bereich konzentrierte sich im
wesentlichen auf Textilien, Kleidung, Schuhe, Holz, Kork und Nahrungsmittel,
die in kleinen Familienbetrieben produziert wurden, die auf Grund der geringen
technologischen Investitionen durch niedrige Produktionsraten gekennzeichnet
waren. Man stützte sich auf den Export traditioneller Produkte, die von unquali-
fizierten Arbeitern billig hergestellt werden konnten.
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Der zweite Bereich umfaßte die Unternehmen mit ausländischem Kapital, deren
Anteil am industriellen Bruttosozialprodukt und an den Industrieexporten etwa

ein Fünftel betrug, die aber nur etwa 10 Prozent der Arbeitsplätze stellten. Diese
Unternehmen verfügten über eine relativ hochentwickelte Technologie und eine
moderne Verwaltung. Für sie war vor allem das niedrige Lohnniveau in Portugal
attraktiv. Die ausländischen Direktinvestitionen spielten eine entscheidende Rolle
insbesondere bei Chemie und Gummi (fast 50 Prozent), bei den nicht-eisenhalti-
gen Metallen (etwa 40 Prozent), bei elektrischen und elektronischen Geräten (et-
wa zwei Drittel) und bei Transportgeräten und Investitionsgütern (etwas weniger
als die Hälfte).
Die verstaatlichten Industrieunternehmen, die aus den in den fünfziger Jahren

errichteten Monopolen stammten, bildeten den dritten Bereich. Wenn sein Anteil
an den Industrieexporten auch nur ungefähr ein Zehntel und nur 5 Prozent der
Arbeitsplätze betrug, machte er doch fast ein Fünftel des industriellen Bruttoso-
zialprodukts aus. Es handelte sich dabei vor allem um kapitalintensive Grund-
stoffindustrien, die auf den Binnemarkt ausgerichtet und auf die Herstellung von

Produktionsgütern zentriert waren (Stahl, Eisen, Zement, Chemikalien, Erdöl),
aber auch auf Tabak, Bier und Schiffsreparaturen. Viele dieser Unternehmen ge-
rieten Mitte der achtziger Jahre in finanzielle Schwierigkeiten.
Der vierte Bereich war die metallverarbeitende Industrie (Metallprodukte, Ma-

schinen und Transportgeräte). Dieser Bereich hatte Mitte der achtziger Jahre einen
Anteil von etwas weniger als 15 Prozent am industriellen Bruttosozialprodukt
und den Industrieexporten. Er entwickelte sich aus kleinen Familienbetrieben, die
aber schon über bessere Verwaltungsstrukturen, Technologien und Arbeitskräfte
als die traditionellen Industrien des ersten Sektors verfügten.
Die Industrieproduktion befand sich darüber hinaus in großer Abhängigkeit

vom internationalen Handel, und dies aus zwei Gründen: Erstens waren ihre
wichtigsten Sektoren (Textilien/Kleidung/Schuhe) besonders vom Exportgeschäft
abhängig, zweitens waren die Industriebetriebe auf den Import von Produktions-
gütern, Ausrüstungsgegenständen und moderner Technologie angewiesen. Die
Textilindustrie importierte Mitte der achtziger Jahre etwas mehr als ein Drittel der
Produktionsgüter und etwa drei Fünftel der verwendeten Ausrüstungsgegenstän-
de.
Die Entwicklung des Außenhandels kennzeichnete vor allem eine Verschlechte-

rung der bereits strukturell defizitären Handelsbilanz von 60 Prozent im Jahre
1970 auf fast 80 Prozent 1988. Die Struktur der portugiesischen Exporte verän-
derte sich in dieser Zeit deutlich. Während der Anteil des Bereichs Nahrungsmit-
tel/Getränke am Gesamtexport von fast einem Fünftel zu Beginn der siebziger
Jahre auf weniger als ein Zehntel 1987 zurückging, stieg der Anteil des Bereichs
Metallverarbeitung/Maschinen/Transportgeräte von etwas mehr als einem Zehn-
tel auf etwa ein Fünftel. Einen deutlichen Anstieg erlebte auch der Bereich Texti-
lien/Kleidung/Schuhe, und zwar von weniger als 30 auf mehr als 40 Prozent. Im
einzelnen gab es dabei einen Rückgang bei Garnen und Stoffen, die von 12,5 auf



Portugals wirtschaftliche Entwicklung in der Demokratie 129

5,8 Prozent (1986) fielen, und einen Anstieg bei Schuhen und Kleidung von

2,7 Prozent beziehungsweise 14,8 Prozent (1975) auf 8,8 Prozent beziehungswei-
se 26,5 Prozent (1986).
Die Umorientierung in der Wahl der Handelspartner auf die EU geschah größ-

tenteils zum Nachteil der ehemaligen Kolonien. Während 1970 nur 18,3 Prozent
der Exporte die EU als Ziel hatten, erhöhte sich diese Quote bis 1987 auf 71 Pro-
zent. 1970 ging noch ein Viertel der Exporte in die PALOP-Länder (Afrikanische
Länder mit Portugiesisch als Amtssprache), 1986 war die Bedeutung dieser Märk-
te verschwindend gering. Eine ähnliche Entwicklung war auch im Importbereich
zu verzeichnen, wo der Anteil der EU von 38 Prozent (1970) auf 63 Prozent (1987)
anstieg, während die PALOP-Länder (1970: 14,5 Prozent) praktisch bedeutungs-
los wurden.
Die ausländischen Direktinvestitionen, die in den sechziger Jahren um jährlich

etwa 20 Prozent gestiegen waren, erlebten in den siebziger Jahren einen deutlichen
Rückgang infolge der Wirtschaftskrise der Industrieländer und der portugiesi-
schen Revolution; in den achtziger Jahren beschleunigte sich ihr Wachstum auf
schließlich 40 Prozent beim Beitritt Portugals in die EU.
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ACP Acçâo Catolica Portuguesa
AGC Agencia Geral das Colonias
ASP Acçâo Socialista Portuguesa
CDE Comissâo Democrâtica Eleitoral
CDS Centro Democrâtico Social
CEMGFA Chefe do Estado Maior General das Forças Armadas
CGT Confederaçâo Geral do Trabalho
CGTP-IN Confederaçâo Geral dos Trabalhadores Portugueses

-

Intersindical Nacional
CIP Confederaçâo da Indüstria Portuguesa
CLSTP Comité de Libertaçâo de S. Tomé e Principe
CNN Companhia Nacional de Navegaçâo
COPCON Comando Operacional do Continente
CTM Companhia de Transportes Maritimos
DG Diârio do Governo
DGS Direcçâo Geral de Segurança
EFTA European Free Trade Association
ELP Exército de Libertaçâo de Portugal
EPC Escola Pratica de Cavalaria
FAPLA Forças Armadas Populäres de Libertaçâo de Angola
FICO Frente Independente de Convergência Ocidental
FLEC Frente de Libertaçâo do Enclave de Cabinda
FNLA Frente Nacional de Libertaçâo de Angola
FRELIMO Frente de Libertaçâo de Moçambique
FUR Frente Unidade Revolucionaria
GATT General Agreement on Tariffs and Trade
GEDOC Grupo de Estudos e Documentaçâo
GNR Guarda Nacional Republicana
GUMO Grupo Unido de Moçambique
ICEP Instituto do Comércio Externo Português
IL Integralismo Lusitano
IPE Instituto de Particapaçôes do Estado
IWF Internationaler Währungsfonds
JSN Junta de Salvaçâo Nacional
LOC Liga Operäria Catolica
LUAR Liga Unitâria de Acçâo Revolucionaria
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MDP Movimento Democrâtico Português
MFA Movimento das Forças Armadas
MLSTP Movimento de Libertaçâo de Säo Tomé e Principe
MOLIMO Movimento de Libertaçâo de Moçambique
MPLA Movimento Popular de Libertaçâo de Angola
MRPP Movimento Reorganizativo do Partido do Proletariado
MUD Movimento da Unidade Democrâtica
NL Nacionalismo Lusitano
NU Naçôes Unidas
OECD Organization for Economic Cooperation and Development
OEEC Organization for European Economic Cooperation
ONU Organizaçâo das Naçôes Unidas
OUA Organizaçâo de Unidade Africana
PAIGC Partido Africano para a Independência da Guiné e Cabo Verde
PALOP Pai'ses Africanos de Lingua Oficial Portuguesa
PAP Piano de Acçâo Polîtica
PCP Partido Comunista Português
PIDE Polîcia Internacional de Defesa do Estado
PPD Partido Popular Democrâtico
PRP Partido Revolucionârio do Proletariado
PS Partido Socialista
PVDE Polîcia de Vigilância e Defesa do Estado
RAC Regimento de Artilharia da Costa
RALIS Regimento de Artilharia Ligeira de Lisboa
RTP Radio Televisâo Portuguesa
SEDES Sociedade de Estudos e Desenvolvimento
SNPA Sector das Pescas
UDP Uniâo Democrâtica Popular
UIE Uniâo dos Interesses Economicos
UNITA Uniâo Nacional para a Independência Total de Angola
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